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Protokoll

über die 102. Sitzung vom 25. Juni 2014

Beginn: 10:01 Uhr

Präsident Guido Wolf: Meine Damen und Herren! Ich eröff-
ne die 102. Sitzung des 15. Landtags von Baden-Württem-
berg.

Urlaub für heute habe ich Herrn Abg. Ulrich Lusche erteilt.

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich Frau Staats-
rätin Gisela Erler, Herr Minister Dr. Nils Schmid ab der Mit-
tagspause, Herr Minister Rainer Stickelberger, Herr Minister 
Franz Untersteller ab 15:30 Uhr und Herr Abg. Dr. Wolfgang 
Reinhart. 

Meine Damen und Herren, auf Ihren Tischen finden Sie einen 
Vorschlag der Fraktion GRÜNE für eine Umbesetzung im 
Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (An-
lage). – Ich stelle fest, dass Sie der vorgeschlagenen Umbe-
setzung zustimmen.

Eine Zusammenstellung der Eingänge liegt Ihnen ebenfalls 
vor. Sie nehmen davon Kenntnis und stimmen den Überwei-
sungsvorschlägen zu. – Es ist so beschlossen.

*

Im Eingang befinden sich:

1.	 Mitteilung des Rechnungshofs vom 2. Juni 2014 – Beratende Äuße-
rung „Förderung von großen Infrastrukturvorhaben im öffentlichen 
Personennahverkehr“ – Drucksache 15/5290

	 Überweisung an den Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur und fe-
derführend an den Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft

2.	 Mitteilung des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren vom 11. Juni 2014 – Information über Staats-
vertragsentwürfe; hier: Entwurf des Staatsvertrags über die gemein-
same Errichtung einer Ethikkommission für Präimplantationsdiag-
nostik bei der Landesärztekammer Baden-Württemberg – Drucksa-
che 15/5337

	 Überweisung an den Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, Fami-
lie, Frauen und Senioren

*

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Kein umweltgefährdendes Fracking in 
Baden-Württemberg – beantragt von der Fraktion der 
SPD

Das Präsidium hat für die Aktuelle Debatte eine Gesamtrede-
zeit von 40 Minuten mit der üblichen Abfolge festgelegt, wo-

bei ich auch die Mitglieder der Landesregierung bitte, sich an 
den vorgegebenen Redezeitrahmen zu halten.

Das Wort erteile ich Frau Kollegin Grünstein für die SPD-
Fraktion.

Abg. Rosa Grünstein SPD: Guten Morgen, Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, meine Damen und Herren! 

(Zurufe, u. a. Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Gu-
ten Morgen!)

Eigentlich dachte ich, das Thema Fracking sei für uns erle-
digt. Dann kamen jedoch plötzlich ganz viele Luftblasen auf, 
die munter verbreitet werden. Deshalb ist es uns ein Anliegen, 
hier noch einmal für Klarheit zu sorgen. 

Selbst in der renommierten „Zeit“ finden sich Überschriften 
in dieser Größenordnung. 

(Die Rednerin hält einen Zeitungsausschnitt hoch.)

Dass sich Zeitungen, die eigentlich als seriös gelten, auf die-
sen Zug geschwungen haben, ist sehr bedauerlich. Da berich-
tet z. B. – ich zitiere mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten – 
die „Süddeutsche Online“:

Gesetzemachen im WM-Taumel – Fracking soll legali-
siert werden 

Noch vor der parlamentarischen Sommerpause will die 
Bundesregierung Fracking, die Förderung von Schiefer-
gas, in Deutschland erlauben und die Bedingungen dafür 
festlegen. Im vergangenen Jahr war die Einführung des 
Frackings gescheitert, Bayern stellte sich gegen die Plä-
ne der Bundesregierung. Die Umweltminister der Länder 
sprachen sich nach einer gemeinsamen Konferenz im Mai 
geschlossen gegen Fracking aus. 

Doch angesichts der Krise in der Ukraine und der Abhän-
gigkeit Deutschlands von russischem Gas will Gabriel die 
umstrittene Fördermaßnahme nun trotzdem legalisieren. 
Dafür soll eine Umweltverträglichkeitsprüfung und ein 
Verbot in Wasserschutzgebieten für die Genehmigung aus-
reichen. 

So der Minister gemäß der „Süddeutschen Online“. Das ist al-
lerdings durch nichts, durch gar nichts belegbar und ist des-
halb unter „Storytelling“ abzulegen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Abg. Claus 
Schmiedel SPD: Storytelling!)
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Die „Frankfurter Rundschau“ schreibt eine reißerische Über-
schrift: „Fracking im Eiltempo“. In einer kurzen Notiz schreibt 
sie darunter: 

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel treibt das Gesetz zur 
Erdgasgewinnung gegen den Widerstand von Parteifreun-
den voran. 

Das ist ein reißerischer Titel, der sich jedoch im Laufe des Ar-
tikels sehr relativiert. Allerdings haben die Herrschaften von 
der Beteiligungsplattform Campact wahrscheinlich nur die 
Überschrift gelesen und nicht weitergelesen, denn unter dem 
Titel „Fracking im Eilverfahren“ verweisen sie auf die „Frank-
furter Rundschau“: 

Weil das Fracking-Gesetz im letzten Jahr am breiten Wi-
derstand der Bevölkerung scheiterte, will Gabriel die um-
strittene Technologie jetzt im Schatten der Fußball-WM 
durchdrücken.

Wenn die Herrschaften von Campact wirklich lesen könnten, 
dann wäre Ihnen aufgefallen, dass zwar der Titel, jedoch nicht 
der Artikel inhaltlich richtig wiedergegeben wurde. Man soll-
te vielleicht doch immer bis zum Ende lesen. Richtig ist, wie 
die „Frankfurter Rundschau“ schreibt, dass auch das Haus Ga-
briel sagt,

„umwelttoxische Substanzen“ sollten bei der Anwendung 
„nicht zur Anwendung kommen dürfen“.

Hätten die Leute von Campact das gelesen, hätten sie sich 
vielleicht etwas besser ausgedrückt.

Entgegen sich zurzeit häufenden Pressemeldungen will Sig-
mar Gabriel während der Fußball-WM kein „Fracking-Ermög-
lichungsgesetz“ im Eiltempo durchdrücken. Das ist reine Pa-
nikmache. Das Prinzip für die Regulierung von Fracking ist: 
Gründlichkeit vor Schnelligkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Gründlichkeit heißt aber auch, zu differenzieren und klar zu 
sagen, wofür man eigentlich ist. Ist man gegen die Schiefer-
gasförderung mithilfe von umwelttoxischen Substanzen? Bun-
desumweltministerin Hendricks hat sich grundsätzlich gegen 
diese Technologie ausgesprochen. „Fracking ist die falsche 
Antwort auf unsere Energiefragen“, sagt sie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Abg. Wolfgang 
Raufelder GRÜNE: Sehr gut!)

Ist man gegen die Methode zum Aufsprengen von Gestein – 
also gegen Fracking –, die z. B. auch in der Tiefengeothermie 
zum Einsatz kommt? Warum ist es anscheinend so schwer, zu 
unterscheiden, dass bei der Geothermie eben keine umwelt-
toxischen Substanzen verwendet werden müssen, dass dies al-
so nur scheinbar das Gleiche ist? Dies ist auf gar keinen Fall 
vergleichbar. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft sagt: 

Der Schutz von Trinkwasser und Gesundheit hat absolu-
ten Vorrang. Daher wird auch der Einsatz umwelttoxi-
scher Substanzen bei der Anwendung der Fracking-Tech-
nologie abgelehnt.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Aha!)

Fakt ist: Ebenso wie die zuständige Fachministerin Barbara 
Hendricks ist auch Sigmar Gabriel gegen den Einsatz von um-
welttoxischen Substanzen bei der Förderung von Gas aus un-
konventionellen Lagerstätten mittels der Fracking-Technolo-
gie. Damit liegt er mit uns auf einer Linie, siehe Antrag Druck-
sache 15/3976 – Kein trinkwassergefährdendes Fracking in 
Deutschland. 

Er bewegt sich auch in den Grenzen der Vereinbarung des Ko-
alitionsvertrags. Kurz zusammengefasst steht da: Der Schutz 
von Trinkwasser und Gesundheit hat absoluten Vorrang. Um-
welttoxische Substanzen dürfen beim Fracking nicht zur An-
wendung kommen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Gerade die Risiken des unkonventionellen Frackings, insbe-
sondere bei der Schiefergasförderung, sind zurzeit nicht ab-
schätzbar. Eine kommerzielle Nutzung dieser Technologie 
kommt vor diesem Hintergrund bis auf Weiteres nicht in Be-
tracht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb begrüßen wir den gemeinsamen Referentenentwurf 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie und des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit, mit dem sich das Bundeskabinett nach den parla-
mentarischen Sommerferien befassen wird. 

Klar muss aber auch sein: Die Förderung von Kohlenwasser-
stoffen aus unkonventionellen Lagerstätten mittels Fracking 
– sollte dies irgendwann ohne den Einsatz umwelttoxischer 
Substanzen möglich sein – ist kein Ersatz für den Umstieg auf 
erneuerbare Energien. Denn auch Kohlenwasserstoffe in un-
konventionellen Lagerstätten sind fossile Brennstoffe und da-
mit endlich. 

Gabriel selbst hat sich gleich in mehreren Interviews dazu ge-
äußert. Die „Bild“ fragt ihn: „Brauchen wir Fracking in 
Deutschland?“ Gabriel antwortet: 

Nach meiner Überzeugung ist das Risiko für Mensch und 
Umwelt mit den heutigen Techniken einfach zu hoch. Aber 
die Unternehmen forschen ja an einer besseren Techno-
logie. Die Ergebnisse werden wir uns anschauen müssen.

Beim Interview von Greenpeace wird gefragt: 

Beim Fracking werden große Mengen Wasser und Che-
mikalien in tiefliegende Schieferschichten gepresst, um 
das darin gebundene Gas freizulegen und zu fördern. Mit 
den Ressourcen könnte Deutschland seinen Erdgasbedarf 
zwölf Jahre lang decken. Eine gute Idee? 

Gabriel sagt: 

Nein, nach allem, was wir gegenwärtig darüber wissen, 
sollte man davon die Finger lassen.

Das ist doch sehr deutlich.

„Frankreich hat Fracking verboten“, sagt Greenpeace. „For-
dern Sie das auch für Deutschland?“ Gabriel sagt:

Solange es technologisch nötig ist, Chemikalien in den 
Boden zu pressen, die dann drohen, ins Grundwasser ein-
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zudringen, sollten in Deutschland ... keine Genehmigun-
gen erteilt werden.

„In einem Leitlinienpapier der SPD heißt es ..., Fracking in 
Deutschland solle ‚möglich bleiben‘“, sagt Greenpeace. Ga-
briel sagt dazu: 

In unserem Wahlprogramm fordern wir einen Verzicht auf 
das Fracking, „bis alle Risiken für Gesundheit und Um-
welt bewertet und ausgeschlossen“ sind. Ich bin kein 
Hellseher und weiß nicht, ob Fracking irgendwann ohne 
Chemikalien möglich ist.

Hilfreich in diesem Nachrichtenwirrwarr der letzten Wochen 
waren auch die Aussagen der ja nicht ganz unmaßgeblichen Mi-
nisterpräsidentin von Nordrhein-Westfalen, Hannelore Kraft,

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Wer ist das? – 
Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

die betont, dass es mit ihr kein Fracking geben wird. Nord-
rhein-Westfalen ist das Land, in dem natürlich die meisten 
Möglichkeiten dafür bestehen würden. Aber da sie noch sehr 
lange regieren wird, gehe ich davon aus, dass ihr Wort auch 
im Bund Gewicht haben wird.

Der Einzige übrigens, der immer noch glaubt, dass Fracking 
unsere Energieprobleme lösen könnte, ist Herr Energiekom-
missar Oettinger.

(Zurufe von der SPD, u. a.: Oje, oje!)

Lassen Sie uns nun also in aller Ruhe den für die Zeit nach 
der Sommerpause angekündigten Entwurf von Eckpunkten 
und Gesetz aus dem Hause Hendricks abwarten. Es gibt kei-
ne Äußerungen, die darauf hindeuten, dass sie anders ausse-
hen als bereits angekündigt. 

Lassen Sie uns hier und heute wiederholt festhalten: Baden-
Württemberg will und braucht keine unkonventionelle Gas-
förderung. Ein solches Strohfeuer würde einige wenige Jahre 
nützen. Es würde uns eher beim Eiltempo des Umbaus, der 
Energiewende behindern und die nachfolgenden Generatio-
nen mit weiteren Problemen belasten, die für die Landschaft 
unerträglich wären.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Und was soll uns 

das jetzt sagen?)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
lege Reuther.

Abg. Wolfgang Reuther CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben inzwischen hier 
im Landtag zahlreiche Diskussionen über Fracking geführt – 
bemerkenswerterweise zum Teil sehr einhellig, was wir alle 
begrüßen –, nicht zuletzt am 28. Juni 2012, als wir hier eine 
gemeinsame, über alle Fraktionen hinweg reichende Beschluss-
fassung vorgenommen haben, nämlich die Landesregierung 
beauftragt haben, zum einen auf Bundesebene auf ein Mora-
torium zur Verhinderung des Einsatzes umwelttoxischer Stof-
fe bei der Erschließung von Gasvorkommen in unkonventio-
nellen Gesteinsschichten hinzuwirken und zum anderen auch 

eine Änderung des Bergrechts herbeizuführen, um eine obli-
gatorische Umweltverträglichkeitsprüfung zu veranlassen, so-
bald Fracking irgendwo zum Einsatz kommen soll.

Wir hatten Fracking im Bereich der Trinkwassergewinnung, 
insbesondere in Wasserschutzgebieten, kategorisch ausge-
schlossen und hatten auch ein generelles Einvernehmen dar-
über erzielt, ein Vetorecht für die Wasserbehörden beim Ein-
satz von Fracking einzuführen.

So war für uns von der CDU eigentlich alles besprochen,

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Aha!)

und wir sagten: „Hoppla! Hierüber bräuchten wir doch eigent-
lich die nächsten Jahre nicht mehr zu diskutieren.“

Aber bereits im Juni 2013 haben wir hier schon wieder über 
Fracking diskutiert. Damals war es der hochgeschätzte Kol-
lege Müller, der vor der Bundestagswahl ein wahltaktisches 
Kalkül vermutete, was ich persönlich natürlich von vornher-
ein ausschließe.

(Heiterkeit bei der CDU)

Eine weitere Diskussion hatten wir hier zuletzt vor wenigen 
Wochen, im April. Damals hat hier der Kollege Lusche ge-
sprochen. Vermutlich war das Ankündigungen der Bundesmi-
nisterin Hendricks geschuldet, dass man jetzt auf Bundesebe-
ne wohl noch in diesem Jahr zu einer einheitlichen Lösung 
kommen sollte mit einer Änderung des Bergrechts, nämlich 
ebendieser obligatorischen Umweltverträglichkeitsprüfung 
und auch dieses Verbots des Einsatzes umwelttoxischer Stof-
fe bei Fracking.

Wir hatten damals hier im Landtag noch darauf hingewiesen: 
Dies gilt ausdrücklich, solange die Risiken nicht absehbar und 
nicht abschätzbar sind. Dazu komme ich nachher noch. Da 
sind wir seitens der CDU inzwischen schon einen ganzen 
Schritt weiter, was ich für durchaus bemerkenswert halte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir hatten ein wenig den Eindruck, nachdem Nordrhein-West-
falen und Schleswig-Holstein durch ihre Minister Anfang des 
Jahres eine Bundesratsinitiative anstrengen wollten, um ge-
nau diese Dinge umzusetzen, dass man sich hier im Land sei-
tens Grün-Rot etwas als Getriebene sah und dass man deshalb 
reagieren musste und deshalb auch eine erneute Diskussion 
entfachte. Herr Lusche vermutete damals, dass vor allem die 
Grünen darum bangen, dass sie ihre Vormachtstellung bei der 
Diskussion über Fracking und ihr selbst reklamiertes Aus-
schließlichkeitsprinzip verlieren würden. Ich zitiere hier nur 
meinen Kollegen Lusche.

So hatte man schon ein wenig den Eindruck, dass man beim 
Wettlauf um die Gunst einer etwas verschreckten und einge-
schüchterten Öffentlichkeit bundesweit und hier im Land na-
türlich nicht hintendran bleiben durfte. Da durften SPD und 
Grüne natürlich ebenfalls nicht fehlen, denn auch ein wenig 
Aktionismus kann in dieser Beziehung sicherlich nicht scha-
den.

(Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Baden-Württemberg war immer ein technologieoffenes und 
-freundliches Land. Aber ich habe den Eindruck, liebe Kolle-
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ginnen und Kollegen, dass wir dies bei der Fracking-Diskus-
sion von Anfang an niemals waren.

Da gefällt mir eine durchaus differenzierte Diskussion schon 
besser – die Kollegin Grünstein hat es erwähnt –, wie sie jetzt 
gerade auch in Niedersachsen geführt wird, wo es darum geht, 
dass Tight Gas aus Sandsteinschichten in 2 500 m Tiefe durch-
aus weiterhin mithilfe der Fracking-Methode gefördert wer-
den darf, aber die Schiefergasförderung eben per se ausge-
schlossen wird. Hier geht es um den Einsatz von Chemikali-
en mit Gefährdungsstufen. Das heißt, hier wird eigentlich auf 
einem qualitativ recht hohen Niveau diskutiert. Dies führt in 
dieser Diskussion zu einer Versachlichung, die mir im Land, 
aber auch bundesweit bei diesem Thema oftmals deutlich 
fehlt, was auch die Bevölkerung nachhaltig verunsichert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Claus 
Schmiedel SPD: Was sagen Sie zu Oettinger?)

– Dazu komme ich gleich. Wegen Ihnen würde ich da sogar 
eine kleine Parenthese vornehmen, Kollege Schmiedel.

Besondere Verwunderung hat bei uns ausgelöst, dass wir heu-
te, auch noch von der SPD initiiert, wiederum über dieses The-
ma diskutieren, nachdem sich offensichtlich zwischen den bei-
den SPD-geführten Ministerien im Bund eine Einigung abzu-
zeichnen scheint. Die Referentenentwürfe werden abgestimmt 
und sollen vielleicht sogar schon in diesem Jahr zu gesetzli-
chen Regelungen führen, die mir auch sinnvoll erscheinen.

Aber ganz offensichtlich ist man seitens der Landes-SPD nun 
doch etwas aufgeschreckt durch einen Brief, den Bundesmi-
nister Gabriel Ende Mai an Frau Dr. Gesine Lötzsch, die Vor-
sitzende des Haushaltsausschusses im Bundestag, geschrie-
ben hatte und der Anlass für diese wilden Spekulationen ge-
geben hat.

Es geht hier um die Änderung – nach unserem Dafürhalten ei-
gentlich eine völlig banale Geschichte – der Verordnung über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung in bergbaulichen Vorha-
ben und um eine Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes – die 
Kollegin Grünstein hat es bereits ausgeführt –, also um Din-
ge, die wir hier selbst schon gefordert und beschlossen hatten.

Aber wenn nun so wilde Spekulationen aufkommen, dann 
muss das wahrscheinlich schon auf irgendwelche missver-
ständlichen Forderungen zurückzuführen sein. Das liegt of-
fensichtlich auch daran, dass ausdrücklich in diesem Brief 
drinstand, dass die Erlaubnis der Wasserbehörde bei Fracking 
erforderlich sei und dass ein Verbot dieses Vorhabens in Was-
serschutzgebieten greifen sollte; weiter gehende Anforderun-
gen an Fracking-Genehmigungsverfahren würden noch intern 
geprüft.

Daraus haben natürlich viele schon geschlossen: Jetzt kann es 
überall sonst, auf 86 % der Landesfläche, erfolgen. Wir hat-
ten nur gehofft, dass dem mitnichten so sei. Sie haben es jetzt 
heute nochmals bestätigt, und wir gehen davon aus, dass dies 
auch Minister Gabriel oben in Berlin vernommen hat.

Sie haben gefragt: „Was hat Herr Oettinger gesagt?“ Bei Oet-
tinger wissen wir wenigstens, von was er spricht und was er 
davon hält. Da ist die Meinung eindeutig.

(Beifall bei der CDU)

Selbst Kollege Hahn sprach von einem „Fracking-Ermögli-
chungsgesetz“, und deshalb musste auch Frau Ministerin Hen-
dricks gleich zurückrudern. Sie hatten auch erwähnt, dass sie 
in einem Interview noch einmal klar strenge Fracking-Regeln 
vorgab und hierbei auch noch einmal darauf hinwies, dass die-
se selbst für Forschungszwecke gelten.

Aber wir fragen uns natürlich schon: Wie läuft denn die Ab-
stimmung zwischen den SPD-Ressorts auf Bundesebene, und 
wie läuft die Abstimmung hier zwischen Landes- und Bun-
des-SPD? Ganz offensichtlich haben wir den Eindruck, dass 
die SPD im Land ein bisschen die Sorge hatte, dass diese we-
nig klar definierten Äußerungen des Bundesministers Gabri-
el den Fraktionsfrieden hier im Land doch deutlich belasten 
können, und darum führen wir heute auch diese Diskussion.

Wir seitens der CDU können hier nur sagen: Wir haben schon 
seit Anfang dieser Diskussion hier in Baden-Württemberg ei-
ne klare Haltung, die wir nach wie vor vertreten. Wir halten 
an den gefassten Beschlüssen vom Juni 2012 fest, und wir un-
terstützen auch ganz klar die Vereinbarungen zwischen den 
Koalitionsfraktionen auf Bundesebene, das heißt: keine Fra-
cking-Technologie bei unkonventioneller Erdgasgewinnung 
unter Einsatz von umwelttoxischen Stoffen, und zwar gene-
rell und nicht nur so lange, wie die Risiken nicht geklärt sind. 
Auch stellen wir klar heraus: Trinkwasser und Gesundheit ha-
ben für uns bei dieser Diskussion absoluten Vorrang.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir wissen auch, dass alle unsere Bemühungen dem Besorg-
nisgrundsatz des Wasserhaushaltsgesetzes geschuldet sein 
müssen. Auch hier bedarf es dann eines Vetorechts für unse-
re Wasserbehörden. Ebenso darf keine Entsorgung des Flow-
back aus Fracking-Vorgängen mit umwelttoxischen Chemi-
kalien in Versenkungsbohrungen erfolgen und muss eine ob-
ligatorische Umweltverträglichkeitsprüfung mit Öffentlich-
keitsbeteiligung stattfinden.

Wir wollen auch das Bergrecht dahin gehend erweitert wis-
sen, dass das Schadensverursacherprinzip auch für die Gas-
förderung gilt. Wir wollen eigentlich auch umgesetzt wissen, 
dass hier eine Beweislastumkehr zugunsten des Geschädigten 
erfolgen sollte. 

Wir wollen, wie eingangs erwähnt, das Trinkwasser durch ein 
Vetorecht der Wasserbehörden geschützt wissen. Wir fordern 
deshalb Minister Gabriel noch einmal zu einer Präzisierung 
seiner Aussage auf, vor allem was einen strengen Gebiets-
schutz anbelangt – nämlich nicht nur in Wasserschutzgebie-
ten, sondern auch in allen Gebieten der öffentlichen Wasser
entnahme und der Trinkwasserversorgung genauso wie bei 
der privaten Trinkwasserversorgung. 

Mit dieser klaren Haltung stellen wir uns immer wieder gern 
und leidenschaftslos einer vernünftigen, zielgerichteten Dis-
kussion über das Thema Fracking – wo auch immer, wann 
auch immer, sogar heute. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und des Abg. Dr. Hans-Ulrich 
Rülke FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Kol-
lege Schoch.
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Abg. Alexander Schoch GRÜNE: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben uns in diesem Haus schon sehr häufig 
über das Thema Fracking unterhalten – verschiedentlich mit 
unterschiedlichen Positionen. Wir fanden zu diesem Thema 
oftmals aber auch sehr viele Gemeinsamkeiten. 

(Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU)

Dieses Thema wurde jetzt in den Medien mehrfach aufgegrif-
fen. Ich möchte in diesem Zusammenhang auch den Bezug 
zur Fußball-WM aufnehmen. Denn meiner Meinung nach ver-
sucht die schwarz-rote Bundesregierung, im Schatten der WM 
nun das Fracking per Gesetz zu erlauben 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Was sind denn das für 
Vorwürfe? Das ist doch absurd!)

und alle Bedenken „wegzubeißen“. Wir wollen dem Fracking 
– sei es mit oder ohne gefährliche Chemikalien – die rote Kar-
te zeigen. 

(Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD)

In Zeiten des Klimawandels und der Energiewende brauchen 
wir in Deutschland keine Reglementierung einer risikoreichen 
Gasfördermethode, sondern stattdessen einen konsequenten 
weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien, mehr Energie-
einsparung, mehr Energieeffizienz. Wir brauchen ein eindeu-
tiges Verbot von Fracking.

(Beifall bei den Grünen)

Wir hoffen, dass dieses grobe Foulspiel der schwarz-roten 
Bundesregierung

(Abg. Helmut Walter Rüeck CDU: Foulspiel!)

gegenüber Mensch und Umwelt durch den Bundesrat geahn-
det wird. Wir begrüßen daher den Entschließungsantrag, den 
die Länder Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg und Hes-
sen zur Aufnahme eines Verbots des Frackings ins Bergrecht 
in den Bundesrat eingebracht haben. 

Wir wollen diese Risikotechnologie nicht und bekräftigen mit 
unserer Ablehnung die Haltung der Bodenseeanrainerländer 
und -kantone. Es gibt Beschlüsse der Internationalen Gewäs-
serschutzkommission für den Bodensee, der Regierungschefs 
der Internationalen Bodensee Konferenz, der Parlamentarier-
Konferenz Bodensee sowie Beschlüsse der Bundesländer und 
der Kantone, wonach es im Bodenseeraum kein Fracking ge-
ben darf. 

In Frankreich z. B. wurde das Fracking verboten. Das Verfas-
sungsgericht in Frankreich hat dieses Fracking-Verbot auch 
bestätigt. 

Nach dem Ergebnis einer Umfrage von Emnid im Mai dieses 
Jahres wünschen sich 66 % der befragten Bundesbürger eine 
Reglementierung – nicht nur eine Reglementierung, sondern 
ein eindeutiges Verbot von Fracking. 

Darum fordern wir klare gesetzliche Regelungen für ein Ver-
bot von Fracking. Fracking steht abseits, spielt grob foul und 
gehört vom Platz gestellt. 

(Beifall bei den Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Kollege Glück. 

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Auch von mir klare Worte. Ich 
unterstütze den Titel dieser Aktuellen Debatte „Kein umwelt-
gefährdendes Fracking in Baden-Württemberg“. Genauso we-
nig möchte ich umweltgefährdendes Fracking irgendwo an-
ders haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
CDU sowie des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Zweite Aussage: Wir wollen kein Fracking am Bodensee. Ge-
nauso wenig wollen wir Fracking an irgendeiner anderen Stel-
le haben, wo Trinkwasser gefährdet werden könnte. Aber da-
für brauchen wir strenge Regeln. 

(Zurufe von den Grünen)

Wir brauchen strenge Regeln und strengere Gesetze als die, 
die derzeit gelten. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

Denn bis heute gibt es kein Fracking-Verbot in Wasserschutz-
gebieten. Es gibt bis heute kein generelles Fracking-Verbot 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Das lag 
an Ihrer Bundesregierung!)

in Wasserschutzgebieten, und es gibt bis heute keine verpflich-
tende Umweltverträglichkeitsprüfung für jede Bohrung. 

(Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU)

Genau diese beiden Punkte fordern wir: in Wasserschutzge-
bieten Fracking zu verbieten und überall sonst bei jeder Boh-
rung eine verbindliche Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
zuführen.

In diesem Zusammenhang muss ich der SPD schon sagen: Ich 
verstehe nicht, wie man an dieser Stelle stolz darauf sein kann, 
dass bis jetzt noch kein Fracking-Gesetz gemacht oder kon-
kretisiert wurde. 

(Zuruf des Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE)

Denn wir brauchen ein Fracking-Gesetz, das deutlich stren-
gere Regeln beinhaltet. Ich glaube, darüber herrscht Einigkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP – Abg. Jo-
hannes Stober SPD: Wer war denn vier Jahre Bun-
deswirtschaftsminister? – Abg. Siegfried Lehmann 

GRÜNE meldet sich.)

– Sehr geehrter Herr Stober, Sie wissen ganz genau, dass es 
einen Gesetzentwurf gab, der von der CDU leider nie einge-
bracht wurde. 

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Herr Kollege Glück, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Kollegen Lehmann?

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Sehr gern.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)
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Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Ihre Ungeduld kann ich verstehen. Aber warum hat es 
eigentlich die letzte Bundesregierung, an der die FDP ja be-
teiligt war, nicht geschafft, dass es hier zu einer vernünftigen 
Regelung, nämlich zu einem Fracking-Verbot, kommt? 

Ich habe das Herumgeeiere zwischen FDP und CDU im letz-
ten Jahr sehr wohl nachvollzogen. Wir sind ein Jahr weiter, 
sind aber in dieser ganzen Angelegenheit noch kein Stück vo-
rangekommen. Das ist für alle in Baden-Württemberg eigent-
lich unbefriedigend. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Werter Herr Kollege, ich 
glaube, Sie verwechseln da etwas. Sinnvoll ist nicht ein gene-
relles Verbot überall – zu diesem Punkt komme ich noch –, 
sondern es geht zunächst einmal darum, Fracking in Wasser-
schutzgebieten generell zu verbieten 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

und ansonsten eine verbindliche Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen. Genau das war der Gegenstand der Dis-
kussion unter der letzten Bundesregierung; sie kam aber in-
soweit nicht durch. Ich denke, jetzt haben SPD, CDU und 
CSU die Möglichkeit, das Ganze auf Bundesebene durchzu-
setzen. 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Jetzt schauen wir einmal, was passiert. 

Ich möchte Ihnen an diesem Punkt auch ganz ehrlich sagen, 
warum ein generelles Verbot von Fracking gar keine geeigne-
te Maßnahme wäre. Alle im Landtag vertretenen Fraktionen 
fordern moderne Gaskraftwerke. Das beinhaltet aber auch, 
dass wir das Gas benötigen, um diese Gaskraftwerke betrei-
ben zu können. Ich frage Sie einmal unabhängig von der po-
litischen Situation – der Ukraine-Krise und dem Gasstreit mit 
Russland –: Sind Sie sich denn sicher, dass das Gas in Russ-
land so umweltverträglich gefördert wird, dass wir beim The-
ma „Unkonventionelle Gasförderung“ von vornherein prinzi-
piell die Tür zuschlagen und das Ganze generell für alle Zei-
ten verbieten sollten? Dieser Meinung bin ich nicht. Nur die 
Augen zu verschließen und so zu tun, als gäbe es kein Prob-
lem, weil das Problem anderswo besteht, ist doch auch schein-
heilig. 

Deswegen sage ich ganz klar – da war ich von den Worten von 
Herrn Gabriel, so, wie sie zitiert wurden, gerade positiv über-
rascht –: Ja, wir brauchen Forschung in diesem Bereich. Das 
ist richtig. Wir sind jetzt beim Thema „Unkonventionelle Gas-
förderung“ schon sehr weit. Wir sind mittlerweile bei Gemi-
schen, die 94,5 % Wasser, 5 % Sand und einen Anteil von 
0,5 % an Chemikalien beinhalten. Übrigens könnte eine der 
Chemikalien Propangas sein, also eine Chemikalie, mit der 
man klarkommt. 

Es zeigt sich: Man ist beim Fracking schon sehr weit, und For-
schung an dieser Stelle lohnt sich definitiv. Deswegen sage 
ich Ihnen ganz ehrlich: Einfach nur die Tür zuzuschlagen und 
so zu tun, als ob es jetzt etwas ganz Böses wäre, das sollten 
wir nicht tun.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich hatte eigentlich gar nicht 
verstanden, warum wir hier schon wieder diese Fracking-De-
batte führen. Jetzt weiß ich es: Es geht um eine Reinwaschung. 
Es geht nicht etwa um das Aufgreifen von Ängsten der Men-
schen, sondern es geht wohl offensichtlich um die Reinwa-
schung von Gabriel, der im Bereich des Frackings sehr un-
glücklich agiert hat. Ich würde doch darum bitten, dass wir 
uns in Zukunft in erster Linie auf landespolitische Themen 
konzentrieren. Ich bin gespannt, wie oft wir in nächster Zeit 
noch über Fracking sprechen werden. Die SPD zieht die De-
batte ja immer wieder hoch. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Herr 
Umweltminister Untersteller. 

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen Abgeordnete! Es ist bereits erwähnt worden: Das The-
ma Fracking war schon mehrfach Gegenstand von Debatten 
hier im Haus. Lassen Sie mich vorweg sagen: Maßstab für das 
Handeln der Landesregierung sind der Schutz und die Sicher-
heit von Mensch und Umwelt bei uns im Land. Das hat auch 
beim Thema Fracking für uns absolute Priorität. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie mich eines auch sagen: Ein wenig wundere ich 
mich über die bisherige Debatte. Warum? Wenn man einmal 
den Pulverdampf – da meine ich jetzt alle Seiten, nicht nur die 
Opposition – 

(Heiterkeit der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

ein bisschen auf die Seite schiebt, dann muss man doch fest-
stellen: Wir hatten hier im Haus in der Vergangenheit einen 
großen Konsens und haben ihn – ich sage dazu: Gott sei Dank 
– bis heute, dass wir Fracking unter Einsatz umwelttoxischer 
Substanzen ablehnen und dass wir alles dafür tun wollen, dass 
Fracking nicht praktiziert wird. Das ist der große Konsens in 
diesem Haus, und ich bin erst einmal froh, dass es so ist. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Unser Ziel, meine Damen und Herren, ist es daher, dass Fracking 
unter Einsatz solch umwelttoxischer Substanzen schnellstmög-
lich verboten wird. Hierfür setzen wir, die Landesregierung, 
uns mit Nachdruck ein. 

Wir haben erst im April dieses Jahres im Landtag auf Anre-
gung der beiden Koalitionsfraktionen einen Beschluss mit 
dem Ziel gefasst, dass sich die Landesregierung auf Bundes-
ebene aktiv dafür einsetzen soll, dass das Bergrecht des Bun-
des geändert wird. Dabei sollen in Deutschland keine Boh-
rungen mit Anwendung der Fracking-Methode mit umweltto-
xischen Stoffen zur Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas 
aus unkonventionellen Lagerstätten zulässig sein. 

Außerdem soll eine gesetzliche Regelung geschaffen werden 
– so die Forderung in diesem damals verabschiedeten Be-
schluss –, die eine obligatorische Umweltverträglichkeitsprü-
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fung – das ist eben auch schon vom Kollegen Reuther ange-
sprochen worden – mit entsprechender Bürgerbeteiligung vor 
jeder Zulassung von Maßnahmen zur Aufsuchung und Gewin-
nung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten mittels 
Fracking vorsieht.

Seither, meine Damen und Herren, hat sich einiges getan. Las-
sen Sie mich vorweg kurz auf die Konzessionen in Baden-
Württemberg eingehen. In Baden-Württemberg gibt es der-
zeit zwei Konzessionsfelder: das Konzessionsfeld Konstanz 
und das Konzessionsfeld Biberach. Die Erlaubnisse wurden 
meines Wissens 2008/2009, damals unter Ihrer Regierung, er-
teilt, und sie wurden im Dezember 2013, sprich in unserer Re-
gierungszeit, verlängert.

Diese Aufsuchungserlaubnisse berechtigen – um es einmal 
deutlich zu sagen – lediglich zu Schreibtischarbeit. Sie erlau-
ben keine Probebohrungen, und sie erlauben erst recht nicht 
darüber hinausgehende Tätigkeiten, sondern sie erlauben – 
um es noch einmal deutlich zu sagen – lediglich die Auswer-
tung von heute bekannten Datengrundlagen am Schreibtisch. 
Aber sie erlauben auf keinen Fall irgendwelche Maßnahmen, 
die mit Fracking zu tun haben. Anders – das will ich auch da-
zusagen – hätte die Genehmigungsbehörde, in diesem Fall das 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regie-
rungspräsidium Freiburg, auch nicht entscheiden können, da 
sie in dieser Frage an das geltende Bundesberggesetz gebun-
den ist. 

Meine Damen und Herren, die Situation, die ich gerade ge-
schildert habe, zeigt, dass wir dringend eine Novellierung des 
Bundesberggesetzes anstoßen müssen. Ziel ist ein Verbot des 
Frackings zur Aufsuchung und Förderung von Kohlenwasser-
stoffen aus unkonventionellen Lagerstätten unter Einsatz um-
welttoxischer Stoffe. Das gilt in einem Land, in dem rund vier 
Millionen Einwohnerinnen und Einwohner ihr Trinkwasser 
aus einem See, in diesem Fall dem Bodensee, beziehen, um-
so mehr. Ich kenne eigentlich europaweit keinen vergleichba-
ren Fall.

Im Übrigen, Herr Kollege Glück, geht es nicht nur um Was-
serschutzgebiete. Es gibt auch Situationen, in denen aus Ober-
flächengewässern Trinkwasser gewonnen wird; das geschieht 
auch in unserem Land. Die Landeswasserversorgung entzieht 
der Donau Rohwasser für die Trinkwassergewinnung. Des-
halb greift Ihre Forderung, sich auf Trinkwassergebiete zu be-
schränken, aus meiner Sicht zu kurz.

Ein zweiter Punkt zu dem, was bisher passiert ist: Im Mai die-
ses Jahres fand in Konstanz die Umweltministerkonferenz 
statt. Sie tagte unter meinem Vorsitz. Auf dieser Umweltmi-
nisterkonferenz wurde ein Antrag, den wir mit eingebracht ha-
ben, beraten und zur Beschlussfassung gestellt. Die UMK hat 
einstimmig – ich betone: einstimmig – beschlossen, dass Fra-
cking zur Aufsuchung und Förderung von Kohlenwasserstof-
fen aus unkonventionellen Lagerstätten unter Einsatz umwelt-
toxischer Substanzen zu verbieten ist, und hat angeregt, das 
Bundesberggesetz zu novellieren. Es gab darüber hinaus Pro-
tokollerklärungen zur entsprechenden Anpassung des Wasser-
haushaltsgesetzes auf Bundesebene, die wir auch unterstützt 
haben.

Des Weiteren hat die UMK gefordert, dass es, wenn eine No-
vellierung des Bundesberggesetzes vorgenommen wird, hier 

zukünftig mehr Transparenz gibt, dass für die Beteiligungs-
rechte Dritter Verbesserungen geschaffen werden und dass ei-
ne verbindliche Umweltverträglichkeitsprüfung in das Bun-
desberggesetz eingezogen wird. 

Auch auf Bundesratsebene ist die Landesregierung aus Ba-
den-Württemberg aktiv. Das Kabinett hat gerade gestern in 
seiner Kabinettssitzung beschlossen, gemeinsam mit den bei-
den Ländern Schleswig-Holstein und Hessen eine Bundes-
ratsentschließung einzubringen. Diese fordert Änderungen im 
Bundesberggesetz und insbesondere die Einführung eines Ver-
botstatbestands für das Fracking zur Aufsuchung und Förde-
rung von Kohlenwasserstoffen aus unkonventionellen Lager-
stätten unter Einsatz umwelttoxischer Stoffe.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Ferner soll bei einer Novellierung des Bundesberggesetzes 
dem Umweltschutz neben der Rohstoffgewinnung Bedeutung 
zuerkannt und der Beteiligung der Öffentlichkeit stärker Rech-
nung getragen werden, als es bisher der Fall ist, sowie für al-
le Vorhaben zur Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwas-
serstoffen eine obligatorische Umweltverträglichkeitsprüfung 
eingeführt werden. Dieses ist Gegenstand der erwähnten Ent-
schließung, die die drei Länder gemeinsam im Bundesrat ein-
bringen werden. 

Meine Damen und Herren, wir haben in Baden-Württemberg 
– das hat man damals vielleicht leicht übersehen – mit der No-
velle des Landeswassergesetzes, die wir im vergangenen Jahr 
hier im Landtag beschlossen haben und die im Dezember letz-
ten Jahres in Kraft getreten ist, bereits sichergestellt, dass tie-
fe Bohrungen, wie sie für das Fracking nun einmal nötig sind, 
dem wasserrechtlichen Regime unterworfen sind. Dies ist mit 
der Novelle des Wassergesetzes vom Dezember letzten Jah-
res eingezogen worden. Damit gilt der Besorgnisgrundsatz: 
Eine wasserrechtliche Erlaubnis ist immer dann erforderlich, 
wenn Bohrungen in den Grundwasserleiter eindringen und 
diesen durchstoßen. Aufgrund dieser Norm kann auch der Ein-
satz wassergefährdender Stoffe wie z. B. Frackingflüssigkeit 
ausgeschlossen werden. 

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Herr Minister, mir liegen zwei Zwi-
schenfragen vor, eine Frage des Kollegen Nemeth und eine 
Frage des Kollegen Glück. Möchten Sie diese zulassen?

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Ich lasse sie gern zu. Lassen Sie mich aber zu-
vor noch zwei Sätze sagen. 

Jetzt ist aus meiner Sicht, nachdem diese Dinge mit dem Ent-
schließungsantrag, den ich erwähnt habe, auf den Weg ge-
bracht wurden, aber auch mit den Beschlüssen, die die Um-
weltministerkonferenz gefällt hat, der Bund in der Pflicht, die 
Konsequenzen zu ziehen, das Bundesbergrecht zeitgemäß zu 
novellieren und endlich ein flächendeckendes Fracking-Ver-
bot umzusetzen, um Bürgerinnen und Bürger sowie auch die 
Umwelt vor negativen Folgen und den Risiken des Frackings 
zu schützen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Ich kann Ihnen versichern, dass wir, die Landesregierung, uns 
weiterhin auf allen Ebenen diesem Ziel, das ich jetzt mehr-
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fach angesprochen habe, verpflichtet fühlen und uns dafür ein-
setzen werden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Damit zu den Zwischenfragen.

Präsident Guido Wolf: Kollege Nemeth.

Abg. Paul Nemeth CDU: Herr Minister, ich würde Ihnen gern 
eine Frage stellen, die Sie hier im Parlament vor einem Jahr 
schon einmal nicht beantwortet haben.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Es geht um die Frage, ob Sie – da reicht ein Ja oder ein Nein 
– dafür sind bzw. es befürworten würden, Fracking mit nicht 
toxischen Chemikalien zuzulassen.

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Ich habe eben angesprochen: Derzeit kennt man 
Fracking zur Aufsuchung von unkonventionellen Lagerstät-
ten nicht, ohne dass umwelttoxische Substanzen und Chemi-
kalien eingesetzt werden. Das steht auf der Tagesordnung.

Auch der Sachverständigenrat für Umweltfragen – immerhin 
ein Beratungsgremium der Bundesregierung – hat in einem 
vor wenigen Monaten veröffentlichten Gutachten noch ein-
mal deutlich gemacht, dass, solange die Situation so ist, Fra-
cking verboten werden soll.

Zweitens: Auch unter energiepolitischen Gesichtspunkten – 
da unterscheide ich mich grundlegend von Günther Oettinger 
– empfehle ich, einmal einen Blick in das von mir zitierte Gut-
achten des Sachverständigenrats für Umweltfragen zu wer-
fen. Warum? Der Sachverständigenrat für Umweltfragen führt 
deutlich aus, dass die Potenziale, die es in Deutschland in Sa-
chen Fracking im Bereich des unkonventionellen Gases wohl 
gibt, im Verhältnis zu den Risiken so aussehen, dass es sich 
überhaupt nicht lohnt, diesen Weg zu gehen, und empfiehlt 
deshalb, in Deutschland auf Fracking zu verzichten.

Deswegen geht es hier, glaube ich, nicht nur um das Thema 
„Umwelttoxische Substanzen“, sondern letztendlich muss 
man das Ganze auch einmal energiepolitisch bewerten und 
prüfen, ob Fracking uns weiterhelfen würde. Wie gesagt: Aus 
allem, was ich bisher kenne und was auf dem Tisch liegt, ist 
nicht erkennbar, dass uns das energiepolitisch weiterbringen 
würde.

Präsident Guido Wolf: Kollege Glück.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Minister Untersteller, 
habe ich Sie gerade eben richtig verstanden, dass Sie kein ge-
nerelles Verbot von Fracking fordern, sondern nur das Verbot 
unter Einsatz dieser chemischen Substanzen, also ganz im Ge-
gensatz zu dem, was Herr Schoch und Herr Lehmann vorhin 
gesagt haben?

Weiter möchte ich noch einmal genauer nachfragen: Was kon-
kret ist unter „wassergefährdenden Substanzen“ zu verstehen? 
Wo fängt bei Ihnen an, dass eine Chemikalie wassergefähr-
dend ist? Als Beispiel nenne ich Propangas. Ist das wasserge-
fährdend, oder ist es das nicht?

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Herr Kollege Glück, ich bin kein Chemiker. Ich 
verlasse mich auf das, was die Fachleute in unserem Haus und 
die Fachleute, die uns beraten, uns vorlegen. Demnach ist es 
so, dass bei den Substanzen, die heutzutage beim Fracking im 
Rahmen der Aufsuchung unkonventioneller Lagerstätten von 
Kohlenwasserstoffen verwandt werden, das Risiko, dass der 
Einsatz mit negativen Folgen für die Umwelt verbunden ist, 
groß ist und dass es deshalb sinnvoll ist, bei uns in Deutsch-
land, in diesem dichtbesiedelten Land – hinzu kommt, dass 
Baden-Württemberg auf 26 % der Landesfläche Wasserschutz-
gebiete hat –, auf solche Substanzen zu verzichten.

Vielleicht noch eines – manchmal bringt man auch ein paar 
Dinge durcheinander –: Letztendlich ist auch das, was man 
im Bereich der Tiefengeothermie macht, eine Form von Fra-
cking. Auch die Bohrungen in 3 000 oder 4 000 m Tiefe sind 
eine Form von Fracking, wobei man auch da wiederum un-
terscheiden muss zwischen den einzelnen Verfahren, die es 
gibt. Sie wissen: Auch da gab es durchaus Fälle, bei denen es 
Probleme gab: Landau, Basel, St. Gallen usw. Auch da lohnt 
es sich manchmal, etwas genauer hinzuschauen.

Aber noch einmal: Das, was heute auf der Tagesordnung steht, 
ist die Frage: Macht es Sinn, unter Einsatz umwelttoxischer 
Substanzen dieses Thema voranzubringen? Hier im Haus und 
auch innerhalb der Landesregierung besteht große Einigkeit, 
dass wir das nicht wollen. Eine solche Einigkeit besteht auch 
in der Umweltministerkonferenz. Auch aus dem, was Frau 
Kollegin Grünstein ausgeführt hat, entnehme ich die Hoff-
nung, dass innerhalb der Bundesregierung eine große Über-
einstimmung dazu besteht und dass dies letztendlich zum Tra-
gen kommt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
lege Reuther.

Abg. Wolfgang Reuther CDU: Herr Kollege Schoch, es war 
etwas unsportlich, zu unterstellen, die Bundesregierung woll-
te während der Fußball-WM Fracking durchsetzen. Das schei-
nen Sie mit dem Begriff Pressing zu verwechseln. Das ist aber 
ein fußballtechnischer Begriff.

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP/DVP – Beifall 
bei der CDU)

Lieber Kollege Lehmann, bei aller Wertschätzung: Auch Sie 
scheinen etwas zu verwechseln, nämlich Herumgeeiere mit 
der Segnung, echte Eier zu haben. Damals gab es leider kei-
ne Einigung der CDU mit der FDP/DVP; denn das war nicht 
weitreichend genug. Deshalb gilt nach wie vor: Wir bedauern, 
dass unser Änderungsantrag aus der letzten Debatte vor acht 
Wochen leider nicht mitgetragen wurde. Der war nämlich auch 
weiter gehend.

Wir, die CDU-Fraktion, stellen uns aber in die Einheitlichkeit 
dieses Gremiums und stehen auch zu den Beschlüssen der 
Umweltministerkonferenz von Konstanz – sie wurden ange-
sprochen – und auch zur gemeinsamen Erklärung der Parla-
mentarier der Landtage aus Baden-Württemberg und Vorarl-
berg anlässlich des Treffens der Präsidenten – hinter mir sitzt 
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einer der Protagonisten – im Mai mit einem klaren Nein zur 
Schiefergasgewinnung mit Fracking im Bodenseeraum we-
gen dessen Bedeutung als Trinkwasserspeicher und Naherho-
lungsgebiet. Wir stehen auch zum Appell der deutschen Bier-
brauer,

(Heiterkeit der Abg. Beate Böhlen GRÜNE)

die sagen: „Fracking ist ein Anschlag auf das deutsche Rein-
heitsgebot.“

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

So soll uns auch dieser flammende Appell Anlass sein, uns mit 
dem gebotenen Augenmaß und der gebotenen Sorgfalt verant-
wortungsbewusst und frei von rein parteipolitischem Kalkül 
der Diskussion hier zu stellen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Kol-
lege Schoch.

Abg. Alexander Schoch GRÜNE: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich denke, Herr Reuther hat ganz nett noch ein-
mal dargestellt, wer alles dagegen ist. Deshalb ist es eigent-
lich schön, wenn sich unser Haus so ausspricht, dass wir ge-
gen das Fracking sind.

Ich möchte nur noch einmal kurz darlegen, dass das Fracking 
energiepolitisch, aber eben auch klimapolitisch nicht vertret-
bar ist, weil es kontraproduktiv wirkt und dazu führt, dass die 
erneuerbaren Energien nicht so stark ausgebaut werden wie 
ohne die Zulassung von Fracking. Das bedeutet auch – das hat 
die Internationale Energieagentur noch einmal festgestellt –, 
dass der CO2-Ausstoß weiter erhöht wird und dass das bis 
2050 von der Europäischen Union vorgegebene Ziel der Erd
erwärmung um maximal 2 Grad Celsius nicht gehalten wer-
den kann, sondern dass man mit einer Erwärmung von 
3,5 Grad Celsius rechnen muss.

Daher bleibt, denke ich, nur die Alternative, Fracking zu ver-
bieten, und das fordern wir weiterhin.

Danke.

(Beifall bei den Grünen)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion der FDP/DVP 
spricht Kollege Glück.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Nur noch eine Anmerkung zu 
Herrn Schoch: Sehr geehrter Herr Schoch, Gas und Gaskraft-
werke sind nicht etwa Gegenspieler der Energiewende, son-
dern Teile davon. Darüber sind sich die Experten eigentlich 
auch einig.

(Beifall des Abg. Leopold Grimm FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf: Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Damit ist die Aktuelle Debatte beendet.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Wann ist Schluss mit dem durchsich-
tigen Land-Bund-Pingpongspiel bei den Solidarpaktver-
handlungen mit den Hochschulen? – beantragt von der 
Fraktion der FDP/DVP

Die Gesamtredezeit beträgt 40 Minuten.

Für die Fraktion der FDP/DVP hat Kollege Dr. Bullinger das 
Wort.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Baden-Württemberg 
ist ein Hightechland, ein Land der Auto- und Maschinenbau-
er, auch ein Tourismusland, aber vor allem ein Land von Wis-
senschaft und Forschung.

(Beifall bei der FDP/DVP)

In Baden-Württemberg gibt es exzellente Universitäten und 
ein flächendeckendes Netz von Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften. Baden-Württemberg ist ein Land, in dem sich 
Theorie und Praxis in hervorragenden Strukturen der Dualen 
Hochschule verbinden.

Die Landesregierungen – ich nehme den Plural – der letzten 
30 Jahre waren sich darüber bewusst – Herr Schmiedel, ich 
nehme die Regierungszeit 1992 bis 1996 der Regierung Teu-
fel/Spöri grundsätzlich mit auf –, wie wichtig und richtig es 
ist, hier zu investieren. Wir waren und sind zusammen mit 
Bayern im Vergleich zu anderen Ländern, besonders zu den 
rot-grün regierten, immer an der Spitze. Wir haben den Hoch-
schulstandort Baden-Württemberg massiv ausgebaut und sind 
damit den steigenden Zahlen der Studierenden gerecht gewor-
den. 

Im Jahr 2007 hat das Land mit den Hochschulen einen weite-
ren Solidarpakt abgeschlossen, der am 31. Dezember 2014 
ausläuft, also, Frau Ministerin, demnächst. Die Solidarpakte I 
und II haben einen ganz entscheidenden Beitrag zur Spitzen-
stellung des Hochschulstandorts Baden-Württemberg geleis-
tet. 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Nur so konnten die dynamische Entwicklung und die Vielfalt 
unserer Hochschullandschaft erreicht werden. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Das soll-
ten Sie sich noch einmal genau anschauen!)

Auch nach 2014 muss das Ziel, Spitzenreiter in Deutschland 
im Hochschulbereich zu bleiben, an oberster Stelle bei den in 
dieser Woche stattfindenden Haushaltsberatungen der Landes-
regierung stehen. Wir brauchen Planungssicherheit für unse-
re Hochschulen bis zum Jahr 2020 und darüber hinaus. Der 
Solidarpakt III wird die hochschulpolitischen Rahmenbedin-
gungen maßgeblich mitbestimmen. 

Deshalb fordern wir, mit den Hochschulen zügiger als bisher 
zu verhandeln und die Streitereien zwischen den Koalitions-
partnern – hier Finanzminister und sein Parteikollege Kultus-
minister und dort die grüne Wissenschaftsministerin – schleu-
nigst beizulegen und für Transparenz und Klarheit zu sorgen. 

(Beifall bei der FDP/DVP)
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Herr Ministerpräsident – er ist gerade da –, die Landesregie-
rung ist sträflich in Verzug.

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Was?)

Wir, die Parlamentarier, haben als Haushaltsgesetzgeber ein 
Recht darauf, dass dieses für das Land Baden-Württemberg 
elementare Anliegen transparent diskutiert wird und dass 
schleunigst ein zukunftweisendes Ergebnis vorgelegt wird. 
Am 14. Oktober letzten Jahres, also vor neun Monaten, Frau 
Ministerin, hat die Landesregierung Gespräche mit den Hoch-
schulen über die weitere Finanzausstattung bis 2020 aufge-
nommen – bis heute ohne Ergebnis. Der Solidarpakt II läuft 
Ende des Jahres aus. Neun Monate sind vergangen, Frau Mi-
nisterin. 

(Zuruf des Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE)

Ergebnis: Fehlanzeige. Wie weit sind Sie denn eigentlich? Es 
wundert nicht, dass die Universitäten und die anderen Hoch-
schulen, die Planungssicherheit benötigen, verunsichert sind 
und auf die Straße gehen. Sie müssen endlich den politischen 
Willen definieren, wie weiter verfahren wird. Sie sollten nicht 
schwätzen, sondern müssen Ergebnisse liefern. 

(Lachen des Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜ-
NE)

Wir brauchen deutlich mehr Geld im System. Denn der Roh-
stoff „Geist und Hochschule“ ist da; es fehlt jedoch eindeutig 
die haushalterische Festlegung. In den Hochschulen werden 
Vorhaben auf Eis gelegt, die Arbeitsverhältnisse vorsichtshal-
ber nur befristet geschlossen, weil nicht klar ist, wie viel Geld 
mittel- und langfristig zur Verfügung steht. 

Gestern haben zu Recht – Kollegen waren ja auch dabei – Stu-
denten in Stuttgart protestiert. Denn die grün-rote Landesre-
gierung ist bisher weder ihren Wahlversprechungen noch den 
Vorgaben in dem eigenen Koalitionsvertrag gerecht gewor-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP – Abg. Claus 
Schmiedel SPD: Na, na! – Abg. Dr. Kai Schmidt-Ei-

senlohr GRÜNE: Das stimmt überhaupt nicht!)

Es gilt, das unsägliche Pingpongspiel der grünen Wissen-
schaftsministerin zu beenden. Zuerst wurde, Herr Schmiedel, 
der Schwarze Peter immer Richtung Bund geschoben – da sit-
zen Sie übrigens in der Regierung –, der mehr Geld zur Ver-
fügung stellen sollte. Doch nach dem Grundgesetz sind die 
Länder für Hochschulen zuständig und verantwortlich. Ein 
klares Bekenntnis zum Föderalismus und zur Verantwortung 
der Länder hätte langfristig sicherlich mehr bewirkt. Nach-
dem nun bekannt ist, wie viel Baden-Württemberg vom Bund 
zu erwarten hat, zanken sich Grüne und SPD um die Vertei-
lung auf die Ressorts Kultus und Wissenschaft. Beenden Sie 
dieses Sandkastenspiel, und übernehmen Sie die Verantwor-
tung für die Hochschulen Baden-Württembergs.

Der Vizevorsitzende der Landesrektorenkonferenz, Wolfram 
Ressel, fordert für die Universitäten eine Erhöhung der Grund-
finanzierung um 682 Millionen €. Der Rektor der Uni Stutt-
gart kritisiert zu Recht, dass die Verhandlungen mit dem Land 
schleppend verlaufen. Wörtlich sagte er in der „Eßlinger Zei-
tung“ vom 14. Juni dieses Jahres: „Es hat sich noch nichts Ent-
scheidendes getan.“ 

Machen Sie endlich Ihre Hausaufgaben, Frau Bauer! Ich wie-
derhole: Es hat sich noch nichts Entscheidendes getan. In die-
ser Woche wollen Sie mit dem Finanzminister den Doppel-
haushalt verhandeln. Ich kenne diese Canossagänge. Wenn 
man nicht vorher Ergebnisse hat, muss man sich fragen, wel-
che Bedeutung dieses Ressort in dieser Landesregierung hat. 

6 Milliarden € investiert der Bund zusätzlich in Bildung und 
Betreuung. So steht es im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Warten 
wir einmal ab!)

Ende Mai haben der Finanzminister des Bundes und die Bun-
desbildungsministerin bekannt gegeben, wohin das Geld flie-
ßen soll. 5 Milliarden € sollen in den Bereich Wissenschaft – 
Schule und Hochschule – investiert werden. 1 Milliarde € soll 
für die Kindertagesstätten und Krippen eingesetzt werden. 
Nach Berechnungen des Finanzministeriums erhalten wir rund 
345 Millionen €. 

Herr Ministerpräsident, Herr Finanzminister, sorgen Sie um-
gehend dafür, dass Klarheit geschaffen wird, wofür die Gel-
der verwendet werden sollen. Beenden Sie das rot-grüne Ge-
zerre, 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Welches Gezerre?)

das Fingerhakeln zwischen Kultusminister und Wissenschafts-
ministerin. 

Herr Kollege Schmiedel, Sie als Fraktionschef der SPD, und 
Sie, werte Kolleginnen und Kollegen der CDU, tragen mit die 
Verantwortung, dass das Geld aus Berlin zügig kommt. Ver-
antwortung hier im Land tragen Sie, Frau Ministerin Bauer. 
Deshalb nochmals die Aufforderung: Schaffen Sie schleunigst 
Klarheit. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Welche Rolle spielte 
die FDP?)

Wir brauchen eine schnelle Einigung hier im Land, einen ver-
lässlichen Pakt, der die massiv gestiegenen Studierendenzah-
len mit Mitteln der Hochschulen mittel- und langfristig finan-
ziert. Meine Damen und Herren von Grün und Rot, Sie tragen 
im vierten Jahr Regierungsverantwortung. Der billige Rück-
spiegel zählt nicht mehr. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Aber natürlich!)

Schaffen Sie Klarheit für die Hochschulen und Institute. Das 
Geld aus Berlin ist zugesagt. Sie sind nun an der Reihe, end-
lich das Erforderliche zu tun. 

Die FDP/DVP-Landtagsfraktion unterstützt die Forderungen 
der Landesrektorenkonferenz, der Unis und der Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften sowie der Dualen Hochschu-
le für eine langfristig gesicherte und angemessene Finanzie-
rung unserer Hochschulen. In den letzten Jahren haben Sie, 
Herr Finanzminister – er ist gar nicht da –, viel Geld für ideo-
logische Prestigeprojekte, die ich gar nicht alle aufzählen will, 
ausgegeben. 

(Zuruf von der SPD: Welche?)
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Noch nie hat das Land Baden-Württemberg, Herr Minister-
präsident, so viel Geld eingenommen wie in den letzten vier 
Jahren. Deshalb ist es dringend erforderlich, endlich Klarheit 
für die Hochschulen zu schaffen. Wir begrüßen, dass das Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium sich zu einer Erhöhung der 
Grundfinanzierung der Hochschulen bekannt hat. Jetzt gilt es, 
das endlich umzusetzen und Planungssicherheit zu schaffen. 
Nur so können die exzellente Qualität unserer Hochschulen 
und damit der Wissenschafts- und Forschungsstandort Baden-
Württemberg gesichert werden. Ich fordere Sie noch einmal 
auf, dieses Pingpongspiel zu beenden. Liefern Sie endlich, 
und legen Sie ein transparentes Konzept und ein Ergebnis für 
den Solidarpakt III vor. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Präsident Guido Wolf: Für die CDU-Fraktion spricht Kol-
legin Kurtz. 

Abg. Sabine Kurtz CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Morgen – so lesen wir in der Zeitung – will das Ka-
binett die Eckdaten des neuen Haushalts beraten. Gestern, 
meine Damen und Herren, gab es in Stuttgart mal wieder ei-
ne Demonstration. Die Studierenden der Universität Stuttgart 
sind unter dem Motto „Uni in Not“ auf die Straße gegangen. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Gegen 
Solidarpakt II!)

Sie haben sich sehr viel Mühe gemacht, diese Demonstration 
gut und seriös zu organisieren. Es haben nicht irgendwelche 
Krawallmacher demonstriert, sondern Studenten der Informa-
tik, Studenten der Luft- und Raumfahrttechnik und andere, 
die sich an die Seite ihrer Hochschulrektoren gestellt 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Hängt das 
jetzt am Studiengang?)

und für eine verlässliche und auskömmliche Finanzierung der 
Universitäten demonstriert haben. Schon am 21. Mai gab es 
einen landesweiten Aktionstag „Uni in Not – vor Kürzungen 
wird gewarnt“. 

Herr Schmidt-Eisenlohr, Sie haben gestern wieder blumig be-
schrieben, wo überall die Not sitzt. Sie kennen die Lage sehr 
gut. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Erblast!)

Kürzlich haben Sie in einem Presseinterview den verlässli-
chen Solidarpakt, eine schnelle Einigung und mehr Geld für 
die Hochschulen gefordert. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Das hat-
ten wir schon die ganze Zeit!)

Das ist zwar sehr schön, aber sehr vage und wenig konkret. 

Die Kollegin von der SPD dagegen hat gesagt, sie wolle ei-
gentlich keinen Solidarpakt. Zumindest soll er nicht so hei-
ßen. 

Es gibt also ziemliche Unterschiede zwischen den Regierungs-
fraktionen. Die grüne Ministerin jedenfalls verhandelt seit 
Monaten mit den Hochschulen über einen Solidarpakt  III. 
Aber es gibt überhaupt keine Ergebnisse. Es gibt Sorgen, es 
gibt Unsicherheit. Herr Bullinger hat es schon gesagt: Der 
stellvertretende Vorsitzende der Landesrektorenkonferenz sah 
sich genötigt, seine Forderungen in einem öffentlichen Inter-
view publik zu machen. Er sagte: „Allein für die Universitä-
ten brauchen wir ungefähr 680 Millionen € mehr.“ 

Frau Ministerin, Sie verhandeln seit Monaten. Aber was ma-
chen Sie eigentlich? Mit wem reden Sie? Werden Sie eigent-
lich gehört? Vielleicht ist das sogar eine neue Variante der 
„Politik des Nichtgehörtwerdens“ in diesem Land. Die Minis-
terin wird nämlich nicht gehört; sie wird nicht von den Stu-
dierenden gehört, sie wird nicht von den Rektoren gehört, und 
vor allem wird sie nicht vom Finanzminister gehört. Das ist 
das Schlimmste: Frau Ministerin, Sie können sich mit dem Fi-
nanzminister nicht einigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Bisher war es ganz geschickt: Sie konnten dem Bund die 
Schuld in die Schuhe schieben. Aber seit dem 26. Mai geht 
das nicht mehr. Der Bund hat nämlich seine Hausaufgaben ge-
macht; es fließt zusätzliches Bundesgeld in die Länder.

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Das wer-
den wir sehen!)

Allein dadurch, dass der Bund die Zuständigkeit für das 
BAföG in Gänze übernimmt, 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Wo bleibt 
die Qualitätsoffensive?)

hat Baden-Württemberg 71 Millionen € zusätzlich zur Verfü-
gung. Einiges Weitere wird noch folgen. 

Andere Länder, meine Damen und Herren, haben sehr schnell 
reagiert. Zehn Tage später haben beispielsweise die Regie-
rungsfraktionen CDU und Bündnis 90/Die Grünen in Hessen 
zugesagt, dass sie dieses Geld 1 : 1 in den Hochschulbereich 
fließen lassen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Wir haben 
hier die falschen Partner!)

Auch andere CDU-geführte Regierungen gehen diesen Weg. 
Wir können Sie, Frau Ministerin, nur auffordern: Machen Sie 
das auch. Lassen Sie die Bundesmittel nicht irgendwo im 
Haushalt versickern. Nehmen Sie sich ein Beispiel an Ihren 
grünen Kollegen, z. B. in Hessen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Sie können die Schuld nun auch nicht mehr weiter den frühe-
ren Landesregierungen zuschieben. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Diese Ammenmärchen von „Erblast“ und „Altschulden“, die 
Aussage, Sie müssten hier die Suppe auslöffeln, die wir Ihnen 
eingebrockt haben, greifen nicht mehr. Es ist wirklich allge-
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mein bekannt: Wir haben Ihnen ein bestelltes Haus hinterlas-
sen. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Lachen bei Abgeordneten der SPD – Abg. Dr. 

Stefan Fulst-Blei SPD: Sie machen wohl Witze!)

Wir haben Ihnen ein bestelltes Haus hinterlassen. Rund 11 % 
des Landeshaushalts 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Der Witz des Ta-
ges!)

haben wir immer für den Hochschulbereich zur Verfügung ge-
stellt. Auch die Solidarpakte waren ein gutes Instrument. Sie 
kennen Ihre eigenen Äußerungen aus den entsprechenden Be-
ratungen des Jahres 2010, wonach das ein gutes Instrument 
war. Für diese Pakte wurde ganz bewusst eine begrenzte Lauf-
zeit festgelegt. Es handelte sich um ein atmendes System, das 
grundsätzlich auch Ihre Zustimmung gefunden hat. Sie kön-
nen sich nun nicht mehr hinter irgendetwas verstecken. 

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Wenn Sie in Ihren Koalitions-
vertrag hineinschreiben, dass 50 % eines Jahrgangs eine aka-
demische Ausbildung genießen sollen, 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Dann muss man 
konsequent sein!)

dann können Sie jetzt nicht so furchtbar erschrocken über die 
neuen Zahlen der KMK sein. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Sehr gut! 70 % wollten sie frü-

her!)

Sie sind ganz erschrocken, dass plötzlich mehr Studierende in 
den Hörsälen sitzen. Aber das wollten Sie doch. Das ist doch 
Ihre Politik. Dafür haben Sie die Verantwortung; dafür müs-
sen Sie die Rahmenbedingungen schaffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Von 
wem wurde das früher immer wieder beantragt? Von 
den Grünen! – Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch 

CDU)

Da können Sie sich nicht hinter früheren Landesregierungen 
verstecken. Das ist wirklich nicht verantwortungsbewusst. 

Wenn jetzt junge Menschen demonstrieren und auf die Stra-
ße gehen, Seite an Seite mit den Rektoren, dann müssen Sie 
das doch ernst nehmen.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Hilferufe sind 
das!)

Diese jungen Leute wollen eine seriöse Ausbildung haben. Sie 
wollen einen Arbeitsplatz finden. Sie wollen Geld verdienen, 
Steuern zahlen und eine Familie ernähren. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Sie sind es dieser Generation schuldig, in diesem Hochschul-
system nicht nur Forschung und Wissenschaft, sondern auch 
die Lehre sauber zu finanzieren. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es! – 
Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-

tig!)

Da kann ich Sie nur auffordern: Fangen Sie endlich an zu re-
gieren, und zwar so, wie es dieses Land verdient hat. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Jesses! – Zu-

rufe von den Grünen und der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die Fraktion GRÜNE spricht Kol-
lege Dr. Schmidt-Eisenlohr. 

(Abg. Johannes Stober SPD: Wer hat denn die Soli-
darpakte abgeschlossen, die jetzt so problematisch 
sind? – Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/

DVP)

Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich freue mich, dass wir dieses Thema heute auf der 
Agenda haben. Ich glaube, es ist sehr, sehr wichtig. 

Vom Kollegen Bullinger wurde es schon angesprochen: Die 
Hochschullandschaft in Baden-Württemberg ist hervorragend, 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Das ist auch eine 
Erblast!)

und sie ist es wert, dass wir regelmäßig über sie sprechen und 
über ihre Situation diskutieren, um zu schauen, wie wir diese 
Hochschullandschaft erhalten und ausbauen können. Dies 
müssen wir tun; und deshalb finde ich es gut, dass wir heute 
die Möglichkeit haben, über dieses Thema zu sprechen. 

Wissenschaft ist uns ein zentrales Anliegen, weil dies für un-
ser innovationsstarkes Bundesland wichtig ist. Deswegen 
freue ich mich, dass wir in der heutigen Aktuellen Debatte die 
Dinge einmal sorgfältig auseinandernehmen können. In den 
Beiträgen meiner Vorredner ist dabei doch einiges durchein-
andergeraten. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Ach was!)

Schauen wir uns also einmal an, wie sich die Situation aktu-
ell tatsächlich darstellt. Es wird nicht erst seit gestern demons-
triert; tatsächlich nämlich wird schon seit einer ganzen Weile 
über die Probleme gesprochen und diskutiert. Es gibt Mah-
nungen von verschiedenen Seiten; es gibt Anregungen von 
verschiedenen Seiten. Sorgen werden geäußert, und es gibt 
Hinweise auf Missstände. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Richtig!)

Diese Sorgen und die Hinweise auf Missstände finden ihren 
Ausdruck in Demonstrationen. Man demonstriert, wenn man 
die Sorge hat, dass man nicht ernst genommen und nicht rich-
tig behandelt wird. Dieses Gefühl entsteht genau dann, wenn 
man schlechte Erfahrungen gemacht hat. 

(Zuruf von der FDP/DVP: Drei Jahre nichts getan!)

Schlechte Erfahrungen haben die Hochschulen mit der Vor-
gängerregierung gemacht, und zwar bei den letzten Verhand-
lungen zum Solidarpakt. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)
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Wenn man solche schlechten Erfahrungen gemacht hat, dann 
ist es meines Erachtens völlig klar und auch richtig, dass die 
Studierenden gestern auf dem Schlossplatz standen und sag-
ten: „So etwas wie bei den Verhandlungen unter der letzten 
Landesregierung darf uns nicht noch einmal passieren.“ 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Seien wir also ganz vorsichtig: Die Demonstration richtete 
sich gegen Ihren Solidarpakt. Die Situation, die wir heute ha-
ben, geht auf Ihr Verhandlungsergebnis zurück. Die Situati-
on, die die Studierenden heute an den Hochschulen vorfinden, 
geht auf Ihr Ergebnis, geht auf Sie zurück. Das ist kein Blick 
in den Rückspiegel, sondern das ist die Situation, die sich heu-
te darstellt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP)

Schauen wir uns also noch einmal an, wie die beiden bereits 
angesprochenen Solidarpakte ausgesehen haben. Der erste So-
lidarpakt der Jahre 1997 bis 2006 – ich nenne ihn immer 
„Sparpakt“ – war ein Pakt, dem die Annahme zugrunde lag: 
„Die Studierendenzahlen sind rückläufig. Deswegen können 
wir die Grundfinanzierung von vornherein absenken und in 
den Universitäten 1 500 Stellen abbauen.“ Das war das, was 
die damalige Regierung mit den Hochschulen ausgehandelt 
hatte. 

Ich finde, das war ein harter Sparpakt für den Wissenschafts-
bereich. Was Sie gerade als Ihre Position dargestellt haben, 
deckt sich nicht mit Ihrem damaligen Handeln. Die Verhand-
lungen zu diesem Solidarpakt fielen in die Regierungszeit von 
Herrn Ministerpräsident Teufel. Um die Dinge besser ausein-
anderhalten zu können, nenne ich diesen Pakt jetzt einfach 
einmal „Pakt mit dem Teufel“. 

Der Solidarpakt II mit der Laufzeit von 2007 bis 2014 hatte 
den Bereich der Hochschulmedizin sowie auch alle Hochschu-
len insgesamt mit eingebunden. Bei diesem Pakt wurde die 
Grundfinanzierung eingefroren. Wenn gestern bemängelt wur-
de, die Grundfinanzierung reichte nicht aus, so sage ich: Das 
haben Sie damals so in die Verhandlungen zum Solidarpakt 
eingebracht. Das ging auf Ihren Vorschlag zurück; das war Ihr 
Ergebnis. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Die Grundfinanzierung wurde also eingefroren. Was geschah 
danach? Wir verzeichnen steigende Energiekosten, weil die 
technologische Ausstattung umfangreicher wurde, weil ganz 
andere Dinge in die Forschung eingeflossen sind. Die Hoch-
schulen mussten dies nun aus anderen Töpfen finanzieren. Sie 
waren gebunden durch den von Ihnen ausgehandelten Soli-
darpakt. Die Energiekosten sind den Hochschulen landauf, 
landab um die Ohren geflogen. Genau darüber regt sich die 
Rektorenkonferenz nun auf. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Zweitens wurde in diesem zweiten Solidarpakt auf den Zu-
wachs bei den Studierendenzahlen – den wir hier im Saal si-
cherlich alle begrüßen – dadurch reagiert, dass man über Ex-
tratöpfe, über Zweitmittel finanziert hat. Man hat also nicht 
die Grundfinanzierung entsprechend angehoben, sondern man 
hat neue Töpfe geschaffen – die aber leider zu weiteren Pro-

blemen führen. So ist über diese Mittel beispielsweise eine 
feste Anstellung nicht möglich, denn die Mittel sind zeitlich 
befristet. Eine solche Form der Finanzierung hat meines Er-
achtens im Hinblick auf die Qualität, im Hinblick auf die Fra-
ge, wie sich Hochschulpolitik strategisch entwickeln kann, ei-
ne ganz andere Wirkung als eine echte Grundfinanzierung. 

Insofern war das ein wirklicher Stolperstein, der in diesen So-
lidarpakt eingebaut wurde. Hierunter leiden die Universitäten 
und die anderen Hochschulen bis heute massiv. Das Verhält-
nis zwischen den Mitteln aus der Grundfinanzierung und dem, 
was über die Zweitmittel kommt, zeigt nämlich eine komplet-
te Schieflage – mit allen damit verbundenen Konsequenzen. 
Das ist das Ergebnis Ihres zweiten Solidarpakts. 

(Beifall bei den Grünen)

Ich kann Ihnen, wenn ich dieses Bild sehe, wenn ich die Fol-
gen betrachte, die sich aus dem zweiten Solidarpakt ergeben, 
sagen: Wenn ich Studierender wäre, wenn ich Professor oder 
Rektor wäre, hätte ich auch Angst. Ich würde ebenfalls auf die 
Straße gehen. Genau das habe ich bei der gestrigen Demons-
tration auch gesagt: Es ist wichtig, klarzustellen, dass so et-
was nicht noch einmal geschehen darf. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Die Begeis-
terung war begrenzt, Herr Kollege! – Vereinzelt Bei-

fall) 

Sie haben nun beide geäußert, wir seien in Verzug, man wis-
se gar nicht, wie es weitergehe, es müsse doch jetzt endlich 
einmal zügig weitergehen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Stimmt das 
nicht?)

Ganz wichtig ist aber Folgendes: Mit den Vorarbeiten für den 
neuen Solidarpakt wurde bereits begonnen. Der neue Solidar-
pakt würde ab Januar 2015 gelten. Eineinhalb Jahre vorher 
hat das Ministerium damit begonnen, mit allen Beteiligten Ge-
spräche zu führen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Mit wel-
chem Ergebnis?)

Die ersten Gespräche haben stattgefunden. Jetzt schauen wir 
uns einmal an: Wie war das eigentlich bei dem Solidarpakt 
mit Beginn 2007? Die ersten Mittel im Rahmen des Solidar-
pakts II flossen im Januar 2007. Erst im Januar 2007 wurde 
die Thematik in das parlamentarische Verfahren, nämlich in 
den Finanzausschuss, eingebracht – 

(Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Aha!)

also erst, nachdem die Laufzeit dieses Solidarpakts bereits be-
gonnen hatte, und nicht schon eineinhalb Jahre vorher. Ich wä-
re an Ihrer Stelle sehr vorsichtig, irgendjemandem Verzug vor-
zuwerfen, wenn Sie eine solche Qualität bei der Vorbereitung 
des Solidarpakts, wie sie heute zu sehen ist, nicht annähernd 
vorweisen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Der Vollständigkeit halber erwähne ich noch einmal Folgen-
des: Über die Tatsache hinaus, dass die beiden Solidarpakte 
kontinuierlich dazu geführt haben, dass die Hochschulen im-
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mer größere Probleme hatten, wenn es darum ging, ihr Perso-
nal vernünftig anzustellen und die Studierenden vernünftig zu 
betreuen, sind die Studierendenzahlen in dieser schwierigen 
Finanzsituation kontinuierlich gestiegen, und zwar um 40 %; 
zwischenzeitlich verzeichnen wir 350 000 Studierende in Ba-
den-Württemberg.

Insofern an dieser Stelle noch einmal einen Dank an die Uni-
versitäten und die anderen Hochschulen, dass sie das gemeis-
tert haben, obwohl sie aus der Politik durch die Solidarpak-
te I und II so extrem schwierige Rahmenbedingungen erfah-
ren haben.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Claus Schmiedel SPD: CDU!)

Kurzum: Die Solidarpakte waren aus meiner Sicht bisher ver-
lässlich schlecht finanziert, und wir brauchen jetzt ein nach-
haltig gutes Paket. Nachhaltig gut anstatt verlässlich schlecht 
– ich glaube, das muss die Devise für die weiteren Verhand-
lungen sein.

Was müssen – wenn wir jetzt nach vorn schauen – die Ziele 
für den neuen Solidarpakt sein? Die Grundfinanzierung muss 
angehoben werden. Das haben Sie alle gefordert. Auch das 
teilen wir. Wir haben schon von Anfang an gesagt: Das muss 
das Ziel sein. Da gibt es keine Unterschiede zwischen den 
Fraktionen, da haben wir eine klare Botschaft, die auch die 
Ministerin ab dem ersten Tag in allen Gesprächen so kommu-
niziert hat. 

Wichtig ist jedoch, auch darauf zu schauen, woher diese er-
höhten Mittel für die Hochschulen kommen. Ich habe vorhin 
schon darauf hingewiesen: Wichtig sind die Erstmittel, wich-
tig ist die echte Grundfinanzierung. Man darf nicht wieder ei-
nen neuen Topf schaffen, wie Sie das früher immer gemacht 
haben, sondern wir brauchen wirklich mehr Mittel für die 
Grundfinanzierung. Denn nur so ist es möglich, z. B. das The-
ma „Gute Arbeitsbedingungen an den Hochschulen“ voran-
zubringen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Ich halte auch den Zielwert, der durch den Wissenschaftsrat 
vorgeschlagen wurde – Inflationsausgleich plus 1 % –, für ei-
nen sehr realistischen. Ich denke, damit kann man arbeiten. 
Ich selbst bin natürlich nicht an den Verhandlungen beteiligt, 
doch ich denke, es ist eine Sache, die zwischen den Partnern, 
die mit am Tisch sitzen, im Einzelnen diskutiert werden muss.

Der erste Punkt ist also: Grundfinanzierung erhöhen.

Zweiter Punkt: Wir brauchen dringend eine Lösung für das 
Thema „Energiekosten an den Universitäten“. Das ist sehr 
dringend. Die Situation ist über Jahre extrem zugespitzt wor-
den. Deswegen brauchen wir da eine Lösung, und das muss 
ein wichtiger Bestandteil dieses Solidarpakts sein.

Drittens – Thema Sanierungsstau –: Ich denke, es ist allen 
klar: Wir haben an den Hochschulen, im Wissenschaftsbereich 
– das kann ich Ihnen auch nicht ersparen – eine Erblast von 4 
bis 5 Milliarden € Sanierungsbedarf. Ein gut bestelltes Haus 
sieht für mich echt anders aus.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Muhterem Aras GRÜNE: Sehr richtig!)

Ein gut bestelltes Haus hat nicht so einen Sanierungsbedarf. 
Es sind ja verdeckte Schulden. Da komme ich zu einer ande-
ren Bewertung der Situation als Frau Kurtz. Aber bitte schön, 
das ist vielleicht auch ein anderer Politikstil.

Dann möchte ich – weil darüber schon gesprochen wurde – 
noch auf das Thema Bundesmittel verweisen.

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Guido Wolf: Herr Kollege Dr. Schmidt-Eisenlohr, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Kurtz?

Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Ja, bitte.

Abg. Sabine Kurtz CDU: Herr Schmidt-Eisenlohr, wir ha-
ben es jetzt schon mehrfach gehört.

(Abg. Martin Rivoir SPD: Genau! Aber Sie glauben 
es nicht!)

Das Bekenntnis, dass Sie die Grundfinanzierung erhöhen wol-
len, soll uns recht sein. Wir wüssten halt gern, wie das gesche-
hen soll.

(Zuruf der Abg. Edith Sitzmann GRÜNE)

Es steht im Raum, dass Sie die Qualitätssicherungsmittel, die 
die Studiengebühren ersetzt haben, in die Grundfinanzierung 
überführen wollen. Ich nehme an, Sie sind sich darüber inner-
halb der Regierungsfraktionen auch nicht einig. Das wäre 
nämlich ein Wortbruch gegenüber den Studierenden.

(Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Wann beginnt die 
Frage?)

Denn Sie hatten gesagt, sie dürften bei der Verwendung die-
ser Mittel mitreden, und die Mittel sollten auch dynamisiert 
werden, also an die Veränderungen der Studierendenzahlen 
angepasst werden. Wenn Sie die jetzt nach dem Motto „Lin-
ke Tasche, rechte Tasche“ in die Grundfinanzierung überfüh-
ren, ist kein Euro mehr im System.

Könnten Sie mir bitte erstens sagen, ob Sie vorhaben, die Qua-
litätssicherungsmittel in die Grundfinanzierung zu überfüh-
ren, und zweitens, wie Sie grundsätzlich mehr Geld in die 
Grundfinanzierung bringen wollen?

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Ist das jetzt eine Fra-
ge, Herr Präsident, oder ein Koreferat?)

Wenn Sie alle verschiedenen Töpfe zusammennehmen und al-
les in einen Topf schütten, haben Sie immer noch nicht mehr 
Geld im System, wie Sie selbst fordern.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Sehen Sie, das 
habe ich zu erklären versucht.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Ablenkungsmanöver!)

Es ist eigentlich Bestandteil dieser Verhandlungen, dass man 
schaut: Was sind die echten Bedarfe, wofür werden sie ge-
braucht, und wie wirken sie sich aus? Das Entscheidende ist, 
dass man bisher immer nur auf die Gesamtsumme geschaut 
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hat und nicht auf die Wirkung. Der Unterschied zwischen 
Erst-, Zweit- und Drittmitteln ist immens in der Art und Wei-
se, wie man sie einsetzen kann und wie sie zur Verfügung ste-
hen. Richtige Schmerzen haben wir bei den Erstmitteln.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Richtige Schmerzen haben wir bei der Grundfinanzierung; die 
muss erhöht werden. Deswegen ist es schon ein Unterschied, 
ob die Mittel im Zweitmitteltopf oder die Mittel im Drittmit-
teltopf erhöht werden und wo die Gelder sozusagen heraus-
genommen werden. Das war vorhin der Versuch, Ihnen das zu 
erklären.

Ganz wichtig: Die Mittel im Erstmitteltopf müssen erhöht 
werden. Das muss das Ziel dieser Solidarpaktverhandlungen 
sein. Hier muss man eine Einigung erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Noch kurz zu den Bundesmitteln: Wir haben lange genug ge-
fordert, dass man hier eine Lösung bekommt. Ich freue mich, 
dass die Bundesministerin endlich auf unsere Forderungen, 
die Forderungen aus unserem Land eingeschwenkt ist und es 
nun eine Lösung gibt, dass die BAföG-Kosten übernommen 
werden.

Aber es ist nicht nur das BAföG, es gibt auch noch den Pakt 
für Forschung und Innovation, im Rahmen dessen uns Gelder 
in Aussicht gestellt werden. Doch auch da ist es wieder wie 
immer: Für zwei Jahre findet man irgendeine Lösung. Doch 
wie es ab 2017 weitergeht, ist völlig unklar. Es ist nicht durch-
finanziert.

(Zuruf der Abg. Sabine Kurtz CDU)

Es sind viele Fragen offen, wie es mit diesen Bundesmitteln 
weitergeht. Dazu gehört auch der Hochschulpakt, dessen Fi-
nanzvolumen jetzt auf 2,3 Milliarden € angehoben wurde. Der 
ist zwar zugesagt, doch in der Finanzplanung fehlt immer 
noch 1 Milliarde €. Es ist also auch nicht ganz sicher, ob das, 
was politisch versprochen wurde, nachher auch so eingelöst 
wird. Ich bin da sehr zurückhaltend, aber – wie gesagt – wir 
reden vor allem über unsere Aufgabe hier. Deswegen haben 
wir den Solidarpakt als Schwerpunktthema. Aber wir sollten 
nicht so euphorisch sein, was den Bund betrifft. Warten wir 
einmal ab, was von der Bundesebene wirklich kommt und wie 
es nachher aussieht.

Noch einen kurzen Diskurs zu den Studierendenzahlen, weil 
Sie angesprochen haben, dass die angestiegen sind und wir 
das doch so haben wollen – selbstverständlich. Es wurde auch 
in der Vergangenheit – da war ich noch nicht Mitglied des Par-
laments – u. a. von Frau Bauer immer wieder angemahnt, dass 
die Studierendenzahlen, die Sie angesetzt hatten, wenn es um 
die Ausstattung der Hochschulen ging, immer zu niedrig wa-
ren. Es gibt dazu zahlreiche Anträge. Sie haben immer gesagt: 
„Nein, nein, unsere Zahlen stimmen schon.“ Sie lagen jedes 
Mal falsch; jedes Mal kamen dann doch mehr Studierende. 
Das ist jetzt keine neue Entwicklung. Doch uns dies jetzt vor-
zuwerfen ist ziemlicher Quatsch, weil es tatsächlich immer 
eine mahnende Stimme aus der damaligen Opposition war, 
die darauf hingewiesen hat, dass Ihre Zahlen eigentlich zu 
niedrig angesetzt sind.

Ich fasse zusammen: Der Solidarpakt 2014 muss kommen, 
und er befindet sich in einem guten Verhandlungsstadium. Mit 
den Verhandlungen wurde früh begonnen. Klar, es wäre schön, 
wenn wir schon fertig wären. Doch es ist eine komplizierte 
Sache, und es macht Sinn, dass man sich genau ansieht, wie 
man das gut hinbekommt, damit der neue Pakt eben besser ist 
als die Solidarpakte I und II – ich sagte es schon –: der „Pakt 
mit dem Teufel“ und der „Zweitmittelpakt“, wie ich den So-
lidarpakt II nenne. So etwas darf nicht noch einmal vorkom-
men. Das ist ganz wichtig.

Die Devise lautet also: Nicht verlässlich schlecht, sondern 
nachhaltig gut für den nächsten Solidarpakt, für eine höhere 
Grundfinanzierung, für eine Lösung der Energiekostenprob-
lematik, für einen schnelleren Abbau des Sanierungsstaus. Ein 
Studium in Baden-Württemberg ist attraktiv, und das soll auch 
so bleiben. Deswegen werden wir die erhöhten Studierenden-
zahlen selbstverständlich auch im Solidarpakt berücksichti-
gen müssen. Die Unis und die anderen Hochschulen können 
sich weiterhin – wie in den letzten Jahren – auf uns verlassen. 
Grün und Rot stehen zu den Unis und den anderen Hochschu-
len in diesem Land.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Präsident Guido Wolf: Für die SPD-Fraktion spricht Kolle-
ge Rivoir.

Abg. Martin Rivoir SPD: Herr Präsident, meine Kollegin-
nen und Kollegen! Ein fast poetischer Titel, den die FDP/DVP 
hier gewählt hat.

(Abg. Sabine Kurtz CDU: Von Literatur haben Sie 
nicht viel Ahnung!)

Sie sprechen von einem „durchsichtigen Land-Bund-Ping-
pongspiel“. Wie auch immer; das gibt uns die Gelegenheit, 
nochmals über die Hochschullandschaft in Baden-Württem-
berg zu diskutieren.

Ich möchte zu Beginn nochmals ganz ausdrücklich für die 
SPD-Fraktion und sicher auch für die Regierungsfraktionen 
insgesamt sagen, dass wir sehr stolz sind auf diese vielfälti-
ge, tolle Hochschullandschaft mit all ihren Facetten, die wir 
in Baden-Württemberg haben.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf des Abg. Thaddäus Kunzmann CDU)

Die Hochschulen haben eine hohe Qualität, sie sind innova-
tionsfähig.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Ganz schlechte 
Erblast! – Abg. Karl Zimmermann CDU: Und das 

erst seit drei Jahren! Das ist ja Wahnsinn!)

Dies, meine Damen und Herren, ist die Voraussetzung für die 
Wirtschaftskraft in unserem Land.

(Zurufe von der CDU)

– Warum gibt es bei Ihnen jetzt diese Aufregung? – Damit dies 
so bleibt, meine Damen und Herren, werden wir jetzt den So-
lidarpakt III, der Thema der Debatte ist, auf den Weg bringen. 
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Es werden intensive Verhandlungen stattfinden. Sie finden 
schon seit einem Jahr, seit anderthalb Jahren statt. Was mir 
sehr wichtig ist – das wurde auch von meinen Vorrednern teil-
weise schon gesagt –: Diese Verhandlungen finden auf Au-
genhöhe statt.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

– Herr Kollege Bullinger, bei diesen Regierungsfraktionen, 
bei dieser Regierung ist der Gang zum Finanzminister kein 
Canossagang, wie Sie das offensichtlich noch kennen, son-
dern ein Gang mit dem Ziel, auf Augenhöhe miteinander zu 
verhandeln.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Der Finanzminister 
ist gar nicht da!)

Gleichwertige Partner reden miteinander und suchen unter den 
vorgegebenen Rahmenbedingungen das Beste. Ich glaube, das 
ist ein guter und ein richtiger Politikstil für unser Land Ba-
den-Württemberg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Dieser neue Solidarpakt soll natürlich wieder Grundlage für 
Planungssicherheit für die Hochschulen darstellen. Wir wol-
len die Sicherheit für mehrere Jahre – bis 2020 ist er ange-
dacht –, und zwar einerseits Planungssicherheit für die Hoch-
schulen und auf der anderen Seite natürlich auch für das Land. 
Wir wollen mehr Flexibilität an die Hochschulen bringen, wir 
wollen Verlässlichkeit, wir wollen durch diese Maßnahmen 
im Solidarpakt die Hochschulen in die Lage versetzen, eine 
Personalpolitik mit Verantwortung zu machen, und – auch das 
ist uns sehr wichtig – wir wollen die Hochschulautonomie 
stärken.

Genauso wichtig ist das Thema „Abbau des Sanierungsstaus“. 
Der Sanierungsstau ist eine Erblast, die wir übernommen ha-
ben; das sind Milliardenbeträge, die in den vergangenen Jah-
ren und Jahrzehnten nicht an unseren Hochschulen investiert 
worden sind. Spitzenforschung und Spitzenlehre finden in ma-
roden Gebäuden statt. Wir haben uns vorgenommen, bis zum 
Jahr 2020 einen großen Teil dieses Sanierungsstaus abzubau-
en.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU) 

Das ist auch deswegen wichtig, weil Sanierungsbedarf bei den 
Landesgebäuden, insbesondere bei den Hochschulen, natür-
lich verdeckte Schulden bedeutet; auch diese sollten bis zum 
Jahr 2020 möglichst weit abgebaut sein. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Kollege Schmidt-Eisenlohr hat freundlicherweise schon sehr 
gut und ausführlich gewürdigt, welche Probleme die zwei al-
ten Solidarpakte für die Hochschullandschaft aufgeworfen ha-
ben. Sicherlich war eine gewisse Planungssicherheit gegeben. 
Aber die Hochschulen haben gerade durch die steigenden Stu-
dierendenzahlen und auch durch die steigenden Energieko-
sten Enormes geleistet. Den Dank, der schon ausgesprochen 
worden ist, möchte ich als Vertreter der SPD-Fraktion an die-
ser Stelle auch noch einmal aussprechen. Wir sind sehr dank-
bar für das, was in den vergangenen Jahren hier unter den ge-
gebenen, von den früheren Regierungen vorgegebenen Rah-

menbedingungen geleistet worden ist, und werden dies auch 
entsprechend anerkennen.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Meine Damen und Herren, es wurde schon erwähnt: Ein Pro-
blem ist, dass die Schere zwischen der Grundfinanzierung und 
den Studierendenzahlen immer weiter auseinandergegangen 
ist. Die Sonderprogramme haben da zwar etwas, aber nicht 
nachhaltig geholfen. Es wurde bereits erwähnt, dass auch die 
Schere zwischen der Grundfinanzierung und den Zweit- und 
Drittmitteln in den letzten Jahren sehr stark auseinanderging 
mit der Folge, dass nur befristete Arbeitsverhältnisse einge-
gangen werden konnten, dass keine Planbarkeit vorhanden 
war, dass keine Sicherheit und keine Nachhaltigkeit gegeben 
waren. Dies sind die Versäumnisse der alten Landesregierung. 
Dies kann man nicht schönreden. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Das war der Blick in die Vergangenheit. Schauen wir in die 
Zukunft. Wir werden dafür sorgen, dass die Hochschulfinan-
zierung auf neue Beine gestellt wird. Das Grundprinzip muss 
sein – das wurde schon ausgeführt; da sind wir uns in der Ko-
alition einig –: mehr Grundfinanzierung, weniger Programm-
finanzierung. Verlässlichkeit über lange Zeiträume, das ist das 
Allheilmittel in diesem Bereich. Wir brauchen eine Versteti-
gung der Mittel statt befristeter Finanzierungsmodelle. So 
wollen wir agieren. Wir brauchen ein umfangreiches Sanie-
rungs- und Modernisierungsprogramm für die Hochschulen 
und für die Unikliniken. Wir brauchen einen Abbau des Sa-
nierungsstaus. Und wir brauchen – hier besteht derzeit eine 
Ungerechtigkeit im System – eine angemessene Berücksich-
tigung der Energiekosten bei den Hochschulen. Es gibt in die-
ser Hinsicht deutliche Unterschiede zwischen den Universi-
täten und den anderen Hochschulen. Wir müssen eine Lösung 
finden, bei der alle gleich behandelt werden. 

Ein weiterer Punkt, den ich ansprechen will – das ist uns, der 
SPD, sehr wichtig –, ist das Thema „Gute Arbeit“. Auch das 
ist für uns ein ganz wichtiger Teil im Solidarpakt. Wir wollen 
die Arbeitsbedingungen für den Mittelbau, für den nicht wis-
senschaftlichen Bereich verbessern. Nur so schaffen wir es, 
dass junge Leute an der Hochschule bleiben, dass sie eine Per-
spektive haben, dass sie Planbarkeit für ihre Lebensperspek-
tiven und für ihre Familienplanung haben.

Frau Kurtz, Sie stellen sich hier hin und beklagen, dass gera-
de junge Leute keine Sicherheit hätten und nicht wüssten, wie 
ihr Arbeitsvertrag im nächsten oder übernächsten Jahr aus-
sieht. Das sind doch die Folgen Ihrer Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen 
– Abg. Claus Schmiedel SPD: So ist es! – Zuruf der 

Abg. Sabine Kurtz CDU) 

Das ist eine unglaubliche Doppelmoral, mit der Sie dies hier 
beklagen.

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Hart an 
der Grenze des Ertragbaren!)

Wir wollen Schritt für Schritt dafür sorgen, dass Verlässlich-
keit und Berechenbarkeit in die Arbeitsverhältnisse auch in 
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der Hochschullandschaft einziehen. Wir fangen da auch nicht 
bei null an. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Wir haben in den letzten Jahren bereits fast 1 400 Stellen im 
Hochschulbereich entfristet und damit für stabile Arbeitsver-
hältnisse für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ge-
sorgt. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Wir wollen, dass beim Arbeitgeber Land Beruf und Familie 
vereinbar sind. Wir wollen, dass durch den Solidarpakt III Ba-
den-Württemberg auch an unseren Hochschulen zu einem 
Musterland für gute Arbeit wird. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Das alles sind Aufgaben, die nicht allein durch das Land ge-
leistet werden können. Der finanzielle Beitrag des Bundes ist 
notwendig, und er kommt ja jetzt auch. Es hat infolge der Ko-
alitionsverhandlungen auf Bundesebene etwas gedauert, aber 
jetzt haben wir Klarheit. Der Bund ist seiner Pflicht nachge-
kommen. Wir sehen jetzt, dass die Wissenschaftspakte fort-
gesetzt werden, dass der Hochschulpakt fortgesetzt wird, dass 
der Pakt für Forschung und Innovation fortgesetzt wird, dass 
die Exzellenzinitiative weiter gefördert wird. Das sind neue 
nachhaltige Bestandteile unserer Hochschulfinanzierung. Die 
geplante Änderung von Artikel 91 b des Grundgesetzes, die 
ermöglichen soll, dass die Hochschulen direkt vom Bund ge-
fördert werden, ist Teil einer künftigen Kofinanzierung des 
Bundes, die in unserem Land dringend gebraucht wird. Auch 
dies führt zu mehr Verlässlichkeit und Planungssicherheit. 

Zum Schluss will ich zusammenfassend unsere vier Leitziele 
deutlich machen. Erstens geht es um mehr Grundfinanzierung 
und weniger Programmfinanzierung. Zweitens geht es darum, 
dass wir eine deutliche Sanierungskomponente in den Soli-
darpakt aufnehmen. Drittens geht es um eine gerechte Berück-
sichtigung der Energiekosten. Viertens erwarten wir unter der 
Überschrift „Gute Arbeit“ eine deutliche Zahl von Entfristun-
gen und verlässliche Arbeitsverhältnisse für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an unseren Hochschulen als Gegen-
leistung für die erhöhte Grundfinanzierung. 

Das Ganze muss in die Haushaltskonsolidierung des Landes 
und in die jetzt erst bekannt gewordenen Vorgaben des Bun-
des eingefügt werden. Wenn ich mir anschaue, wie auf der Re-
gierungsseite gearbeitet wird, kann ich kein Pingpongspiel 
entdecken. Vielmehr wird dort fundiert verhandelt und zwi-
schen Partnern auf Augenhöhe gesprochen. Es finden keine 
Canossagänge statt, sondern Verhandlungen, in denen natür-
lich jeder seine Interessen zu vertreten hat, aber an deren En-
de – da bin ich mir ganz sicher – ein gutes Ergebnis für die 
Hochschullandschaft in Baden-Württemberg stehen wird. Da-
für stehen wir, und dafür werden wir uns einsetzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Sehr 

richtig!)

Präsident Guido Wolf: Für die Landesregierung spricht Frau 
Ministerin Bauer.

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Verehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Ich freue mich sehr und finde es schön, dass dem aufge-
rufenen Thema eine Aktuelle Debatte gewidmet ist. Das The-
ma ist zwar nicht neu – Solidarpakte gibt es in diesem Land 
seit fast 18 Jahren –, aber das Thema ist hochaktuell, denn wir 
verhandeln zurzeit über eine Nachfolgeregelung, und das The-
ma ist ohne Zweifel von großer Bedeutung für unsere Hoch-
schullandschaft in Baden-Württemberg. Deswegen ist es schön, 
dass es die Gelegenheit gibt, heute darüber zu sprechen.

Wenn man sich die Debatte anhört, fragt man sich: Warum 
klagen eigentlich die Hochschulen über die Hochschularten 
hinweg über die Zustände und die finanziellen Ausstattungen, 
die sie vorfinden? Warum protestieren die Studierenden drau-
ßen? Sie haben doch einen Pakt und werden auch wieder ei-
nen bekommen. Was haben sie eigentlich für ein Problem? 
Ich glaube, auch die interessierte Öffentlichkeit fragt sich das 
durchaus. Man hat den Eindruck, dass auch hier im Parlament 
eine gewisse Unklarheit herrscht, worüber eigentlich geklagt 
wird.

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE, auf die 
CDU zeigend: Nur da drüben!)

Ich bin mir sicher, die Klagen werden zu Recht geführt. Wenn 
ich recht gehört habe, bestehen die Klagen nicht darin, dass 
man sich einfach Sorgen macht, was in dem neuen Vertrag 
stehen wird. Vielmehr werden die Klagen über Missstände ge-
führt, über Probleme in der Finanzierung, wie wir sie heute 
vorfinden.

Deswegen sage ich – auch wenn Sie es nicht gern hören –: 
Fakten muss man sich erst einmal anschauen. Man kann sie 
nicht ignorieren, und man kann sie auch nicht anschreien. 
Wenn wir über die derzeitigen Missstände der Grundfinanzie-
rung unserer Hochschulen reden, dann reden wir über den lau-
fenden Solidarpakt, der nunmehr in das achte Jahr seines Be-
stehens kommt.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Das ist der zweite Pakt seiner Art; vorher gab es einen Pakt, 
der zehn Jahre gültig war. Natürlich müssen wir – und tun es 
auch gerade gemeinsam mit den Hochschulen – bilanzieren: 
Was hat es gebracht? Was sind die Stärken gewesen – die gab 
es auch –, und was sind die Schwächen und Probleme, die mit 
dem bestehenden Vertragswerk gewachsen sind und die wir 
mit dem neuen Vertragswerk korrigieren werden?

Lassen Sie mich vorweg eines sagen: Ich werde immer wie-
der von der Presse gefragt: Wie finden Sie denn, dass draußen 
die Rektoren zusammen mit den Studierenden protestieren? 
Ich kann Ihnen sagen: Ich finde, es ist gut, wenn sich Hoch-
schulleitungen und Studierende um ihre Probleme kümmern 
und artikulieren, welche Probleme sie vorfinden.

(Beifall der Abg. Gabi Rolland SPD)

Meine Analyse ist: Die Klagen und die Sorgen, die formuliert 
werden, werden zu Recht formuliert. Wir arbeiten gemeinsam 
daran, für die Zukunft Verbesserungen herbeizuführen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)
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Die Klage wird zu Recht geführt, weil es insbesondere im letz-
ten Jahrzehnt in mehrfacher Hinsicht Scherenbewegungen ge-
geben hat. Erstens gibt es die Schere zwischen den enorm 
wachsenden Studierendenzahlen und einer eingefrorenen 
Grundfinanzierung für unsere Hochschulen. Nachdem – Herr 
Dr. Schmidt-Eisenlohr hat das schön ausgeführt – Ende der 
Neunzigerjahre die Grundfinanzierung erst einmal gesenkt 
wurde, ist sie im Solidarpakt II in einer Zeit eingefroren wor-
den, in der die Studierendenzahlen wie nie zuvor gewachsen 
sind. Deswegen haben wir heute in der Tat eine deutlich 
schlechtere Relation zwischen der Grundfinanzierung und der 
Anzahl der Studierenden. Dies ist dringend zu korrigieren.

Zweitens: Es gibt eine weitere Scherenbewegung, die nicht 
minder dramatisch ist. Die Schere öffnet sich zwischen Uni-
versitäten und anderen Hochschulen einerseits und außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen andererseits. Zum Glück 
haben wir in den vergangenen Jahren relevante Aufwüchse 
bei den außeruniversitären Forschungseinrichtungen erlebt. 
Es gab über die verschiedenen Pakte – Bund und Länder wa-
ren daran beteiligt – regelmäßig fünfprozentige Aufwüchse in 
der Finanzierung. Von der früheren Regierung wurden die 
Universitäten und die anderen Hochschulen mit diesen Hand-
lungsspielräumen nicht ausgestattet, sodass sie sich heute im 
Vergleich zu den außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
in einem enormen Wettbewerbsnachteil befinden. Auch diese 
Lücke gilt es ein Stück weit zu schließen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Deshalb – wir können es Ihnen nicht ersparen – müssen wir 
als Ausgangspunkt darüber reden, was in den vergangenen 18 
Jahren an Problemlagen entstanden ist.

Sie haben angemahnt, frisches Geld ins System zu geben. Wir 
werden frisches Geld in die Hand nehmen. Das müssen wir 
tun; 

(Zuruf von der FDP/DVP: Ja!)

denn insbesondere im Energiebereich gibt es einen enormen 
Nachholbedarf, weil auch an dieser Stelle das Geld für die 
Universitäten gedeckelt war, während die Kosten enorm ge-
wachsen sind. Aber ich möchte auch betonen: Es geht nicht 
nur um frisches Geld, sondern es geht durchaus auch um die 
Frage, welche Handlungsspielräume und welche Gestaltungs-
möglichkeiten man den Hochschulen gibt, damit sie mit dem 
Geld effizient umgehen können. Das war das Hauptproblem 
des aktuellen, noch laufenden Solidarpakts. Denn alles zusätz-
liche Geld, das in den Universitäten und den anderen Hoch-
schulen vonseiten des Landes angekommen ist – das sind kei-
ne irrelevanten Summen, das wollen wir nicht verschweigen; 
es ist nicht so, dass das Ausbauprogramm „Hochschule 2012“ 
nicht stattgefunden hätte –, sind Mittel gewesen, die nicht fle-
xibel, verlässlich und nach eigener Schwerpunktsetzung frei 
einsetzbar waren und die insbesondere für dauerhafte, unbe-
fristete Personalmaßnahmen schlecht zu verwenden waren.

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Ja! So ist 
es!)

Das ist aber der Kern bei den Universitäten und den anderen 
Hochschulen: 80 % der Kosten sind Personalkosten. Wenn 

man dann den Hochschulen Geld gibt, das sie nur begrenzt 
dafür einsetzen können, macht man einen Fehler.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Nicht anders ist es übrigens bei den Studiengebühren. Da re-
den wir nicht über irrelevante Summen, sondern über enorm 
hohe Summen und auch wachsende Summen, die wir durch 
die Qualitätssicherungsmittel ersetzt haben. Wir haben die 
Qualitätssicherungsmittel analog zu den Studiengebühren auf-
gesetzt, allerdings mit einer dynamisch wachsenden Kompo-
nente. Auch diese Mittel sind – so, wie sie bislang verwendet 
werden – nur in sehr begrenztem Umfang für unbefristete Per-
sonalmaßnahmen zu verwenden, also für die Berufung auf 
Professuren, für die unbefristete Anstellung von wissenschaft-
lichem Personal, auch von Personal für den nicht wissen-
schaftlichen Dienst, der für die Hochschulen wichtig ist. Für 
all diese Bereiche sind nur 30 % dieser Mittel einsetzbar, und 
das ist ein Problem. 

Wir werden dieses Problem beheben, wenn wir diese soge-
nannten Zweitmittel in Grundfinanzierung umwandeln. Nur 
dann kann die Hochschule selbst entscheiden, wofür sie die-
ses Geld braucht, kann es langfristig einsetzen und kann lang-
fristig planen, ihre eigenen Schwerpunkte setzen sowie dau-
erhafte und nachhaltige Personalpolitik machen. 

Ich möchte Sie deshalb bitten, das Thema „Umwandlung von 
Zweitmitteln in Grundfinanzierung“ nicht gering zu schätzen. 
An diesem Punkt geht es um die Frage, ob Hochschulautono-
mie, Freiräume und Hochschulfreiheit überhaupt wahrgenom-
men werden können. Deswegen wird es ein Charakteristikum 
unseres Paktes sein, dass wir die Grundfinanzierung substan-
ziell verbessern werden.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie mich die Gelegenheit nutzen, auch etwas zum The-
ma Bund zu sagen. In der Tat hat uns der Bund über eine lan-
ge Strecke im Unklaren gelassen, wie die sogenannten Bil-
dungsmilliarden eingesetzt werden und wie viel davon beim 
Land Baden-Württemberg ankommt. Jetzt haben wir – das ist 
noch nicht einmal einen Monat her – Klarheit, wie das umge-
setzt werden soll. Das hilft schon einmal ein Stück weiter. Die 
komplette Übertragung der Anteile des BAföG auf den Bund 
beläuft sich bundesweit auf 1,1 Milliarden €, die jährlich frei 
werden. In Baden-Württemberg sind es, je nachdem, wie man 
es rechnet, jährlich zwischen 71 Millionen € und 117 Millio-
nen € Entlastung für das Land. Das ist eine Möglichkeit, die 
wir nutzen werden. In der Landesregierung und auch zwischen 
den Regierungsfraktionen besteht völlige Einigkeit, dass die-
se gewonnenen Spielräume vollständig für ihren Zweck ein-
gesetzt werden, damit sie Schulen und Hochschulen zugute-
kommen. Da müssen Sie sich keine Sorgen machen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Aber die Offenlegung der Verwendung der sogenannten Bil-
dungsmilliarden hat neue Probleme aufgeworfen, die ich hier 
auch betonen möchte. Der „Hochschulpakt 2020“ beispiels-
weise ist nach allem, wie wir rechnen und versuchen, die Zah-
len zu interpretieren, nicht ausfinanziert, sondern es tut sich 
für diese Legislaturperiode des Bundes, bis zum Jahr 2017, 
eine Finanzierungslücke von 1 Milliarde € auf, Mittel, die im 
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Vergleich zu den bisherigen Zahlungen künftig nicht vorhan-
den sind. Ich frage die Fraktionen: Was tun Sie dafür, dass die 
Bundesregierung die fehlende Milliarde auftreibt? Ich glau-
be, Sie müssen noch einmal bei Herrn Schäuble nachfragen, 
ob die Schatulle wegen der 1 Milliarde € für den Hochschul-
pakt 2020 nicht noch einmal geöffnet wird. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Wenn Sie schon fragen, wie wir mit dieser Finanzierungslü-
cke umgehen, dann fragen Sie bitte auch, wie der Bund wei-
ter damit verfahren will, wenn es um die Finanzierung der 
Programmpauschalen geht, die derzeit in Höhe von 20 % auf 
jedes erfolgreich eingeworbene Forschungsprojekt gezahlt 
werden. 20 % Overheadkosten sind eine direkte Entlastung 
und Unterstützung unserer forschungsstarken Universitäten 
insbesondere bei der Grundfinanzierung. Bislang kannibali-
siert das Einwerben von Drittmitteln die Grundfinanzierung, 
weil jedes eingeworbene Projekt natürlich Infrastrukturkos-
ten auslöst. Diese 20  % Overheadkosten sind also enorm 
wichtig, damit die Grundfinanzierung nicht beeinträchtigt 
wird. 

Was macht die Bundesregierung? Sie finanziert die Pro-
grammpauschalen mittelfristig nicht weiter. Das sind jährlich 
46 Millionen €, die bei den baden-württembergischen Hoch-
schulen fehlen. Ich bitte Sie sehr, nicht zu übersehen, dass die 
Klärung der Frage, wie 5 Milliarden € in das Land kommen, 
zwar hilfreich ist, dass aber die Finanzierung nicht ausreicht, 
um selbst das bisherige Level der Finanzierung für den „Hoch-
schulpakt 2020“ und die Programmpauschalen künftig halten 
zu können. 

Wenn wir über die Probleme beim Zusammenwirken mit dem 
Bund reden, spielen wir nicht Pingpong, Herr Abg. Bullinger, 
sondern wir werden unsere Aufgaben machen. Wir sind nicht 
in Verzug, sondern genau in dem Plan, den wir verabredet ha-
ben. Die Verhandlungen über den neuen Pakt werden, wie ver-
abredet, im Oktober begonnen. Im Sommer werden wir die 
Eckpunkte konsentieren, die Details werden wir in der zwei-
ten Jahreshälfte klären. Rechtzeitig werden wir ein neues Ver-
tragswerk auf den Weg bringen. So, wie verabredet, werden 
wir das umsetzen.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

An diesem Punkt habe ich überhaupt keinen Dissens mit dem 
Finanzminister.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Wir sind in guten Gesprächen und würden uns freuen, wenn 
Sie alle daran mitwirken, dass wir einen guten neuen Pakt 
schaffen, der insbesondere in Sachen Grundfinanzierung un-
seren Hochschulen eine bessere Basis gibt, als es bislang der 
Fall ist, damit sie Hochschulautonomie auch leben können 
und nachhaltig agieren können.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Kollegen Dr. Bullinger.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Ich habe in meiner vorherigen Re-
de einige konkrete Fragen gestellt, allerdings keine konkreten 
Antworten bekommen. Ich hätte zwei, drei Dinge schon gern 
gewusst, Frau Ministerin, die Sie jetzt nur am Rande ange-
sprochen haben. 

Ich liebe Zahlen und Fakten. Deshalb die Frage: Wie soll die 
Erhöhung der Grundfinanzierung im Land nun aussehen? Da 
fehlen mir die konkreten Zahlen. Auch hierzu haben Sie nichts 
genannt. 

Zweitens würde mich auch interessieren: Werden die Pro-
grammmittel 1 : 1 in die Grundfinanzierung überführt, oder 
wie ist das geplant?

Drittens: Wie langfristig – das frage ich natürlich auch in 
Richtung CDU in Berlin – sollen die Gelder gewährt werden? 
Ist das tatsächlich, Herr Schmiedel, nur eine rot-schwarze Ein-
tagsfliege bis zur nächsten Bundestagswahl 2017? Es wäre 
schon wichtig, das zu wissen. Wenn wir hier jetzt einen Dop-
pelhaushalt planen und die Vorgaben für das Jahr 2020 ins Au-
ge fassen, wäre es schon interessant, da ein kleines bisschen 
mehr zu erfahren. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Schwarz-Gelb war ei-
ne Eintagsfliege!)

Herr Ministerpräsident – der Herr Ministerpräsident geht je-
des Mal, wenn ich eine Frage stelle, hinaus; das ist aber nicht 
abgesprochen –, eine ganz konkrete Frage lautet: Wie stehen 
Sie zu der Forderung der FDP, dass die Länder in diesem Be-
reich, für diese wichtige Aufgabe für die gesamte Bundesre-
publik einen größeren Anteil am Mehrwertsteueraufkommen 
erhalten sollten? Wie stehen Sie eigentlich dazu? Es wäre doch 
auch eine konkrete Forderung, zu sagen: Langfristig muss die-
se Aufgabe, die wir hier für die gesamte Republik und für die 
einzelnen Bundesländer erfüllen, wirklich auf solide Beine 
gestellt werden. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Das ist an 
Schwarz-Gelb gescheitert!)

Ich glaube, darüber sollten Sie in diesem Haus auch einmal 
Auskunft geben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Frau Abg. Kurtz das Wort.

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Jetzt aber bitte ein biss-
chen bescheidener als vorhin! – Gegenruf der Abg. 

Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

Abg. Sabine Kurtz CDU: Sie haben ein seltsames Frauen-
bild, Herr Schmiedel. 

„Was haben die Hochschulen eigentlich für ein Problem,“ – 
das fragen Sie, Frau Ministerin – „und warum klagen sie über 
Missstände?“ 

(Zuruf des Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE)
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Ich finde, dass Sie da wirklich unseriös argumentieren.

(Widerspruch bei den Grünen und der SPD – Abg. 
Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Was? Das sehen 

die Hochschulen aber ganz anders!)

Ich meine, die gestrige Demonstration hat ja nicht vor dem 
Haus der Abgeordneten, vor der CDU-Fraktion oder vor der 
FDP/DVP-Fraktion stattgefunden, sondern sie hat vor Ihrem 
Haus, vor dem Wissenschaftsministerium, Station gemacht 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Dr. Kai 
Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Weil man sich jetzt er-

hofft, dass man Gehör kriegt!)

und ist dann zum Finanzministerium gezogen. Ich würde 
schon Wert auf die Feststellung legen: Die Demonstrationen 
und die Klagen richten sich gegen die derzeitige Regierung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Das ist keine Vergangenheitsbewältigung, die dort abläuft. Sie 
können das nicht einfach von sich weisen und sagen: „Trotz 
drei Jahren Regierung haben wir damit nichts zu tun.“

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Ein Soli-
darpakt! 2007!)

Es ist auch auffällig – das muss ich Ihnen sagen –: Sie ver-
handeln ja mit allen Hochschulen gleichermaßen, Sie bilden 
auch keine eigenen Arbeitsgruppen, Sie sprechen anscheinend 
auch mit den Standorten der Medizinischen Fakultäten nicht 
separat, sondern Sie sprechen mit allen gleichermaßen, aber 
es demonstrieren nicht alle gleichermaßen. Man fragt sich 
schon ein bisschen: Welchen Spaltpilz wollen Sie eigentlich 
gerade in die Hochschullandschaft hineintreiben? 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Hä?)

Warum verhalten sich die Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften ruhig? 

(Zuruf des Abg. Alexander Salomon GRÜNE)

Warum hören wir nichts von den Pädagogischen Hochschu-
len? Mit denen verhandeln Sie ja gerade auch an anderer Stel-
le: über das Promotionsrecht, über die Lehramtsausbildung. 
Ich frage mich: Warum äußern sich jetzt eigentlich gerade die 
Universitäten so lautstark nach außen?

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Weil der 
Solidarpakt sie betrifft!)

Ich muss Ihnen auch sagen: Die Erträge aus den Studienge-
bühren waren für die Lehre reserviert. Ich glaube, das war 
richtig, gut und wichtig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Friedrich Bullinger FDP/DVP – Glocke der Präsiden-

tin)

Darauf werden wir sehr genau achten, wenn Sie die Qualitäts-
sicherungsmittel jetzt in die allgemeine Grundfinanzierung 
überführen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Dass davon dann die Heizkosten bezahlt werden können, war 
nicht im Sinne des Erfinders. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Friedrich Bullinger FDP/DVP – Abg. Dr. Friedrich 

Bullinger FDP/DVP: Sehr richtig!)

Auf die Lehre haben wir neben der exzellenten Wissenschaft 
und Forschung einen ganz großen Wert gelegt. Wir schlagen 
Ihnen vor, dass auch Sie daran festhalten. 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Die Proteste ge-
gen Sie waren auch vorhanden! – Glocke der Präsi-

dentin)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abg. Dr. Schmidt-Eisen
lohr?

Abg. Sabine Kurtz CDU: Sie haben mich eben nicht – –

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abg. Dr. Schmidt-Eisen
lohr?

Abg. Sabine Kurtz CDU: Das mache ich gleich, zum Schluss. 
Ich habe noch zwei Punkte.

Sie haben mich eben nicht beruhigt. Ich habe gesagt: Andere 
Bundesländer – siehe Hessen – sagen, dass sie die Mittel 1 : 1 
in den Hochschulbereich überführen. Das hat Hessen zehn Ta-
ge nach der Entscheidung des Bundes gemacht. 

Sie aber sagen hier ganz vage: Das geht in den Bereich „Schu-
len und Hochschulen“.

(Zuruf von der SPD: Ja, natürlich!)

Das ist doch genau der Punkt, Frau Ministerin: Es geht in 
Schulen und Hochschulen, und Schule in diesem Land heißt 
momentan Gemeinschaftsschule. 

(Zurufe von den Grünen und der SPD)

Das kann uns im Wissenschaftsbereich, im Hochschulbereich 
nicht recht sein. Denn dort gibt es im Augenblick einen gro-
ßen Bedarf. Wir hätten gern auch von Ihnen die Aussage, dass 
Sie die Bundesmittel 1 : 1 in den Hochschulbereich überfüh-
ren, so, wie es auch gedacht ist, und dass das nicht bei Ihnen 
versickert, wie es Grün-Rot gerade in den Kram passt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Insofern – das muss ich sagen – bin ich bei dem, was Sie hier 
sagen, nicht beruhigt. Wenn Sie jetzt neun Monate verhandeln 
und dann sagen: „Wir sind eigentlich nicht zuständig“, ist das, 
finde ich, ein echtes Armutszeugnis. Wir sind gespannt, was 
dann bei den Verhandlungen an Ergebnissen herauskommt. 
An diesen Früchten werden wir Sie messen. 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Ein bisschen De-
mut!)

Ich würde jetzt gern noch Herrn Schmidt-Eisenlohr anhören. 
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Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Frau Kollegin, 
ich war jetzt aufgrund Ihrer Aussagen doch etwas verwundert. 
Sie haben jetzt noch einmal die Frage angesprochen, warum 
die Universitäten im Moment intensiver artikulieren, dass sie 
vor Ort Probleme haben. Sie sollten eigentlich wissen, woran 
das liegt. 

Ich habe das Kernproblem benannt. Das Kernproblem sind 
die gestiegenen Energiekosten. Der Solidarpakt, den Ihre Re-
gierung ausgehandelt hat, hat dazu geführt, dass die Mittel für 
die Energiekosten nicht erhöht wurden. Deswegen wurden 
massive Querfinanzierungen innerhalb der Hochschulen vor-
genommen. Wer sich damit auskennt, der weiß, dass die ehe-
maligen Fachhochschulen, die heutigen HAWs, bei den Ener-
giekosten spitz abrechnen können und die Universitäten das 
wegen der Festzurrung der Grundfinanzierung über die Pau-
schale

(Zuruf der Abg. Gabi Rolland SPD)

voll selbst tragen müssen. Deswegen haben die Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften in diesem Punkt kein Prob-
lem. Ist Ihnen das bekannt? Da geht es nämlich um sehr, sehr 
große Summen. Deswegen ist es völlig klar, dass die Univer-
sitäten – zu Recht – sagen: „Dieser alte Solidarpakt und die 
Problematik der Energiekosten bringen uns an die Grenze, und 
deswegen müssen wir demonstrieren.“

(Zuruf des Abg. Alexander Salomon GRÜNE)

Ist Ihnen das bekannt?

Abg. Sabine Kurtz CDU: Lieber Herr Schmidt-Eisenlohr, 
das ist jetzt wirklich zu eindimensional. 

(Lachen der Abg. Gabi Rolland SPD)

Natürlich sind die Energiekosten ein Thema. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Das größ-
te!)

Sie haben aber gestern selbst die Plakate gesehen. Es geht um 
viel, viel mehr, und es geht um Themen, die alle Hochschu-
len betreffen. 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Ja, aber 
das ist das größte!)

Im Übrigen ist es nicht so, dass Professor Frankenberg früher 
die Hochschulen über den Tisch gezogen hätte. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von der 
SPD: Ach nö!)

Die würden es sich wirklich verbitten, dass Sie ihnen unter-
stellen, sie wären seinerzeit nicht in der Lage gewesen, auf 
Augenhöhe zu verhandeln. 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: War es Ihnen be-
wusst, oder war es Ihnen nicht bewusst?)

Der frühere Minister Professor Frankenberg kam aus dem 
Hochschulbereich. Er war unter seinen früheren Kollegen sehr 
anerkannt. Die Rektoren haben diese Pakte unterschrieben, 

(Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Das stimmt 
auch! – Zuruf von der SPD: Notgedrungen!)

im vollen Bewusstsein dessen, was sie da tun. Ich würde das 
hier jetzt nicht kleinreden und so tun,

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Herr Schmidt-
Eisenlohr hat eine klare Frage gestellt: War Ihnen das 

bekannt oder nicht?)

als ob Sie manche von den honorigen Persönlichkeiten be-
schützen müssten und sie nur auf Sie gewartet hätten.

Vielen Dank. 

(Abg. Bärbl Mielich GRÜNE: Das ist jetzt aber kei-
ne Antwort! – Abg. Alexander Salomon GRÜNE: 

Keine Antwort ist auch eine Antwort!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist 
die Aktuelle Debatte beendet. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Umgang mit zurückkommenden radio-
aktiven Abfällen aus Wiederaufarbeitungsanlagen: Die 
CDU drückt sich vor der Verantwortung ihrer jahrzehn-
telangen Atompolitik – beantragt von der Fraktion GRÜ-
NE

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 40 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die einleitenden Erklärungen der Fraktionen und für die 
Rednerinnen und Redner in der zweiten Runde gilt jeweils ei-
ne Redezeit von fünf Minuten. 

Ich darf die Mitglieder der Landesregierung bitten, sich eben-
falls an den vorgegebenen Redezeitrahmen zu halten. 

Schließlich darf ich auf § 60 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
verweisen, wonach die Aussprache im Rahmen der Aktuellen 
Debatte in freier Rede zu führen ist. 

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich das Wort Frau Abg. Sitz-
mann. 

Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! In der letzten Zeit gab es wieder ei-
nige Presseartikel und eine öffentliche Debatte zu der Frage 
der 26 Castorbehälter, die aus den Wiederaufbereitungsanla-
gen La Hague und Sellafield von der Bundesrepublik Deutsch-
land zurückzunehmen sind. Dieser Anspruch auf Zurücknah-
me ist völkerrechtlich geregelt. 

Wir waren und sind sehr verwundert, wie sich die CDU Ba-
den-Württemberg in dieser Frage wiederholt geäußert hat. Wa-
rum waren wir verwundert? Alle Bundesländer – auch Baden-
Württemberg – haben über Jahrzehnte Atomenergie genutzt, 
und zwar gerade Baden-Württemberg sehr intensiv mit einem 
Atomstromanteil von über 50 %. 

Ich kann hier mit gutem Gewissen behaupten, dass die Grü-
nen seit ihrer Gründung gegen diese Risikotechnologie und 
gegen intensive Atomkraftnutzung gekämpft haben, auch hier 
in Baden-Württemberg, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)
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Wir haben von Anfang an darauf hingewiesen und davor ge-
warnt, dass die Frage aufkommen wird, was mit diesem strah-
lenden Atommüll, der über viele Generationen hinweg eine 
schwere Erblast darstellen wird, passieren soll. Jetzt haben 
wir endlich eine parteiübergreifende Einigung auf einen zwei-
ten Ausstieg aus der Atomenergie erreicht.

Nachdem die rot-grüne Bundesregierung bereits im Jahr 2000 
zum ersten Mal einen Atomausstieg beschlossen und diesen 
auch mit den Energiekonzernen vereinbart hatte, hatte die 
CDU in Baden-Württemberg nichts Besseres zu tun, als jah-
relang gegen diesen Atomausstieg anzukämpfen. Der Atom-
ausstieg wurde schließlich durch die CDU/CSU-FDP-Bun-
desregierung im Jahr 2010 wieder zurückgenommen. Erst 
nach dem leider sehr tragischen Unfall in Japan, nämlich der 
Reaktorkatastrophe in Fukushima im Jahr 2011, wurde end-
lich wieder der Ausstieg beschlossen.

Damit, meine Damen und Herren, ist klar: Gerade die CDU 
in Baden-Württemberg ist in einer besonderen Verantwortung, 
sich den Herausforderungen – u. a. der Frage, was mit dem 
radioaktiven Atommüll passiert – zu stellen.

Was überhaupt nicht geht, ist das Agieren des CDU-Frakti-
onsvorsitzenden, Herrn Hauk. Sie, Herr Hauk, haben einfach 
nach dem Sankt-Florians-Prinzip agiert und gesagt: „Verscho-
ne mein Haus, zünd andere an. Mir ist egal, wo die Brennstä-
be, die wir in Baden-Württemberg genutzt haben, letztendlich 
landen.“

(Abg. Peter Hauk CDU: Sie sind doch ein Sicher-
heitsrisiko!)

Das geht überhaupt nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Wir haben es unter dem grünen Ministerpräsidenten Winfried 
Kretschmann nach vielen Jahren endlich geschafft, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Was denn? 
Was habt ihr denn geschafft? – Zurufe der Abg. Pe-

ter Hauk und Helmut Walter Rüeck CDU)

ein Gesetz auf den Weg zu bringen, das die Endlagersuche 
und das Verfahren klar regelt. Dieser Konsens, der im vergan-
genen Frühjahr getroffen wurde, markiert einen Neuanfang. 
Endlich gibt es ein transparentes Endlagersuchverfahren nach 
wissenschaftlichen Kriterien für den Atommüll, und zwar be-
ginnend mit einer weißen Landkarte, auf der kein Standort 
von vornherein ausgeschlossen wird. Das war ein Durchbruch, 
das war ein sehr großer Erfolg, meine Damen und Herren. Das 
sehen die Grünen so, aber auch die CDU im Bund sieht es so.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Zuruf der Abg. Muhterem Aras GRÜNE)

Das sollten Sie einmal zur Kenntnis nehmen. Vor einem Jahr 
mussten wir uns vom Kollegen Hauk anhören: „Eigentlich 
waren wir schon weiter, wir hatten Gorleben.“

(Abg. Peter Hauk CDU: Ja klar, wir haben auch Gor-
leben!)

Sie haben diesen Endlagersuchkonsens infrage gestellt, und 
zwar entgegen Ihrer eigenen CDU-geführten Regierung und 

Bundeskanzlerin Angela Merkel. Das muss man eindeutig 
festhalten. Und das ist nicht nur verantwortungslos, sondern 
auch skandalös, meine Damen und Herren von der CDU.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU)

Zudem finde ich es skandalös, dass Sie sich in der Frage der 
Rücknahme von Castoren aus La Hague ebenfalls gegen die 
Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und -chefs der 
Länder stellen.

(Abg. Peter Hauk CDU: Den Skandal produzieren 
doch Sie! Haben wir jetzt schon eine Einheitsmei-

nung, oder was?)

Diese haben nämlich ganz klar vereinbart, Herr Hauk, dass 
mit Inkrafttreten des Endlagersuchgesetzes keine Castortrans-
porte mehr in das zentrale Zwischenlager Gorleben stattfin-
den werden.

(Abg. Peter Hauk CDU: Haben Sie denn eine Geneh-
migung?)

Das hat die Bundeskanzlerin mit sämtlichen Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten vereinbart. Aber der Kol-
lege Hauk sieht das anscheinend anders und will zurück in 
Zeiten, in denen man überhaupt keine Idee davon hatte, wie 
die Endlagersuche zu regeln ist.

(Zuruf des Abg. Helmut Walter Rüeck CDU)

Das, meine Damen und Herren, ist nicht nur Handeln nach 
dem Sankt-Florians-Prinzip, sondern ist auch – wie ich bereits 
gesagt habe – skandalös.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Peter Hauk CDU: An Scheinheiligkeit nicht 

zu überbieten!)

Besonders skandalös ist jedoch folgende Situation: Wir Grü-
nen – das habe ich eingangs dargestellt – kämpfen seit unse-
rer Gründung für den Ausstieg aus der Atomenergie und sa-
gen heute: Ja, es gibt Atommüll, und wir müssen uns der He-
rausforderung der Zwischenlagerung und der Endlagerung 
stellen. Jetzt gibt es Regierungen, und zwar zwei an der Zahl, 
mit grünen zuständigen Umweltministern, die sich bereit er-
klären, Verantwortung zu übernehmen. Aber diejenigen, die 
vorangetrieben und forciert haben, dass die Atomenergie viel 
länger eingesetzt wurde als überhaupt nötig, versuchen sich 
in die Büsche zu schlagen. Das geht nicht, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU)

Deshalb, Herr Hauk, erwarten wir von Ihnen heute klare Ant-
worten auf die Frage, wie die CDU-Fraktion im Landtag von 
Baden-Württemberg

(Abg. Peter Hauk CDU: Wir wollen von Ihnen klare 
Antworten! Wie wollen Sie denn lagern?)

zum Konsens der Länder mit dem Bund und der Bundeskanz-
lerin steht. Wir müssen wissen, ob Sie bereit sind, Verantwor-
tung für Ihre Politik der letzten Jahrzehnte zu übernehmen, 
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oder ob Sie einfach nur sagen: „Was interessieren mich die 
Brennstäbe, die wir selbst zu verantworten haben?

(Abg. Peter Hauk CDU: Um die geht es doch gar 
nicht!)

Soll sie doch nehmen, wer will.“ Das geht nicht. Sie haben 
hier und heute die Möglichkeit, das aufzuklären.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Müller das Wort.

Abg. Ulrich Müller CDU: Sehr verehrte Frau Präsidentin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Der römische Dich-
ter Terentius hat den deutschen Sprichwortschatz um eine 
Wendung bereichert, als er seinerzeit sagte: „Wenn zwei das 
Gleiche tun, ist es noch lange nicht dasselbe.“

Ich möchte nicht wissen, was aufseiten der Opposition in die-
sem Land los gewesen wäre, wenn ein CDU-Ministerpräsi-
dent dafür plädiert hätte, dass Castorbehälter nach Baden-
Württemberg kommen, obwohl sie in Gorleben ihren Platz ha-
ben.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE: Wann waren 

wir für Gorleben? Wann war das? Gar nicht!)

Es gäbe Sicherheitsbedenken, politische Vorwürfe, Emotio-
nen und dergleichen mehr. Wenn ein grüner Ministerpräsident 
dasselbe tut, dann ist das angeblich ein Ausdruck besonderer 
Verantwortung.

Unsere Kritik – Sie werden es jetzt gleich hören – ist diffe-
renziert in der Begründung und klar im Ergebnis. Das Ergeb-
nis lautet: Erstens haben Sie die Belange des Landes Baden-
Württemberg nicht vertreten, und zweitens sind Sie Ihren ei-
genen Ansprüchen nicht gerecht geworden.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Was ist geschehen, meine Damen und Herren? Es gibt Gorle-
ben, ein genehmigtes, funktionsfähiges und bezahltes Zwi-
schenlager.

(Zurufe der Abg. Andreas Schwarz und Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE sowie Helmut Walter Rüeck CDU)

Im Rahmen der Endlagersuche haben mehrere Länder, darun-
ter das Land Baden-Württemberg, die These vertreten, dass 
Niedersachsen im Rahmen der Endlagersuche beruhigt wer-
den sollte und dass man deswegen – so der Ministerpräsident 
wörtlich in einer Regierungserklärung vor gut einem Jahr – 
gegenüber Niedersachsen „eine vertrauensbildende Maßnah-
me“ ergreifen müsse und auf das Zwischenlager in Gorleben 
verzichten solle. Das ist die Begründung: „eine vertrauensbil-
dende Maßnahme“.

Das heißt, wir haben objektiv keine Zwangslage, sondern wir 
haben einen politischen Kuhhandel, der weder die Belange 
des Landes berücksichtigt noch das, was sachlich geboten wä-
re.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Das Problem ist ohne Not entstanden, und man hat es in ge-
wisser Weise selbst mit ausgelöst. Das ist der erste Aspekt. 

Zweitens lag die Meldung von Baden-Württemberg von vorn-
herein auf dem Tisch, und zwar zusammen mit der Schleswig-
Holsteins. 14 andere Bundesländer haben hingegen geschwie-
gen und schweigen bis heute.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Tauchen ab!)

Alle Fragen waren ungeklärt. Selbst wenn man dieses Prob-
lem als solches hinnimmt, ist noch längst nicht gesagt, wel-
ches Bundesland dann in welchem Umfang die Ersatzlösung 
bieten soll.

(Zuruf der Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE)

Aber wenn ein Land einen Vorstoß macht, ist die Wahrschein-
lichkeit natürlich sehr groß, dass sich die anderen zurückleh-
nen, und genau das findet statt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf der Abg. 
Andrea Lindlohr GRÜNE)

Das Problem wurde also nicht nur ausgelöst, sondern außer-
dem ins Land geholt.

Drittens: Die Zusage, die die Landesregierung gegeben hat, 
verstößt sowohl gegen alle Prinzipien einer ordnungsgemä-
ßen Entscheidungsfindung als auch vor allem gegen das hoch-
gehaltene Gebot der Politik des Gehörtwerdens. Denn die Ver-
pflichtung, die das Land nach außen eingegangen ist, wurde 
eingegangen ohne eine vorherige politische Diskussion im 
Land, z. B. im Landtag, ohne Einbeziehung der Standortge-
meinde, ohne Einbeziehung des Betreibers, ohne Klärung der 
konkreten Sachfragen und ohne Klärung der Gesamtproble-
matik. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Zuruf der Abg. Edith Sitzmann GRÜNE)

Ich möchte jetzt noch etwas differenzierter auf die Sachprob-
leme eingehen. Die Sachprobleme sind in diesen Tagen von 
der EnBW zu Recht auf den Tisch gelegt worden. Es gibt die 
technischen und sicherheitsmäßigen Fragen, das Reparatur-
konzept, die Krananlage, den Neubau – es handelt sich um an-
dere Castoren als die, die bisher dort sind –, eine andere Art 
der Bewachung. Das waren die Aspekte, auf die unser Frak-
tionsvorsitzender hingewiesen hat. Solange diese technischen 
und sicherheitsmäßigen Belange noch nicht geklärt sind, ha-
ben wir ungeklärte Sicherheitsfragen. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Zweitens gibt es finanzielle Aspekte. Die EnBW vermutet, 
dass Kosten in einer Größenordnung von 50 Millionen € für 
sie entstehen werden. Die EnBW hat die Abfälle – so, wie sie 
nach Philippsburg kommen sollen – nicht verursacht. Sie hat 
Plätze in Gorleben gemietet. Diese Miete ist gegenstandslos 
geworden. Sie hat nun keinen Grund zu zahlen. Sie erwartet 
zu Recht, dass derjenige, der bestellt, auch bezahlt. 
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Beate 
Böhlen GRÜNE: Ja, eben! Darum geht es ja!)

Drittens gibt es die genehmigungsrechtlichen, verfahrensmä-
ßigen Aspekte. Dabei will ich jetzt nur auf den Gesamtkon-
text zu sprechen kommen, darauf, was bei einer Genehmigung 
mit zu berücksichtigen ist: Wo ist die Gesamtlösung? Wir re-
den im Moment von fünf Castoren. Was ist eigentlich mit den 
anderen 21 Castoren? Was ist mit Brunsbüttel, dem anderen 
Zwischenlager, für das es mittlerweile keine gültige Geneh-
migung mehr gibt, sodass Philippsburg im Moment der ein-
zige Standort in ganz Deutschland ist, der auf dem Tisch liegt? 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Das muss man 
sich einmal vorstellen!)

Was ist mit dem örtlichen Zwischenlager, das in Philippsburg 
im Zusammenhang mit dem Rückbau mit großer Wahrschein-
lichkeit errichtet werden muss, weil ja der Schacht Konrad 
nicht rechtzeitig zur Verfügung steht? Das alles sind Aspekte, 
die berücksichtigt werden wollen und die man berücksichti-
gen müsste, bevor man die Aussage macht, dass man in Phi-
lippsburg etwas zwischenlagern müsse. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Meine Damen und Herren, die politischen Probleme vor Ort 
sind nicht gelöst. Im Gegenteil, Sie haben sie noch verschärft. 
Zunächst einmal: Anfang der 2000er-Jahre haben die Sitzkom-
munen die Zusage erhalten, dass, sollte es Zwischenlager ge-
ben, diese nur die eigenen Abfälle aufnehmen müssten. 

(Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU)

Die Vereinbarungen, die später getroffen wurden, haben sich 
lässig darüber hinweggesetzt. Geht man so mit Zusagen und 
mit dem Vertrauen von Kommunen und von Bürgern um?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Die Informationspolitik dieser Landesregierung gegenüber 
den örtlich Handelnden und Verantwortlichen ist unterirdisch. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Was?)

Ich könnte Ihnen vorlesen – ich erspare es Ihnen aber –, was 
allein heute die „Badischen Neuesten Nachrichten“ dazu ge-
schrieben haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Der Bürgermeister von Philippsburg verweist zu Recht dar-
auf, dass Philippsburg schon genügend an Lasten trägt.

In diesem Zusammenhang lässt sich sagen: Man könnte über 
alles reden, aber dann müsste man eben auch über alles reden, 
und genau das geschieht nicht.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Man müsste allerdings vorher darüber reden, bevor man sol-
che Aussagen trifft, und genau das geschah nicht.

Das Ergebnis, meine Damen und Herren, ist bedauerlich. Wir 
haben keine Klarheit für die EnBW. Wir haben den örtlichen 

Widerstand. Wir stehen unter einem erheblichen Zeitdruck. 
2015 müssten die Probleme gelöst sein. Außerdem sind inner-
halb der Bundesrepublik die Lasten ungleich verteilt.

So ist es – jetzt komme ich zu den konkreten handwerklichen 
und politischen Fehlern dieser Regierung –, 

(Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Der Bundesregie-
rung, oder was?)

wenn man den vierten Schritt vor dem dritten, den dritten 
Schritt vor dem zweiten und den zweiten Schritt vor dem ers-
ten macht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

So ist es, wenn man sich politisch festlegt, ohne die Sachfra-
gen vorher geklärt zu haben, wenn man einen Standort auf-
gibt, bevor man einen neuen gefunden hat, und wenn man Zu-
stimmung erwartet, ohne durch Gespräche und Dialog um die-
se Zustimmung geworben zu haben.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Wie paradox die Situation ist, meine Damen und Herren, zeigt 
sich darin, dass das Land für etwas plädiert, von dem es selbst 
sagt, dass es sich eigentlich gar nicht um eine Zusage des Lan-
des handelt. Ja, was ist es jetzt eigentlich? Ein Für-gut-Befin-
den, eine Aussage, aber keine Zusage.

Das Land kann auch nichts zusagen, weil es nämlich nicht – 
in keiner Phase – zuständig ist. Das Land kann keine Zusage 
geben – tut aber so, als hätte es eine gegeben –, denn den An-
trag stellt die EnBW, für die Genehmigung ist das Bundesamt 
für Strahlenschutz zuständig, die örtlichen Probleme sind 
durch die Sitzkommunen zu bewältigen, und die Zuständig-
keit für die ganze Geschichte liegt beim Bund. 

Nun haben Sie sich wahrscheinlich etwas besonders Schlau-
es ausgedacht – aber es wird Ihnen auf die Füße fallen –, näm-
lich: Geht es gut, waren es wir; geht es schief, waren wir nicht 
zuständig.

Tatsächlich, meine Damen und Herren, ist es genau umge-
kehrt: Geht es gut, dann, weil das Land nicht zuständig war. 
Geht es schief, dann deswegen, weil dieser Prozess unglaub-
lich dilettantisch und falsch eingefädelt worden ist.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Zurzeit, meine Damen und Herren, spricht alles dafür, dass 
dieses stümperhafte Vorgehen der Landesregierung dazu bei-
trägt, dass die Sache schiefgeht. Kompetente, sachorientierte 
und verantwortliche Politik sieht anders aus. 

(Zuruf des Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE)

Über eine Politik des Gehörtwerdens sollten wir ab dem heu-
tigen Tag ohnehin schweigen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Glocke der Präsidentin) 
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Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Entschuldigung, Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie noch eine Nachfrage des Abg. Dr. 
Schmidt-Eisenlohr?

Abg. Ulrich Müller CDU: Ja.

Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr GRÜNE: Sehr geehrter 
Herr Kollege, am Anfang Ihrer Ausführungen haben Sie von 
Verantwortung für Baden-Württemberg gesprochen. Ich hat-
te gehofft, die Ausführungen dazu falsch interpretiert zu ha-
ben; Ihre Ausführungen haben jedoch leider keine Klarheit 
gebracht. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, werfen Sie 
der Landesregierung vor, dass sie nicht in dem Sinn verant-
wortlich gehandelt hat, dass sie gesagt hat: „Wenn hier Müll 
produziert wird, müssen wir schauen, dass er möglichst weit 
weg von unserer Region kommt. Verantwortung für Baden-
Württemberg zu übernehmen bedeutet, dass unser Müll weit 
weg muss, dass möglichst kein durch den Müll hervorgerufe-
nes Risiko für unsere Bürger entsteht.“ Wenn dies Ihre Hal-
tung ist, bin ich schon sehr erstaunt. 

(Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Frage!)

Habe ich dies richtig verstanden?

(Zuruf: Zuhören!)

Abg. Ulrich Müller CDU: Sie haben mich nicht richtig ver-
standen. Sie hätten nur zuhören müssen, was ich gesagt habe. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, bevor ich Herrn Abg. Stober das Wort erteile, freue 
ich mich, im Zuhörerbereich als Gäste sehr herzlich den Prä-
sidenten des Parlaments der autonomen Provinz Vojvodina in 
Serbien, Herrn István Pásztor, und seine Delegation begrüßen 
zu dürfen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Mein Willkommensgruß gilt ferner dem serbischen General-
konsul in Stuttgart, Herrn Bozidar Vucurovic. 

(Beifall bei allen Fraktionen)

Herr Präsident Pásztor und Herr Landtagspräsident Wolf wer-
den in der Mittagspause eine gemeinsame Erklärung zur Zu-
sammenarbeit unserer beiden Parlamente unterzeichnen. Un-
sere Zusammenarbeit soll ein Zeichen sein für engere Bezie-
hungen der gewählten Vertretungen der Donauregionen. Wir 
freuen uns, sehr geehrter Herr Präsident, Sie und Ihre Dele-
gation hier willkommen zu heißen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Jetzt darf ich für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Stober das 
Wort erteilen.

Abg. Johannes Stober SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege 
Müller, ich muss ehrlich zugeben, dass ich entsetzt bin über 
das, was Sie hier von sich gegeben haben. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Gehen Sie auf die Fakten ein! 

– Zuruf des Abg. Helmut Walter Rüeck CDU)

Sie haben nämlich nichts anderes getan, als zu einem glatten 
Rechtsbruch aufzurufen. Sie haben gefordert, dass die Casto-
ren aus La Hague in das Zwischenlager in Gorleben eingela-
gert werden. Dies ist seit der Beschlussfassung über das 
Standortsuchgesetz für die atomaren Endlager – mit großer 
Mehrheit, parteiübergreifend im Deutschen Bundestag so be-
schlossen – verboten. Sie wollen sich über dieses Verbot hin-
wegsetzen. Das ist Rechtsbruch pur. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Staatssekre-
tär Ingo Rust: Rechtsbruch!)

Ich möchte noch einmal daran erinnern, dass es uns in Baden-
Württemberg besonders wichtig war, dass bei der Endlager-
suche auf einer weißen Landkarte begonnen wird, sodass zu-
nächst einmal jeder Standort infrage kommt – Gorleben also 
genauso wie Standorte bei uns, in Bayern oder in anderen 
Bundesländern. Dies ist erreicht worden. Es gab aber in Nie-
dersachsen die Befürchtung, dass man dadurch, dass man das 
Zwischenlager in Gorleben weiter offenhält, sozusagen eine 
Entscheidung pro Gorleben präjudiziert. Dieser Befürchtung 
ist man dann nachgekommen. Darüber kann man unterschied-
licher Meinung sein. Deswegen haben wir gesagt: Wir ma-
chen eine ergebnisoffene Suche auf einer weißen Landkarte 
in großem parteipolitischem Konsens. 

Ich bin schon entsetzt, dass sich die CDU Baden-Württem-
berg – nicht die Bundes-CDU, da will ich ausdrücklich tren-
nen – bzw. deren Landtagsfraktion in dieser Art und Weise 
über diesen parteiübergreifenden Konsens hier hinwegsetzt.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Ich habe mich vorhin, Herr Hauk, über einen Zwischenruf ge-
freut, nämlich als Sie gesagt haben, dass der Transport der 
Castoren ein Sicherheitsrisiko sei. Wir hätten uns gefreut, 
wenn Sie deutlich früher – –

(Abg. Peter Hauk CDU: Das habe ich nicht gesagt! 
Ich habe gesagt, dass die Frau Sitzmann ein Sicher-
heitsrisiko ist! – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/
DVP: Frau Sitzmann ist kein Castor! – Gegenruf des 

Abg. Peter Hauk CDU: Noch nicht!)

– Wenn ich den Zwischenruf falsch verstanden habe, dann 
möchte ich das natürlich in dieser Art und Weise nicht wie-
derholen, sondern dies zurücknehmen. 

Aber was ich sagen möchte – das ist, glaube ich, unstrittig –: 
Die Kernenergie ist ein Sicherheitsrisiko. Das gilt für den Be-
trieb, die Endlagerung, die Zwischenlagerung, und es gilt erst 
recht für die Transporte. Dieses Problem ist dadurch geschaf-
fen worden, dass wir die Kernenergie in Baden-Württemberg 
und in Deutschland eingesetzt haben. Das Problem ist dadurch 
immer größer geworden, dass es hier eine Landesregierung 
gab, die über Jahrzehnte daran festgehalten hat, obwohl die 
Risiken schon bekannt waren, und die dafür gesorgt hat, dass 
immer mehr strahlender Atommüll entstanden ist und wir im-
mer größere Probleme bekommen haben. 

Man kann jetzt gern darüber diskutieren – ich werde auch 
noch einmal auf diese Frage eingehen –, wie wir mit den Cas-
toren aus La Hague umgehen. Aber wer sich über Jahre in die-
ser Dreistigkeit diesen Fragen widersetzt hat und diese Prob-
leme ignoriert hat, der hat nun nicht das Recht, hier in diesem 
Haus so aufzutreten, wie Sie das heute getan haben.
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(Beifall bei der SPD und den Grünen – Abg. Dr. Ste-
fan Fulst-Blei SPD: Sehr gut! – Zurufe der Abg. Karl 

Klein CDU und Beate Böhlen GRÜNE)

Eigentlich will ich diese Auseinandersetzung nicht führen; 
denn es ist mir wichtig, dass wir die Energiewende und das, 
was dazugehört – Atomausstieg, Endlagersuchgesetz –, im 
Einvernehmen machen – wenn auch mit manchen Diskussio-
nen und Auseinandersetzungen –, dass wir aber auch akzep-
tieren und respektieren, was der Bundestag parteiübergreifend 
beschlossen hat. Das ist eben das Standortsuchgesetz.

Da gibt es jetzt natürlich die Frage: Wohin kommt der wie-
deraufbereitete Abfall aus La Hague und aus Sellafield? Da 
brauchen wir eine Lösung, weil es in Gorleben nicht mehr 
geht. Die Landesregierung hat nichts anderes gemacht, als zu 
sagen, dass sie bereit ist, wenn man in Baden-Württemberg 
eine Möglichkeit hierzu sieht, keinen Widerstand zu leisten; 
sie ist bereit, der Bundesregierung gegenüber – die natürlich 
die politische Verantwortung an dieser Stelle hat –, wenn Ba-
den-Württemberg für einen Teil der Lösung geeignet ist, nicht 
Nein zu sagen, sondern den Prozess konstruktiv zu begleiten. 
Ich glaube, es wäre gut, wenn das nicht nur die Länder Ba-
den-Württemberg und Schleswig-Holstein tun würden, son-
dern auch andere Bundesländer wie Hessen oder Bayern, die 
ebenfalls über viele Jahrzehnte hinweg Atommüll produziert 
haben und jetzt genauso in der Verantwortung stehen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Was wir natürlich diskutieren müssen sind Sicherheitsfragen, 
die an allen Standorten, die potenziell infrage kommen – Phi-
lippsburg und andere –, aufgeworfen werden. Der Müll, der 
jetzt aus La Hague kommt, ist weniger radioaktiv belastet; er 
ist mittel radioaktiv und nicht hoch radioaktiv. Das ist erst ein-
mal eine geringere Strahlungsmenge. Aber bei anderen Cas-
toren – insbesondere durch die Art der Deckel, die diese Cas-
toren haben – stellen sich natürlich Sicherheitsfragen, die ge-
löst werden müssen.

(Zuruf des Abg. Andreas Glück FDP/DVP)

An jedem Standort stellen sich die Fragen praktisch in glei-
cher Art und Weise, und deswegen brauchen wir dafür insge-
samt eine Lösung. Die Bundesregierung ist in der Pflicht, Fra-
gen zu beantworten wie: Wie geht man damit um, wenn Cas-
toren, die in den Zwischenlagern sind, möglicherweise defekt 
sind und repariert werden müssen? Was muss da gemacht wer-
den? Aber das muss man sachlich diskutieren. Es ist gut und 
richtig, dass Baden-Württemberg gesagt hat: Wir können Teil 
der Lösung sein; wir wollen uns dem nicht widersetzen. 

Wenn man sich die beiden Zwischenlager in Baden-Württem-
berg anschaut, nämlich Philippsburg und Neckarwestheim, ist 
auch klar: Neckarwestheim hat keinen Schienenanschluss, Phi-
lippsburg hat einen. Deswegen ist es einfach naheliegend, dass 
man hier über Philippsburg diskutiert und nicht über Neckar-
westheim.

Vor diesem Hintergrund kann ich nur sagen: Die Landesregie-
rung in Baden-Württemberg macht hervorragende Arbeit; 
Grün-Rot hier oder Rot-Grün in Schleswig-Holstein sind an 
dieser Stelle richtig aufgestellt. Ich würde mich sehr freuen, 
wenn es andere Bundesländer auch wären und wenn diese 

ebenfalls ihren Beitrag dazu leisten würden. Von der Opposi-
tion hier will ich erst einmal gar nicht reden.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Abg. Glück.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Frau Präsidentin, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Bereits seit längerer Zeit ist klar, 
dass Deutschland ab dem nächsten Jahr mehrere Castorbehäl-
ter aufnehmen muss. Dazu hat die Bundesregierung ein Ge-
samtkonzept angekündigt. Dieses in Bearbeitung befindliche 
Gesamtkonzept ist der Landesregierung auch bekannt, denn 
sie hat in mehreren parlamentarischen Initiativen darauf hin-
gewiesen.

Jetzt, im Juni, preschen die Grünen vor und geben die angeb-
lichen Gutmenschen, indem sie ankündigen, Baden-Württem-
berg werde fünf Castoren übernehmen. Das hat am 20. Juni 
zu einem Artikel in der „Frankfurter Rundschau“ geführt mit 
der Überschrift „Castoren können rollen“:

Baden-Württemberg macht den Weg frei für den ersten 
Castor-Rücktransport von Atommüll aus der französi-
schen Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) La Hague ... 
obwohl es noch kein Konzept für die Rücknahme aller 
Castoren gibt, die in den nächsten Jahren aus Frankreich 
und Großbritannien kommen werden.

Drei Tage später gibt es – auch wieder in der „Frankfurter 
Rundschau“ – ein Interview mit Herrn Minister Untersteller, 
in dem konkret steht – es ist nicht mehr nur allgemein von Ba-
den-Württemberg die Rede –, die Reise für die Castoren sol-
le nach Philippsburg gehen.

Nun kann man darüber diskutieren, ob Philippsburg als Stand-
ort richtig oder falsch ist. Darauf möchte ich zunächst einmal 
gar nicht eingehen. Aber dieser Vorstoß der baden-württem-
bergischen Landesregierung zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht 
verantwortungsvoll, 

(Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Doch!)

sondern es ist ein blinder Aktionismus, es ist Populismus, und 
es ist vielleicht sogar ein Mangel an Sachkenntnis.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP – Abg. Dr. 
Markus Rösler GRÜNE: Ach was! Wir machen eure 

Arbeit!)

Ich sage Ihnen auch, warum. Erstens: Das von der Bundesre-
gierung angekündigte Konzept liegt noch nicht vor.

Zweitens: Es gibt überhaupt keine Genehmigung, dass diese 
Castoren in Philippsburg gelagert werden dürfen. Nicht ein-
mal der Antrag auf eine solche Genehmigung liegt zum jetzi-
gen Zeitpunkt vor.

Drittens: Es gibt nicht nur politische und finanzielle Hürden. 
Es gibt auch technische Hürden, und zwar sicherheitsrelevan-
te technische Hürden.

Herr Kollege Stober, ich gebe Ihnen recht: Da müssen Lösun-
gen her. Aber die Lösungen müssen her, bevor man Zusagen 
macht, meine sehr geehrten Damen und Herren.
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(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
CDU)

Ich will nicht darüber streiten, ob jetzt Philippsburg der rich-
tige Ort für eine Zwischenlagerung ist. Das möchte ich jetzt 
außen vor lassen. Aber was definitiv falsch ist, ist Ihre Politik 
des Überhörtwerdens. Die Menschen in Philippsburg haben 
aus der Presse erfahren, dass die Castoren nun in ihre Stadt 
kommen sollen. Auch die Stadtverwaltung hat es aus der Pres-
se erfahren. Vertreter von Stadt- und Landkreis sagten bei der 
Informationskommission am vergangenen Montag, sie hätten 
aus der Presse davon erfahren.

Herr Minister Untersteller, in diesem Interview, das ich Ihnen 
vorhin gezeigt habe, steht – wenn ich zitieren darf –:

Ich war in Philippsburg, ich habe dort mit den Bürgern 
diskutiert.

Jetzt stelle ich schon die Frage: Wenn es bei der Informations-
kommission heißt, sie hätten es aus der Presse erfahren, und 
Sie den Anspruch erheben, Sie hätten mit den Menschen ge-
sprochen, was stimmt denn dann? Ich stelle Ihnen die Frage: 
Haben Sie mit den Menschen vor Ort darüber gesprochen, 
dass nun tatsächlich Philippsburg der Ort sein soll, wo die 
Castoren hinkommen?

(Abg. Johannes Stober SPD: Wenn Sie als Mitglied 
der Kommission einmal selbst kommen würden!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie nehmen für sich 
in Anspruch, die Menschen mitzunehmen. Sie wollten alles 
besser machen. Aber Sie machen es schlechter, als es jemals 
zuvor war.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Wenn Ihnen schon die Menschen vor Ort egal sind, dann spre-
chen Sie doch bitte mit denjenigen, die direkt beteiligt sind. 
Es ist nicht die Landesregierung, die Castorbehälter zwischen-
lagern wird. Sie wollen die Castoren ja nicht etwa im Keller 
der Villa Reitzenstein unterbringen. Die Zwischenlagerung 
soll die EnBW übernehmen. Aber nicht einmal mit der EnBW 
haben Sie das im Vorfeld geklärt. Sie müssen doch erst ein-
mal eine Zwischenlagerung beantragen. Das hat die EnBW 
aber nicht getan, und das vielleicht aus gutem Grund. Denn 
die Kostenfrage ist bislang noch unklar, und es ist nicht ge-
klärt, wie man das eine oder andere technisch umsetzen kann. 

Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass die EnBW bereit sein 
wird, Fremdabfälle zum Nulltarif zu lagern. Die EnBW hat 
eindeutig erklärt, ausschließlich eine Genehmigung für die 
Zwischenlagerung standortspezifischer Abfälle des Rückbaus 
beantragen zu wollen.

Herr Ministerpräsident Kretschmann, die EnBW ist keine Ab-
teilung des Staatsministeriums, wo Sie einfach eine Weisung 
geben können: „Jetzt stellen Sie bitte einen Antrag.“

(Zuruf der Abg. Edith Sitzmann GRÜNE)

Herr Minister Untersteller nennt es einen Treppenwitz, dass 
genau die Grünen jetzt bei der Zwischenlagerung vorpreschen 

würden. Ja, das ist richtig, Herr Minister. Aber das ist ein Trep-
penwitz, den Sie erzählen. 

(Zuruf der Abg. Bärbl Mielich GRÜNE)

Klar ist: Wir müssen unserer Verantwortung nachkommen und 
Castoren aufnehmen. Aber es darf nicht sein, dass am Schluss 
derjenige mehr Castoren aufnehmen muss, der leiser schreit 
als die anderen. Es ist auch keine gute Politik, wenn Sie ge-
sellschaftliche, bauliche, finanzielle und technische Voraus-
setzungen ignorieren, nur damit Minister Untersteller und Mi-
nisterpräsident Kretschmann 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

einen schlechten Treppenwitz erzählen können. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Untersteller das Wort.

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Verehrte Frau Präsidentin, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen Abgeordnete! Die Überlegungen zu einer 
möglichen Zwischenlagerung von radioaktiven Abfällen, die 
aus den Wiederaufarbeitungsanlagen im englischen Sellafield 
und in La Hague zurückkommen, haben in den letzten Tagen 
nochmals – nochmals; das sage ich dazu – Wellen geschlagen. 
Ich werde gleich sagen, warum ich sage: nochmals.

Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Herr Kollege 
Hauk, hat sich auch dazu gemeldet, und ich will hier einmal 
ein paar Bemerkungen von ihm zitieren. 

Nach Ihrer Aussage, Herr Kollege Hauk, könnten Sie einer 
möglichen Rückführung der Castorbehälter mit mittel radio-
aktiven Glaskokillen 

(Abg. Peter Hauk CDU: Derzeit nicht!)

aus La Hague aus Sicherheitsgründen nicht zustimmen. Sie 
haben laut dpa vom 22. Juni auch geäußert, die Zwischenla-
gerung in Philippsburg gefährde die Sicherheit der Bevölke-
rung.

Meine Damen und Herren, ich finde es einigermaßen absurd, 
wie Sie seitens der Opposition hier die heutige Debatte füh-
ren. Ich bin auch einigermaßen überrascht, was Sie, Herr Kol-
lege Müller, hier eingebracht haben. Ich will es einmal deut-
lich sagen: Mit den Ausführungen, die Sie heute gemacht ha-
ben, ersetzen Sie das Prinzip Verantwortung durch das Prin-
zip Verantwortungslosigkeit. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Winfried 
Mack CDU: Unsinn!)

Ich werde nachher noch erläutern, warum. 

(Zuruf des Abg. Karl Klein CDU)

Herr Kollege Glück, wären Sie als Mitglied der Informations-
kommission in Philippsburg auch einmal anwesend, 

(Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Das war ich!) 
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wüssten Sie, dass ich am 25. Juni 2013 in Philippsburg war 
und mich dort abends zweieinhalb Stunden lang der Diskus-
sion mit Bürgerinnen und Bürgern gestellt habe.

(Zuruf des Abg. Jörg Fritz GRÜNE) 

Damals habe ich erläutert, wie es ist, wenn die fünf Behälter 
nach Philippsburg zurückkommen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Warum ha-
ben Sie dann nichts zu den Bedenken gesagt? – Zu-

ruf des Abg. Andreas Glück FDP/DVP)

Dies habe ich damals vor der Informationskommission aus-
geführt, und wer nicht dort war, das waren Sie. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Sich hier dann hinzustellen und zu behaupten, wir würden die 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort nicht ernst nehmen, ist schon 
ein dicker Hund. Das will ich Ihnen auch einmal sagen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das sagen 
die Bürger vor Ort aber selbst! Das sagen nicht wir! 
Der Bürgermeister und der Landrat! – Unruhe – Glo-

cke der Präsidentin)

Herr Kollege Müller, Sie haben vorhin hier eingeführt: Wenn 
dies eine von der CDU geführte Regierung gemacht hätte, 
dann hätte die Opposition und hätten insbesondere die Grü-
nen aufgeschrien. 

(Zuruf des Abg. Matthias Pröfrock CDU)

Ich will Ihnen einmal Aussagen aus einer Pressemitteilung 
vom 10. November 2010 von mir zitieren; das war vor der 
letzten Landtagswahl. Darin geht es um die Zwischenlage-
rung von Atommüll, der aus Frankreich und aus England zu-
rückkam; er kam nämlich auch schon damals zurück. Ich zi-
tiere:

Es wäre mehr als angemessen, wenn der aus baden-würt-
tembergischen Atomkraftwerken stammende strahlende 
Müll zur Zwischenlagerung wieder an die Erzeugerstand-
orte zurückgebracht wird. 

Ich habe mich bei dieser Frage nicht drehen müssen, und ich 
drehe mich auch heute nicht. Aber Sie drehen sich bei dieser 
Frage.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Seit Sie nämlich keine Regierungsverantwortung mehr tragen, 
zeigen Sie keinerlei Verantwortungsgefühl mehr. 

Herr Kollege Hauk und Herr Kollege Müller, eigentlich soll-
te Ihnen der Konsens bekannt sein, der im letzten Jahr zwi-
schen der Bundesregierung und den Ländern parteiübergrei-
fend und einstimmig – ich betone: einstimmig – beschlossen 
wurde. Ihre Äußerungen aus den letzten Tagen lassen aber 
Zweifel daran aufkommen, dass dies so ist, oder sie führen zu 
dem Schluss, dass Sie diesen Konsens, wenn Sie ihn kennen, 
offensichtlich nicht verstanden haben. 

Ich möchte deshalb die Gelegenheit nutzen, Ihnen die wesent-
lichen Eckpunkte dessen, was da im letzten Jahr vereinbart 
wurde, noch einmal ins Gedächtnis zu rufen: 

Erstens: Die Überlegungen zur Zwischenlagerung an den be-
stehenden Kraftwerksstandorten sind ein Baustein des Ge-
samtkonzepts zur Suche nach einem geeigneten Endlager
standort für hoch radioaktive Abfälle und abgebrannte Brenn-
elemente in Deutschland. 

Wir haben nach dem Atomkonsens, den wir parteiübergrei-
fend beschlossen haben, das Ziel verfolgt – gerade vonseiten 
Baden-Württembergs, und gerade durch den Ministerpräsi-
denten –, auch bei dieser letzten großen Streitfrage, die über 
Jahrzehnte hinweg die Gesellschaft gespalten hat – nämlich 
der Umgang mit dem Atommüll –, einen Konsens zu errei-
chen. Wie Sie wissen, sind wir da einen guten Schritt weiter, 
auch mit der CDU im Bund – aber nicht mit Ihnen. Und Sie 
gefährden diesen Konsens. 

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU)

Das, was Sie hier machen, zeigt aus meiner Sicht: Sie sind in 
diesem Land gar nicht regierungsfähig. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Zurufe von 
der CDU, u. a. Abg. Karl-Wilhelm Röhm: Sie sind 
ein Verzweiflungstäter! – Zuruf des Abg. Dr. Timm 

Kern FDP/DVP) 

Zweitens: Meine Damen und Herren, nur dann, wenn es uns 
gemeinsam gelingt, in den kommenden Jahren 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Gehen Sie doch 
einmal voran!) 

einen Standort für ein Endlager für hoch radioaktive Abfälle 
zu finden, haben wir in Bezug auf die Standorte für die Zwi-
schenlager die Chance, dass die Abfälle, die in der Vergan-
genheit eingelagert wurden und die in den kommenden Jah-
ren noch eingelagert werden, auch in einem überschaubaren 
Zeitraum abfließen. Allein schon deswegen sollten Sie einmal 
hinterfragen, ob es richtig ist, sich so zu positionieren, wie Sie 
dies tun. 

Drittens – ich habe es eben schon gesagt –: Es war ganz we-
sentlich Baden-Württemberg, der hiesige Ministerpräsident, 
der den Anstoß zu diesem Prozess für eine wissenschaftsba-
sierte und transparente Standortauswahl auf der Grundlage ei-
ner weißen Landkarte gegeben hat. Sprich: Es ist kein Stand-
ort ausgeschlossen, auch Gorleben nicht. 

Am 9. April 2013 kamen wir nach mühsamem Ringen zu ei-
ner parteiübergreifenden Einigung zwischen Union, SPD, 
Grünen und FDP. In der Folge wurde dann das Endlagersuch-
gesetz im Deutschen Bundestag – das war im Juni letzten Jah-
res – und schließlich auch im Bundesrat einstimmig verab-
schiedet. 

Möglich war dieser breite Konsens, Herr Kollege Müller, 
letztlich nur, weil es gelang, das Vertrauen Niedersachsens in 
das neu aufgesetzte Endlagersuchverfahren zu gewinnen und 
das Land Niedersachsen davon zu überzeugen, dass es sich 
bei dem Suchverfahren um einen Neuanfang ohne Vorfestle-
gungen handelt. 

Die Grundlage dafür war die maßgeblich vom früheren Bun-
desumweltminister Altmaier konzipierte Lösung für die aus 
La Hague und Sellafield zurückkommenden Abfälle. Altmai-
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er hatte damals ein Siebenpunktepapier vorgelegt, das ich hier 
vor mir habe. Ich will daraus einmal die drei wesentlichen 
Punkte zitieren:

1.	 Mit Inkrafttreten des Endlager-Suchgesetzes werden 
keine Castor-Transporte mehr in das zentrale Zwi-
schenlager Gorleben stattfinden.

2.	 Die noch ausstehenden 26 Behälter, die aus Großbri-
tannien und Frankreich zurücktransportiert werden, 
sollen auf mehrere (drei) bestehende Standort-Zwi-
schenlager verteilt werden.

Schließlich zitiere ich noch den sechsten Punkt:

6.	 Die Entscheidung für ein bestimmtes Standort-Zwi-
schenlager kann nur mit Zustimmung des betroffenen 
Bundeslands erfolgen. 

Herr Kollege Müller, da geht es nicht darum, dass irgendje-
mand von uns vorgeprescht ist. Vielmehr geht es darum, dass 
wir uns hier der Verantwortung gestellt haben, genauso wie 
sich Schleswig-Holstein der Verantwortung gestellt hat. Die 
beiden Ministerpräsidenten haben seinerzeit erklärt, dass sie 
bereit sind, im Rahmen dieses Konzepts, das von vier Frakti-
onen im Deutschen Bundestag und den Ländern getragen wur-
de, Verantwortung zu übernehmen. Und Sie verabschieden 
sich davon. Das finde ich schon einen Hammer, sage ich Ih-
nen. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Nachdem das Endlagersuchgesetz verabschiedet worden war, 
war seinerzeit der nächste Schritt im Juni 2013, dass die Bun-
deskanzlerin mit den Regierungschefs der Länder eine ge-
meinsame Vereinbarung über die Rückführung von radioak-
tiven Abfällen aus der Wiederaufarbeitung getroffen hat. Da-
nach sollen die 26 noch zurückzunehmenden Castoren nach 
objektiv nachprüfbaren Kriterien sowie unter Berücksichti-
gung der Sicherheit und der Kosten und nur mit Einverständ-
nis der Länder auf die, wie gesagt, drei Standorte verteilt wer-
den.

Philippsburg war damals eine Option. Deswegen war ich auch 
schon am 25. Juni 2013 in Philippsburg und habe mich dort 
einen ganzen Abend lang in der Informationskommission der 
Diskussion mit mehreren Hundert Bürgern gestellt. Philipps-
burg ist auch weiterhin eine Option. 

Warum ist es Philippsburg und nicht Neckarwestheim? Ich 
habe eben gesagt, man hat sich darauf verständigt, dass es 
nachvollziehbare Kriterien sein sollen. Kriterien, die der Bund 
– nicht wir – hier anlegt, sind in diesem Fall ein Gleisan-
schluss, und den hat Philippsburg und nicht Neckarwestheim. 
Ein weiteres Kriterium ist, dass ausreichend Platz vorhanden 
sein muss, und ein drittes Kriterium ist, dass Philippsburg sehr 
grenznah liegt; es liegt nah an der französischen Grenze. Es 
geht nur – nur; das sage ich dazu – um die fünf Behälter aus 
La Hague mit schwach und mittel radioaktiven Abfällen. Es 
sind keine abgebrannten Brennelemente, die zurückkommen, 
sondern es sind Glaskokillen, in denen Abfälle eingegossen 
sind. 

Dass sich, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, die CDU hier im Land ihrer Verantwortung aus der 

Vergangenheit, die sie für ein Land hat, das 50 % der Strom-
erzeugung über die Kernenergie abgedeckt hat, nicht stellen 
will und die heutige Landesregierung nicht unterstützt, finde 
ich beschämend genug. Aber dass Sie das noch mit Sicher-
heitsargumenten untermauern, die aus meiner Sicht faden-
scheinig sind und die keinerlei – aber auch keinerlei, Herr 
Kollege Hauk – Hintergrund haben, finde ich wirklich beschä-
mend. Das will ich auch deutlich sagen.

Worüber reden wir eigentlich? Seit 2007 werden in Philipps-
burg Jahr für Jahr Castoren mit hoch radioaktiven Abfällen 
eingelagert –

(Abg. Peter Hauk CDU: Sie wissen doch selbst, dass 
das eine mit dem anderen nichts zu tun hat!)

seit 2007! Von den 152 Positionen im Zwischenlager sind heu-
te 36 Plätze belegt. Bis zum Ende der Laufzeit werden es 115 
Positionen sein, die belegt sind. Das heißt, es ist noch Platz 
für die fünf Behälter, die zurückkommen. 

Wenn Sie nun diese fünf Behälter anschauen, sieht es wie folgt 
aus – ich will Ihnen einmal die Zahlen nennen –: Die Radio-
aktivität in einem heutigen in Philippsburg eingelagerten Be-
hälter, für den heute Philippsburg genehmigt ist, ist um das 
1 200-Fache höher als in den Behältern, die aus Frankreich, 
aus La Hague, zurückkommen. Oder umgekehrt gesagt: Die 
Radioaktivität im Zwischenlager in Philippsburg wird dann, 
wenn 115 Behälter aus Philippsburg selbst schon einmal im 
Lager drin sind, um – und jetzt einmal gut zuhören – 0,004 % 
zunehmen, wenn die fünf Behälter aus La Hague hinzukom-
men. Und dann kommen Sie hierher und erzählen, wir wür-
den die Bevölkerung hier unnötigen Sicherheitsrisiken aus-
setzen. Ich finde das absurd und schlichtweg unverantwort-
lich. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Worum geht es, Herr Kollege Hauk? Es geht darum – da sind 
wir uns wieder einig –, dass, wenn wir diese Behälter in den 
Zwischenlagern aufnehmen – einmal angenommen, Philipps-
burg würde dazugehören –, die technischen Einrichtungen 
vorhanden sein müssen, um mit den Behältern zu hantieren. 
Denn die Behälter vom Typ Castor V, die heute eingelagert 
werden, sind andere Behälter als die, die aus Frankreich zu-
rückkommen. Das heißt, die technischen Voraussetzungen 
müssen gegeben sein. Diese technischen Voraussetzungen 
werden diskutiert und genehmigt in einem Genehmigungsver-
fahren, das nicht von uns geführt wird

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Also! – Glo-
cke der Präsidentin)

– nein, ich möchte jetzt weiter ausführen –, sondern vom Bun-
desamt für Strahlenschutz. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Also!)

– Was heißt hier „also“?

(Zuruf des Abg. Peter Hauk CDU – Weitere Zurufe)

– Entschuldigung, es ist doch keine sicherheitstechnische Fra-
ge, 

(Abg. Peter Hauk CDU: Natürlich!)
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sondern es sind in der Anlage zu lösende technische Fragen, 
wenn die Hantierungswerkzeuge umgebaut werden müssen, 
damit auch mit den fünf Castoren, die aus La Hague zurück-
kommen, umgegangen werden kann.

Ein zweiter Punkt, der zu diskutieren ist: Für den Fall, dass 
ein Primärdeckel bei einem der Castorbehälter defekt sein 
sollte, geht es um die Frage: Müssen an den Standorten ge-
eignete Anlagen zu deren Reparatur errichtet werden, ja oder 
nein? Auch dies wird Bestandteil eines solchen Genehmi-
gungsverfahrens sein. 

Aber noch einmal: Das sind Sachfragen, die in den Genehmi-
gungsverfahren geklärt werden. Selbstverständlich können die 
Behälter nicht angenommen werden, bevor nicht die nötigen 
Einrichtungen da sind, um mit diesen fachgerecht zu hantie-
ren. Für wen halten Sie eigentlich die Verantwortlichen, die 
EnBW oder auch das Bundesamt für Strahlenschutz? 

Noch einmal: Wir sind nicht in dem Verfahren drin, aber wir 
waren gefordert, hier politische Bereitschaft zu erklären. Ich 
habe Ihnen aus dem Siebenpunktepapier des Kollegen Altmai-
er zitiert, und diese Landesregierung hat, wie ich finde, aus 
sehr guten Gründen so gehandelt, weil wir uns im Gegensatz 
zu Ihnen der Verantwortung stellen. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Schluss kom-
men. Ich habe vorhin gesagt, wir haben in Deutschland einen 
guten Weg beschritten, um zu einem Konsens zu kommen. Es 
ist uns beim Atomausstieg gelungen, es ist uns im letzten Jahr 
gelungen nach schwierigen Debatten bei der Endlagersuche, 
und Bestandteil davon ist, eine Lösung für diese 26 zurück-
kommenden Castoren zu finden. Auch da haben wir auf Bun-
desebene mit allen vier Parteien einen Konsens. 

Ich kann nur an Sie appellieren, sich dieses Konsenses be-
wusst zu sein, den die Bundeskanzlerin mitträgt und maßgeb-
lich mitgeschneidert hat und den mein früherer Kollege Alt-
maier maßgeblich mitgeschneidert hat, und sich dieser Tatsa-
che zu stellen, statt hier einen Fundi-Kurs einzuschlagen, der 
den Interessen der Öffentlichkeit letztendlich nicht gerecht 
wird, sondern der nur kurzfristiges parteitaktisches Kalkül im 
Auge hat. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Glocke der 
Präsidentin) 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Nachfrage des Herrn Abg. Glück?

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Ja.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Herr Minister, eine Voraus-
setzung für die Zwischenlagerung von Castoren in Philipps-
burg wäre, dass die EnBW diese Zwischenlagerung beantragt. 
Was würden Sie denn jetzt, nach Ihrer politischen Zusage, die 
Sie gegeben haben, machen, wenn die EnBW diese Genehmi-
gung gar nie beantragt? Würden Sie dann politisch Einfluss 
nehmen wollen auf die EnBW, damit sie diese dann beantragt, 
oder was machen Sie, wenn die EnBW einfach sagt: „Wir wol-
len diese Castoren nicht; wir beantragen nichts.“?

Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Franz 
Untersteller: Herr Kollege Glück, ich habe in den letzten ein-
einhalb Jahren, seit diese Diskussion läuft, immer deutlich ge-
macht: Letztendlich kann die Landesregierung nur in der Form 
agieren, wie es in dem Eckpunktepapier des Kollegen Altmai-
er steht – nämlich die politische Bereitschaft erklären, dass 
wir bei einer Lösung mitwirken. Den Genehmigungsantrag 
müsste die EnBW stellen. 

Letztendlich muss man aber doch einmal sehen: So groß ist 
die Wahl nicht. Warum? Johannes Stober hat es vorhin ausge-
führt: Mittlerweile haben wir in § 9 a des Atomgesetzes das 
Verbot verankert, dass die Behälter nach Gorleben in das dor-
tige Transportbehälterlager gehen können. Es ist dort klar aus-
geführt, dass die aus La Hague zurückkommenden Behälter 
an den bestehenden Zwischenlagerstandorten untergebracht 
werden müssen. Daher ist die Auswahl letztendlich nicht so 
groß. Die EnBW wird sich dem genauso wie die drei anderen 
deutschen Betreiber stellen müssen. Wir haben in Deutsch-
land meines Wissens neun Zwischenlager an den Standorten, 
und davon werden zum Schluss drei Teil der Lösung sein. 

Frau Kollegin Sitzmann hat vorhin darauf hingewiesen: Letzt-
endlich stehen wir hier auch vor der Tatsache, dass wir über 
völkerrechtlich bindende Verträge sprechen. Sprich: Wir sind 
verpflichtet, diese Abfälle zurückzunehmen. Letztlich gibt es 
gar keine Alternative, als sie an bestehenden Standortzwi-
schenlagern unterzubringen. Der Bund hat hier Kriterien ge-
nannt, u. a. den Gleisanschluss. 

Noch eines: Das, was da zurückkommt, sind nicht irgendwel-
che Abfälle, sondern – wir haben es einmal umgerechnet – 
von den fünf Behältern kann man auch rechnerisch zumindest 
einen der EnBW und den hiesigen Kraftwerken zuordnen. 
Dies vielleicht an die Adresse des Philippsburger Bürgermeis-
ters: Wenn man sagt, wir nehmen nur Abfälle, die bei uns er-
zeugt sind, dann könnte man darüber reden, ob nicht so man-
ches, was in Gorleben im Transportbehälterlager steht, eigent-
lich nach Philippsburg gehört. 

Noch einmal: Ich will das nicht. Aber das sind doch politische 
Debatten, die uns nicht weiterhelfen. Was uns weiterhilft, ist, 
dass wir den Konsens, den wir gefunden haben, nun praktisch 
umsetzen. 

Mein Appell an Sie, Herr Kollege Hauk, ist noch einmal, dass 
Sie sich an der Umsetzung dieses Konsenses beteiligen und 
ihn nicht unterminieren, wie Sie das in den letzten Tagen bei 
Ihren Interviews gemacht haben. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich das Wort Frau Abg. Sitzmann.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU – Weitere 
Zurufe)

Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich kann mich dem dringenden Ap-
pell des Umweltministers nur anschließen und kann Sie nur 
eindringlich auffordern, die Position, die Sie heute hier noch-
mals vorgetragen haben, zurückzunehmen und sich dem Kon-
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sens, der erreicht worden ist, tatsächlich anzuschließen, wer-
te Kolleginnen und Kollegen von der CDU.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Ich muss sagen: Auch mir geht es so, Herr Müller; auch ich 
bin wirklich entsetzt über die Aussagen, die Sie hier getroffen 
haben. Eingestiegen sind Sie mit dem Satz: Es gibt Gorleben. 
Es ist schon gesagt worden: Sie kündigen damit den Konsens 
auf, und Sie nehmen damit eine Position ein, die nicht den 
rechtlichen Grundlagen entspricht. Das, meine Damen und 
Herren, ist verantwortungslos und heuchlerisch. 

Herr Kollege Stober und Herr Minister Untersteller haben es ge-
sagt und noch einmal deutlich gemacht: Gerade Baden-Württem-
berg als Land und gerade auch die CDU Baden-Württemberg, 
die sich massiv für die Atomkraft eingesetzt hat und die auch 
massiv für eine Rücknahme des Atomausstiegs gekämpft hat, 
haben eine besondere Verantwortung. Sie können es sich am 
allerwenigsten leisten, diesen Konsens nicht zu akzeptieren 
oder aus diesem Konsens ausscheren zu wollen, meine Da-
men und Herren von der CDU.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Wir diskutieren heute nicht zum ersten Mal über die Zwi-
schenlagerung von Castorbehältern, Herr Kollege Glück. Wir 
hatten eine Regierungsinformation durch den Ministerpräsi-
denten und den Umweltminister im April letzten Jahres, in der 
es um das Endlagersuchgesetz ging. Auch damals haben wir 
bereits über die Frage der Zwischenlager und auch über mög-
liche Standorte gesprochen. Herr Kollege Untersteller hat 
deutlich gemacht: Er war vor Ort; er hat informiert und hat 
mit den Menschen diskutiert. Nehmen Sie also die Unterstel-
lungen, das sei an den Leuten vorbei gemacht worden, ein für 
alle Mal zurück! Sie sind falsch.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Zuruf des 
Abg. Andreas Glück FDP/DVP)

Wenn Sie, Herr Kollege Glück, hier von Populismus sprechen, 
ist das einfach lächerlich. Auch ich habe selbstverständlich 
Verständnis dafür, dass die Philippsburger sagen: Das ist eine 
Belastung, vor der wir gern verschont bleiben würden – so 
wie auch alle anderen möglichen Standortgemeinden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Patrick Rapp CDU)

Das Problem ist doch gerade, dass jahrzehntelang die Augen 
davor verschlossen worden sind: Was machen wir denn mit 
dem Müll? Man hat einfach weiter an der Kernenergie fest-
gehalten, ohne diese entscheidende Frage beantwortet zu ha-
ben.

Jetzt ist sie zumindest insoweit beantwortet, als man einen of-
fenen Suchprozess startet, und ich kann der CDU Baden-
Württemberg nur dringend raten, sich dem nicht zu verschlie-
ßen, sich an die Vereinbarungen zu halten und Verantwortung 
zu übernehmen.

Lassen Sie mich einen letzten Satz sagen: Die Position des 
Kollegen Hauk kennen wir. Sie ist verantwortungslos, und sie 
ist auch heuchlerisch. Denn Ihre Laufzeitverlängerung hätte 
für Philippsburg weitaus mehr Belastungen bedeutet als das, 
was bei der Frage von fünf Castoren mit mittel und schwach 

radioaktivem Abfall jetzt in der Diskussion ist. Das hätte ein 
Vielfaches an Belastungen für Philippsburg bedeutet.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Wenn Sie sich jetzt schützend vor Philippsburg stellen, ist das 
wirklich pure Heuchelei.

Zum Schluss frage ich Sie, meine Damen und Herren, noch: 
Wieso schweigt Ihr Landesvorsitzender Strobl? Das frage ich 
mich. Herr Strobl ist bereit, zu allem und jedem zu plaudern 
und über die Presse seine Meinungen abzugeben. Doch in die-
ser wichtigen Frage schweigt er als Landesvorsitzender, als 
Bundestagsabgeordneter und als Landesgruppenchef. Er möch-
te aber gern Spitzenkandidat werden. Ich kann nur sagen: Herr 
Strobl ist aufgefordert, Ihnen gegenüber ein klares Wort zu 
sprechen und sich zu diesem Konsens zu bekennen, dem er 
im Bundestag selbst zugestimmt hat.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Müller.

(Unruhe) 

Abg. Ulrich Müller CDU: Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! In aller Kürze: Das waren schon 
relativ kräftige Worte, die Sie da gefunden haben –

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

leider auf einer falschen Basis.

(Lachen der Abg. Beate Böhlen GRÜNE)

Da waren Worte wie „heuchlerisch“ und „verantwortungslos“

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Jawohl! – Zurufe: Ja! 

– Bravo!)

sowie „regierungsunfähig“ dabei, ferner „Rechtsbruch“ und 
weiß der Teufel, was nicht alles. Das wurde alles mit Schaum 
vor dem Mund vorgetragen.

(Widerspruch bei Abgeordneten der Grünen und der 
SPD)

Ich habe eigentlich mit dem Florett gefochten.

(Lachen bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Noch nicht ein-

mal mit dem Florett! – Lebhafte Unruhe)

– Ja, ja. – Ich habe Ihnen ganz konkrete, präzise, auf der Hand 
liegende sachliche Fragestellungen und Probleme beschrie-
ben, die es vor Ort, bei der EnBW und insgesamt auf Bundes-
ebene gibt.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Die nicht beant-
wortet wurden!)

Es sind Methodenfragen gewesen, doch diese haben Sie schlicht 
nicht beantwortet.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Richtig! Ge-

nau so ist es!)
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Das Wort von der „Politik des Gehörtwerdens“ wird Ihnen 
noch oft auf die Füße fallen, aber ich würde Ihnen eines emp-
fehlen: Wenn Sie schon im Parlament nicht zuhören, welche 
Kritik geübt worden ist, dann lesen Sie wenigstens noch ein-
mal das Protokoll nach.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Bravo!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Stober.

Abg. Johannes Stober SPD: Herr Kollege Müller, ich glau-
be, wir haben hier nicht mit Schaum vor dem Mund agiert. 
Wir haben vielmehr nach ziemlich klaren und verantwortungs-
losen Aussagen von Ihnen auf einen groben Klotz auch einen 
groben Keil gegeben.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Ich glaube, das muss in einer demokratischen Debattenkultur 
auch möglich sein. 

Nichtsdestotrotz sind mir bei diesem Thema eigentlich die ru-
higen und die verantwortungsbewussten Worte wichtiger. 
Denn ich stelle mir die Frage: Wie sieht es, wenn wir schon 
bei diesem begrenzten Thema diese Diskussionen und dieses 
Kirchturmdenken haben, wie es jetzt wieder zum Vorschein 
kommt, erst aus, wenn wir wirklich eine Entscheidung über 
ein endgültiges Endlager für hoch radioaktive Abfälle treffen 
müssen?

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das heißt, 
Sie wollen sich bewerben?)

Das muss in der Sachlichkeit erfolgen, wie es beim bundes-
weiten Konsens zwischen vier Bundestagsfraktionen und al-
len Bundesländern entschieden worden ist. Deswegen kann 
ich nur dazu aufrufen, an dieser Stelle sachlich und nüchtern 
zu diskutieren. 

Ich kann auch nur dazu aufrufen, die Angebote, die die Lan-
desregierung macht – die beiden Informationskommissionen 
an den Kernkraftwerksstandorten Philippsburg und Neckar-
westheim –, auch zu nutzen. Die Anwesenheit von Abgeord-
neten dort ist – ich sage es einmal vorsichtig – verbesserungs-
fähig. Herr Glück, wenn Sie oder ein anderer Vertreter der 
FDP/DVP in Philippsburg dabei gewesen wären, hätten Sie 
mitbekommen, in welch heftiger Debatte Herr Minister Un-
tersteller vor knapp einem Jahr auf viele Fragen sehr klar er-
läutert hat, wie die Prozesse sein werden, wer welche Ent-
scheidungen zu treffen hat. Wir sind uns ja einig – das haben 
wir hier auch alle festgestellt –, dass die Entscheidung beim 
Bund liegt. Es geht um die Ziffer 6 von den sieben Altmaier-
Punkten. Dort steht, dass das betreffende Bundesland seine 
grundsätzliche Bereitschaft dazu erklären muss.

Deswegen kann ich nur dringend dazu aufrufen, an dieser 
Stelle sachlich zu diskutieren.

Ich möchte mit einem Dank an die Anti-AKW-Bewegung 
schließen. Denn die Anti-AKW-Bewegung hat immer gesagt: 
Solange noch weitere Atomkraftwerke laufen, sind wir nicht 
bereit, uns mit dem Thema Endlager auseinanderzusetzen, 

aber ab dem Zeitpunkt, ab dem der Atomausstieg unwiderruf-
lich ist, ist das eine andere Sache. Deshalb bin ich auch froh 
über Diskussionsbeiträge – auch wenn man nicht immer ei-
ner Meinung sein muss – von Greenpeace und anderen zu der 
Frage, wie wir dieses riesige Atommüllproblem, das wir in 
Deutschland haben und über Generationen hinweg noch ha-
ben werden, möglichst gut beherrschen können. 

Ich möchte Sie auffordern, sich dieser wichtigen, zentralen 
Debatte mit der gebotenen Sachlichkeit anzunehmen. Ich 
glaube, das wäre ein Gewinn für uns alle. Dieser Appell geht 
natürlich insbesondere an Sie von der CDU. Ich würde mich 
freuen, wenn die nächste Debatte hier im Landtag zu diesem 
Thema wieder etwas sachlicher und mehr an der Sache orien-
tiert verlaufen würde.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Abg. Glück.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister, Sie haben lei-
der die Frage „Was machen Sie, wenn die EnBW diesen An-
trag nicht stellt?“ vorhin nicht beantwortet. Sie haben gesagt, 
eine andere Wahl habe sie gar nicht. 

Ich stelle erstens nochmals die Frage: Würden Sie auf die 
EnBW politisch Einfluss nehmen, dass sie diesen Antrag 
stellt? 

(Minister Franz Untersteller: Nein! – Abg. Wolfgang 
Drexler SPD: Nein! – Zuruf von den Grünen: Nein!)

Zweitens zu dem Vorwurf mit der Informationskommission: 
Ich war auch selbst schon dort. Ansonsten haben wir Vertre-
ter geschickt, u. a. auch am vergangenen Montag. 

(Zuruf von den Grünen) 

Aber es gibt einen weiteren Beleg dafür, dass Sie über die 
Köpfe der Menschen hinweg entscheiden und dass es die 
Menschen in Philippsburg genauso empfinden. Ich darf aus 
den „Badischen Neuesten Nachrichten“ zitieren:

Die Empörung hörten die rund 100 Zuhörer nicht nur aus 
den Wortmeldungen, sie sahen den Ärger auch an den fun-
kelnden Augen ...

Ebenso missgelaunt bezeichnete Bürgermeister Stefan 
Martus die Informationspolitik aus Stuttgart als „stillos“. 
Wieder einmal werde über die Köpfe der Bürger hinweg 
entschieden. Der Rathaus- und Verwaltungschef der be-
troffenen Stadt werde nicht einmal telefonisch in Kennt-
nis gesetzt. 

Weiter heißt es: 

Es könne nicht angehen, so Schnaudigel, 

– der Landrat – 

dass die Kommission mit Detailfragen beschäftigt wer- 
de und bei grundlegenden Entscheidungen außen vor 
bleibt ...
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(Zurufe der Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP 
und Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Regierungsfrak-
tionen, ich möchte noch einmal inständig darauf hinweisen: 
Man muss erst inhaltlich Klarheit schaffen, 

(Abg. Johannes Stober SPD: Deswegen gibt es Ge-
nehmigungsverfahren!)

bevor man politische Zusagen trifft. 

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist 
die Aktuelle Debatte beendet.

Bevor wir in die Mittagspause eintreten, habe ich für die Mit-
glieder des Ausschusses für Europa und Internationales noch 
folgenden Hinweis: Gleich im Anschluss findet die Unter-
zeichnung einer gemeinsamen Absichtserklärung zwischen 
dem Landtag von Baden-Württemberg und dem Parlament der 
Autonomen Provinz Vojvodina in Serbien im Königin-Olga-
Bau, im Sophie-Scholl-Saal im fünften Obergeschoss, statt. 

Wir setzen unsere Sitzung nach der Mittagspause um 14:15 
Uhr fort. 

(Unterbrechung der Sitzung: 12:52 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 14:15 Uhr)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. Ich 
darf Sie wieder ganz herzlich hier begrüßen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Regierungsbefragung

Die erste Frage wurde von der SPD-Fraktion angemeldet: 

E n g a g e m e n t s t r a t e g i e  d e r  L a n d e s r e -
g i e r u n g

Für die SPD-Fraktion darf ich Herrn Kollegen Hinderer ans 
Rednerpult bitten. 

Abg. Rainer Hinderer SPD: Frau Präsidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich möchte, wie bereits angekündigt, 
eine Frage zur Engagementstrategie der Landesregierung stel-
len – eine solche Engagementstrategie könnten wir, wie ich 
mit Blick auf die Zahl der Anwesenden feststelle, nach der 
Mittagspause vielleicht auch hier brauchen. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Aber nun im Ernst: Baden-Württemberg liegt mehreren ver-
gleichenden Untersuchungen zufolge – ich nenne hier etwa 
den Engagementbericht der Bundesregierung von 2012 – aus-
weislich der üblichen Kennziffern zum freiwilligen Engage-

ment, beispielsweise der Zahl der bürgerschaftlich Engagier-
ten, im Vergleich der Bundesländer auf Platz 1. Bei uns sind 
41 % der Menschen ehrenamtlich tätig. 

Auf dieser Position wollen wir bleiben. Deshalb ist es gut, 
dass sich die grün-rote Koalition im Land sowie auch ganz 
speziell unsere Sozialministerin Katrin Altpeter gemeinsam 
mit vielen Verbündeten in den Kommunen, den Kirchen und 
den Verbänden um die Weiterentwicklung des bürgerschaftli-
chen Engagements kümmern. Denn gerade im Bereich der 
Freiwilligendienste und des Ehrenamts gilt, dass es sich sehr 
nachteilig auswirkt, wenn man gesellschaftliche Entwicklun-
gen nicht rechtzeitig aufnimmt. Wer rastet, der rostet eben. 

Die Landesregierung hat nach vielen Vorarbeiten vor Kurzem 
die neue Engagementstrategie beschlossen. Sie hat diese in 
einer Auftaktkonferenz noch einmal diskutiert und dann den 
Startschuss für die Umsetzung gegeben. 

Zu diesem Themenkomplex möchte ich Sie, Frau Ministerin, 
erstens fragen: Würden Sie die Engagementstrategie den Kol-
leginnen und Kollegen im Landtag, die mit diesem Thema 
vielleicht noch nicht so oft in Berührung kamen, in ihren 
Grundzügen bitte einmal kurz erläutern und dabei vor allem 
herausheben, was das Neue, bundesweit bislang Einmalige an 
dieser Herangehensweise ist?

(Abg. Volker Schebesta CDU: Eine wenig bemühte 
Fragestellung! – Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: 
Wie beim Lehrer in der Schule! Da wird auch so ab-
gefragt! – Gegenruf des Abg. Daniel Andreas Lede 

Abal GRÜNE)

– Diese Fragestellung ist sehr bemüht. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Sie ist tatsäch-
lich etwas bemüht! – Zuruf des Abg. Volker Schebes-

ta CDU)

– Es wird immer besser, Herr Schebesta. 

Zum Zweiten: Inwiefern wird die Engagementstrategie von 
den in diesem Feld wesentlichen Gruppierungen – den Ver-
bänden, den Vereinen, den Kirchen – mitgetragen, und inwie-
fern gilt das auch für diejenigen, die bislang noch nicht in den 
Entstehungsprozess dieser Strategie eingebunden waren? 

Zum Dritten: Sind aus Ihrer Sicht, Frau Ministerin, noch Ver-
besserungen der Rahmenbedingungen des freiwilligen Enga-
gements in Baden-Württemberg möglich, z. B. auch, was die 
Vereinbarkeit von Beruf und Ehrenamt anbelangt? Ich denke 
da auch an das geplante Bildungszeitgesetz und die Frage der 
Freistellung für Weiterbildungsmaßnahmen im Ehrenamt, 
z. B. für die Teilnahme an Aus- und Fortbildungslehrgängen 
sowie Schulungen bei den anerkannten Trägern der Jugend-
hilfe und der Jugendarbeit. 

Meine letzte Frage: Wie wird die Engagementstrategie jetzt 
in Baden-Württemberg konkret umgesetzt? Welche Maßnah-
men und Aktionen sind geplant? 

Vielen Dank. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
darf ich Frau Ministerin Altpeter ans Rednerpult bitten.
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Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Die Fragen des Abg. Hinderer 
zur Engagementstrategie des Landes Baden-Württemberg be-
antworte ich wie folgt: 

Natürlich gab es einen Anlass, die Engagementstrategie für 
Baden-Württemberg neu zu entwickeln. Herr Abg. Hinderer 
hat es dargestellt: Wir sind ausweislich der Kennziffern für 
freiwilliges ehrenamtliches Engagement bundesweit auf Platz 1. 
41 % der Menschen in Baden-Württemberg engagieren sich be-
reits ehrenamtlich bzw. bürgerschaftlich. 

Allerdings – das muss man auch dazusagen – kann uns das 
noch nicht reichen. In den letzten Jahren war eine gewisse Sta-
gnation im Bereich des bürgerschaftlichen, des ehrenamtli-
chen Engagements zu beobachten. Nach der landesweiten 
Auswertung des Freiwilligensurveys von 2009 wären rund 
34 % derer, die sich bislang nicht engagiert haben, bereit, sich 
künftig zu engagieren, wenn gewisse Rahmenbedingungen 
vorhanden sind. Es gibt also auch ausweislich dieser Erhe-
bung noch ganz viel Potenzial im Land. Uns war daran gele-
gen, diese Potenziale zu berücksichtigen bzw. sie noch weiter 
aufzubauen. 

Des Weiteren konnten wir feststellen, dass es einen erhebli-
chen Rückgang der Engagementquote im ländlichen Raum 
gibt, und zwar um fast 20 Prozentpunkte. Mit dieser Tatsache 
müssen sich viele Vereine im ländlichen Raum auseinander-
setzen; sie verzeichnen einen Mitgliederschwund oder Ähn-
liches. Diese Gruppierungen haben darum gebeten, Lösungen 
zu entwickeln, um mit diesen Herausforderungen umgehen zu 
können. 

Deshalb haben wir uns entschieden, gemeinsam mit allen Part-
nerinnen und Partnern im Landesnetzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement Maßnahmen zu entwickeln, um Hürden und Hemm-
nisse für bürgerschaftliches Engagement abzubauen und um 
brachliegendes Engagementpotenzial wachzurufen. Aus die-
sem Grund wollen wir mit den Partnerinnen und Partnern im 
Landesnetzwerk die Engagementstrategie Baden-Württem-
berg auf den Weg bringen. 

Die Besonderheit ist – das gehört aus unserer Sicht zum bür-
gerschaftlichem Engagement –, dass ein echter Dialogprozess 
stattgefunden hat. Denn es war uns wichtig, nicht über die 
Zielgruppen, über die Engagierten der Zukunft hinweg zu ent-
scheiden, sondern mit ihnen gemeinsam die Eckpunkte zu ent-
wickeln. Dazu wurden sogenannte Forschungs- und Entwick-
lungsteams zu bestimmten Themenbereichen gebildet, die aus 
Experten, aus Engagierten, aus Betroffenen aus den verschie-
denen Engagementfeldern, zu einem weiteren Teil aber auch 
– das war für uns ganz wichtig – aus Praktikern bestehen. 

Diese Forschungs- und Entwicklungsteams, kurz FETs, ha-
ben entsprechend ihrem jeweiligen Arbeitsgebiet bestimmte 
Maßnahmen entwickelt. Sie haben hierzu Berichte verfasst, 
die sie im September 2013 dem Sozialministerium übergeben 
haben. Im Anschluss daran wurden dann die Empfehlungen 
aus den FETs ausgeweitet, sie wurden auf ihre Umsetzbarkeit 
hin überprüft und zusammengeführt. 

Der gesamte Prozess – die Ergebnisse der FETs und die an-
schließende Bewertung dieser Ergebnisse – wurde in einer 

umfangreichen Broschüre unter dem Titel „Engagementstra-
tegie Baden-Württemberg – Lebensräume zu Engagement-
Räumen entwickeln“ zusammengefasst dargestellt. Diese Bro-
schüre erläutert die Idee der Engagementstrategie sowie die 
Gründe und Ziele des Beteiligungsprozesses und die Arbeits-
weise der FETs. Ihr Inhalt umfasst das Grundverständnis, die 
Positionierung zu wichtigen Fragestellungen, die Berichte der 
Forschungs- und Entwicklungsteams – die unverändert über-
nommen wurden – und nicht zuletzt die Bewertung der Emp-
fehlungen und die Stellungnahme der Landesregierung zu den 
einzelnen in den FETs erarbeiteten Empfehlungen. Daneben 
gibt sie natürlich auch Hinweise für die Umsetzung der Maß-
nahmen. 

Insofern können wir sagen: Wir haben die Engagementstrate-
gie nicht abgeschlossen, sondern wir haben den Startschuss 
für deren Umsetzung gegeben, und zwar bei einer großen Ver-
anstaltung, die am letzten Montag im Haus der Wirtschaft 
stattfand und bei der sich die verschiedenen Forschungs- und 
Entwicklungsteams noch einmal präsentiert haben. 

Dabei wurde noch einmal deutlich gemacht, wie die nächsten 
Schritte aussehen sollen: Es gibt ein Bündel von Maßnahmen, 
die jetzt zur Verfügung stehen und die nun kurz-, mittel- oder 
langfristig umgesetzt werden können. 

Ich denke, insofern ist die Frage, inwieweit das mitgetragen 
wurde, beantwortet. Das Landesnetzwerk war von Beginn an 
eingebunden. Ich möchte an dieser Stelle noch einmal deut-
lich sagen, dass natürlich das Landesnetzwerk Bürgerschaft-
liches Engagement und die Engagementstrategie offen sind 
für alle interessierten Gruppen und Teilnehmenden. 

Noch kurz zu der Frage nach der Verbesserung der Rahmen-
bedingungen: Natürlich war man sich auch darüber im Kla-
ren, dass neben einer Förderung des bürgerschaftlichen Enga-
gements auch die Rahmenbedingungen verbessert werden 
müssen. Es gibt einen Teil von Maßnahmen, die unmittelbar 
von der Landesregierung umgesetzt werden, z. B. die Neu-
konzeption der Fachkräftequalifizierung und auch die Neu-
konzeption der Ausbildung von Bürgermentorinnen und Bür-
germentoren.

Auf der Bundesebene gibt es auch einiges zu tun. Ich nenne 
etwa das Eintreten gegen den Missbrauch von Ehrenamt. En-
gagierte dürfen nicht zu Arbeitnehmern ohne Rechte und zur 
Stärkung der Freiwilligendienste degradiert werden.

Zur Frage des Bildungszeitgesetzes wurden von den FETs kei-
ne spezifischen Aussagen gemacht. Allerdings ist es natürlich 
Tenor, dass es wünschenswert wäre, zur Qualifizierung von 
Ehrenamtlichen ebenfalls entsprechende Bildungszeitkontin-
gente zur Verfügung zu haben.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
darf ich Herrn Kollegen Klenk das Wort geben.

Abg. Wilfried Klenk CDU: Frau Ministerin, im Grundsatz 
begrüßen wir ein solches Engagement. Doch Sie haben selbst 
– zu Recht – ausgeführt, dass Baden-Württemberg das Land 
mit den meisten Mitbürgerinnen und Mitbürgern ist, die sich 
ehrenamtlich engagieren. Daher frage ich: Welchen Aufwand 
betreiben wir jetzt, um möglicherweise noch ein paar wenige 
weitere Menschen zu rekrutieren?
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Sie haben zu Recht davon gesprochen – das beklagen die Ver-
eine schon heute –, dass wir unser Ehrenamt zum Teil schon 
überfordern bzw. von politischer Seite – ich denke nur an die 
steuerlichen Angelegenheiten bei Vereinen – einen Rahmen 
geschaffen haben, in dem es für Ehrenamtliche manchmal 
schwierig ist, diese Aufgaben überhaupt zu bewältigen. Des-
halb meine Frage: Wann wird es nun konkret? Jetzt haben Sie 
ein Jahr lang mit 100 Experten getagt, doch Konkretes haben 
wir jetzt nicht wirklich gehört. Wann kommt das, im Laufe 
dieses Jahres oder des nächsten Jahres?

Dann haben Sie den Bund angesprochen, auch was Freiwilli-
gendienste angeht. Sie kennen meinen Antrag zum FSJ, den 
wir im Juli im Sozialausschuss behandeln werden. Ich habe 
konkret gefragt: Sind Sie bereit, von Landesseite her hier mehr 
Mittel zur Verfügung zu stellen?

Sie haben geschrieben: Man sollte das FSJ attraktiv machen. 
Ich sage: Das FSJ ist attraktiv. Derzeit entscheiden sich 11 000 
junge Menschen für das FSJ; für 6 000 reicht das Geld. Wie 
sieht konkret Ihre Planung für die Zukunft aus?

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Bitte schön, Frau Minis-
terin.

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Ich möchte mit dem letz-
ten Punkt anfangen: Wir haben natürlich mit dem FSJ, das be-
währt ist, das gut ist – das möchte ich an gar keinem Punkt, 
auch nicht durch die Art der Fragestellung und Ähnliches, ab-
werten –, in Baden-Württemberg ein Markenprodukt, das sich 
nun bereits seit 50 Jahren bewährt hat. Auf der anderen Seite 
haben wir es natürlich durch das Einführen der unterschied-
lichsten Bundesfreiwilligendienste mit einer Konkurrenz der 
Dienste zu tun, die ich persönlich – das möchte ich an dieser 
Stelle sagen – nicht gutgeheißen habe.

Mir wäre es lieber gewesen, man hätte in das freiwillige so-
ziale Jahr und in das freiwillige ökologische Jahr noch mehr 
investiert, statt von Bundesseite den Bufdi auszurufen. Denn 
das freiwillige soziale Jahr ist so, wie es gestaltet ist, tatsäch-
lich von hoher Qualität. Es dient – auch das möchte ich an die-
ser Stelle sagen – nicht nur dazu, freiwilliges Engagement zu 
fördern, sondern auch dazu, soziale Ressourcen in die Gesell-
schaft aufzunehmen, einzubringen, und es ist letztendlich auch 
ein Teil der Persönlichkeitsbildung. 

Deswegen bin ich persönlich immer offen für alle Möglich-
keiten, die es gibt, wie wir das freiwillige soziale Jahr ausbau-
en und fördern können. Ich denke, da sind wir uns im Land-
tag über alle Fraktionen hinweg einig. Man wird sehen, wel-
che Möglichkeiten es im Rahmen der Haushaltsberatungen 
dann geben wird, um zu einer Erhöhung der Zahl der Stellen 
bzw. zu einem Ausbau zu kommen. Welche hohe Qualität das 
freiwillige soziale Jahr hat, ist unbestritten.

Zur Frage, wann denn die Engagementstrategie konkret los-
geht: Es ging bereits konkret los, nämlich am vergangenen 
Montag mit dem Startschuss zur Umsetzungsphase. Wie ge-
sagt, ein Teil der Maßnahmen wird unmittelbar von der Lan-
desregierung umgesetzt. Die Frage Bundesebene wird von uns 
in Zusammenarbeit mit anderen Bundesländern auch zu klä-
ren sein. Denn eventuelle Bundesratsinitiativen und Ähnli-
ches sollten von einer Mehrheit der Länder getragen werden.

Nun haben Sie, Herr Abg. Klenk, gefragt, warum es unbedingt 
nötig ist, neues Potenzial im Bereich der Ehrenamtlichen zu 
erschließen. Wir haben durch unsere Erhebungen gemerkt: Es 
gibt ein solches Potenzial; es gibt dort auch die Bereitschaft, 
sich zu engagieren, wenn die Rahmenbedingungen stimmen. 
Wir haben uns deswegen vorgenommen, zu versuchen, dieses 
Potenzial zu erschließen. Das entbindet uns jedoch nicht von 
der Aufgabe, gleichzeitig Vereine und Organisationen, die 
schon lange ehrenamtlich tätig sind, die heute vor den Her-
ausforderungen des demografischen Wandels und vielen an-
deren Fragen stehen, entsprechend zu unterstützen. Ich bin 
deswegen der festen Überzeugung, dass man das eine tun 
muss, aber das andere nicht lassen kann.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? – Kollege Haußmann von der FDP/DVP-Fraktion.

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Mi-
nisterin, vielen Dank für die Ausführungen zur Engagement-
strategie. Kollege Klenk hatte zu den konkreten Themen schon 
gefragt. Mich würde Ihre Pressemitteilung vom 23. Juni inte-
ressieren.

Darin weisen Sie darauf hin, dass die Baden-Württemberg 
Stiftung finanzielle Mittel mit dem Landesprogramm „Ge-
meinsam sind wir bunt“ bereitstellt. Nimmt die Landesregie-
rung oder das Sozialministerium auch Mittel in die Hand, um 
die Engagementstrategie voranzutreiben? Dazu war in der 
Pressemitteilung nichts zu lesen.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Bitte schön, Frau Minis-
terin.

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Wir haben es bei der Lan-
desstiftung beantragt, und die Landesstiftung unterstützt auch 
die Engagementstrategie an bestimmten Positionen. Doch na-
türlich nimmt das Land, die Landesregierung, selbst Mittel in 
die Hand, um die Engagementstrategie zu unterstützen. Für 
den genauen Betrag und die Haushaltsstelle müsste ich Sie 
verweisen. Aber es sind Mittel vorhanden. Es waren seither 
Mittel eingestellt, die auch zukünftig für die Engagementstra-
tegie des Landes eingestellt werden, und zwar unmittelbare 
Landesmittel, nicht nur Mittel der Landesstiftung.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Es liegt eine weitere 
Wortmeldung, eine Frage des Kollegen Raab, vor.

Abg. Werner Raab CDU: Frau Ministerin, Sie haben davon 
gesprochen, dass in einigen Bereichen das freiwillige soziale 
Jahr abgebaut hat, es also weniger Teilnehmer wurden. Mich 
interessieren jetzt nicht die Unterschiede zwischen ländlichen 
und städtischen Räumen, sondern ich möchte fragen: In wel-
chen Bereichen ist das Engagement geringer geworden? Ist 
das beispielsweise im Vereinsbereich der Fall?

In welchen konkreten Bereichen hat diese Untersuchung, die 
Sie da angestellt haben, Ihnen eine Erkenntnis gebracht?

Das Zweite: Sie haben davon gesprochen, dass Sie mit dem 
Ziel in die Haushaltsplanberatungen gehen, das FSJ verstärkt 
darstellen zu können. Soll dies in Form von Stellen oder in 
Form von Geld verstärkt werden? Gibt es aus Ihrer Sicht und 
aus der Sicht der Bewertung, von der Sie sprachen, noch Ge-
schäftsbereiche, Tätigkeitsbereiche, in denen das freiwillige 



6102

Landtag von Baden-Württemberg – 15. Wahlperiode – 102. Sitzung – Mittwoch, 25. Juni 2014
(Werner Raab) 

Engagement über das FSJ entwickelt werden kann? Es geht 
mir darum, nicht beim Istzustand stehen zu bleiben, sondern 
das Thema noch breiter in die Gesellschaft hineinzubringen. 
Welche Ansätze verfolgen Sie, und mit welchem konkreten 
Ziel gehen Sie in die Haushaltsplanberatungen? 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Bitte schön, Frau Minis-
terin.

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Danke schön, Frau Präsi-
dentin. – Bei Frage Nummer 1 müssen wir zwischen dem frei-
willigen Engagement insgesamt und dem Engagement im frei-
willigen sozialen Jahr unterscheiden. Nach unserer Landes-
auswertung gibt es insgesamt seit 2009 einen Rückgang in der 
Engagementquote, insbesondere in ländlichen Räumen, dort 
vor allem bei Vereinen, bei denen vielfach der Nachwuchs 
fehlt, bei denen Menschen zwar bereit sind, im Verein mitzu-
arbeiten, aber beispielsweise nicht bereit sind, Verantwortung 
in Form eines Vorstandsmandats und Ähnlichem zu überneh-
men. Das sind Herausforderungen für die traditionell beste-
henden Vereine im Land, derer wir uns auch annehmen müs-
sen.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Das ist bei der FIFA 
anders! Die sind alle im Verein aktiv!)

– Ja gut, die würde ich aber jetzt nicht gerade als „ehrenamt-
lich engagiert“ bezeichnen, Herr Abg. Zimmermann. Das 
scheint mir doch eher ein Fall von professioneller Abzocke zu 
sein, wenn ich das so betrachte.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Oh! – Abg. Helmut 
Walter Rüeck CDU: Ist das im Sport allgemein so? – 
Gegenruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nein, 

beim Schwäbischen Turnerbund nicht!)

Jedenfalls wird daran auch deutlich, dass hier natürlich auch 
viele Herausforderungen bestehen, die einhergehen mit dem 
demografischen Wandel, aber auch mit einer Veränderung in 
der Bereitschaft zum Engagement. Während man früher oft-
mals sein ganzes Leben lang Mitglied in einem bestimmten 
Verein war und bereit war, sich dort zu engagieren und zu ar-
beiten, verhält es sich mit dem Engagement heute etwas an-
ders. Da ist man vielleicht bereit, für bestimmte Themen und 
in einem bestimmten Zeitraum aktiv zu sein. Das bedeutet na-
türlich auch für die Vereinsstrukturen und die Verbandsstruk-
turen, dass man mit einem veränderten Angebot auf veränder-
te Bedürfnisse eingehen muss. 

Unabhängig davon – das möchte ich an dieser Stelle noch ein-
mal betonen – sehe ich das freiwillige soziale Jahr. Hier be-
steht auch angesichts des angemeldeten Bedarfs, der, wie Herr 
Abg. Klenk vorhin dargestellt hat, höher ist als die Zahl der 
Stellen, die zur Verfügung stehen, aus meiner Sicht schon 
noch Luft, da noch etwas zu tun. Wir müssen sehen, wie weit 
wir kommen, wie viele Möglichkeiten das Land zur Verfü-
gung stellen kann, um das FSJ in der für uns entscheidenden 
Wichtigkeit zu erhalten oder auszubauen.

(Abg. Werner Raab CDU: Die Ziele bei den Haus-
haltsplanberatungen?)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Das Wort für die SPD-
Fraktion erteile ich Herrn Abg. Hinderer. 

Abg. Rainer Hinderer SPD: Frau Ministerin, nachdem vom 
Kollegen Klenk und vom Kollegen Raab Fragen zum FSJ und 
zum FÖJ gestellt wurden und dabei vielleicht unterschwellig 
der Eindruck vermittelt wurde, das Land würde hier nicht ge-
nug tun oder nicht genug Mittel zur Verfügung stellen: Kön-
nen Sie noch einmal im Überblick darstellen, wie sich die För-
derung des FSJ in den vergangenen Jahren entwickelt hat, wel-
che Landesregierung die Mittel aufgestockt hat und aus wel-
chem Grund die Mittel aufgestockt wurden? Wenn die Zah-
len jetzt nicht parat sind, habe ich volles Verständnis dafür, 
wenn Sie sie schriftlich oder im Rahmen der Beantwortung 
der Anfrage von Herrn Kollegen Klenk nachreichen. 

(Zuruf des Abg. Helmut Walter Rüeck CDU)

Aber die Begründung wäre ganz interessant. 

(Abg. Werner Raab CDU: Meine zweite Frage!)

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Herr Abg. Hinderer, bit-
te nageln Sie mich nicht auf Cent und Euro fest, was die För-
derung insgesamt betrifft. Tatsache ist, dass wir mit Regie-
rungsübernahme die Förderung des Landes für das freiwilli-
ge soziale Jahr erhöht haben, weil wir gesehen haben, dass 
dort ein größerer Bedarf besteht. Das hängt sicherlich auch 
mit dem G 8 und Ähnlichem zusammen. Wir haben gesehen, 
dass mehr Bedarfe bestehen, Plätze zu besetzen, weshalb wir 
die Platzzahl ausbauen konnten. Das ist für mich weiterhin 
ein ganz wichtiges Anliegen, weil es auch ganz viel mit dem 
Zugang zu sozialen Berufen insgesamt zu tun hat.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Danke schön. – Für die 
CDU-Fraktion erteile ich Frau Abg. Gurr-Hirsch das Wort.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Frau Ministerin, als eh-
renamtlich Tätige freue ich mich über das Thema. Ich glaube, 
dass ich Ihre Anführungen noch ein bisschen ergänzen kann. 
Denn zu dem Thema „Freiwilliges ökologisches Jahr“ habe 
ich die Antwort bekommen, dass dieses wegen der beiden 
gleichzeitigen Abiturjahrgänge aufgestockt worden sei. Das 
wird wohl auch für das von Ihnen angesprochene freiwillige 
soziale Jahr zutreffen.

Es gibt eine ganze Menge Herausforderungen. Es gab schon 
bessere Zeiten für das Ehrenamt als heute.

(Minister Franz Untersteller: Aber ihr wollt es an-
schließend zurückführen!)

Vor allem die Vollerwerbstätigkeit von Mann und Frau und 
das Thema Globalisierung treiben junge Leute weg vom Eh-
renamt. 

Deswegen ist die Frage: Wo sehen Sie Potenziale? Ich sehe 
Potenzial bei den Migranten. Dort existiert das Ehrenamt et-
wa „nach innen“, z. B. bei Moscheegemeinden, wenn man an 
türkische Gemeinschaften oder andere ethnische Gemein-
schaften denkt. Da ist möglicherweise ehrenamtliches Enga-
gement vorhanden. Aber auch dort ist es ausbaufähig. Aus-
baufähig ist es aber auch in unserer Gesellschaft, etwa bei 
Feuerwehr, Rotem Kreuz, in Turnvereinen etc. 

Das nächste Thema ist die Frage: Wie schaffen wir es, vor al-
lem in den Städten das Ehrenamt mehr zu etablieren? Ich se-
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he hier einen großen Unterschied zum ländlichen Raum. So 
kann man in Ortschaften mit 700 Einwohnern beim Dorfabend 
vier oder fünf Einsätze derselben Person bei unterschiedlichen 
Beiträgen sehen. Es stellt sich also die Frage, wie wir das eh-
renamtliche Engagement in den Städten besser verankern kön-
nen.

Wie sehen Sie das Instrument der Mentoren, um junge Leute 
sehr frühzeitig mit Personen in Kontakt zu bringen und mit 
Instrumenten auszustatten, die ihnen eine gewisse Sicherheit 
und Professionalität geben, sodass sie später auch Ämter über-
nehmen können?

Danke schön.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Bitte schön, Frau Minis-
terin.

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Zur Frage 1: Frau Gurr-
Hirsch, wir sehen natürlich auch und vor allem im Bereich der 
Migrantinnen und Migranten, auch der jüngeren Migrantin-
nen und Migranten, noch Potenzial. Wir müssen aber davon 
ausgehen, dass sich Engagement dort vielleicht teilweise et-
was anders zeigt, als wir das z. B. mit unserer Vereinsstruktur 
gewohnt sind. Aber hier sehe ich noch erhebliche Potenziale, 
nicht nur was die Vereine mit Bezug zum Herkunftsland an-
betrifft, sondern auch was Möglichkeiten betrifft, sich im bür-
gerschaftlichen, gesellschaftlichen Raum zu engagieren.

In diesem Zusammenhang ist für mich auch die Frage der 
Mentoren ganz wichtig. Denn wir können nicht einerseits von 
jungen Leuten verlangen: „Engagiert euch mal in eurer Frei-
zeit und macht mal“, ohne ihnen auf der anderen Seite die ent-
sprechenden Instrumente, das entsprechende Handwerkszeug 
zur Verfügung zu stellen. Dabei spielen die Mentoren meines 
Erachtens eine ganz wichtige Rolle.

In der Tat ist das ehrenamtliche bürgerschaftliche Engagement 
nicht nur eine Frage, die im Zusammenhang mit dem ländli-
chen Raum betrachtet werden muss, sondern auch eine Frage 
der Städte. Ich denke, es muss uns gelingen, ehrenamtliches 
Engagement nicht nur auf eine ganze Stadt bezogen zu be-
trachten, sondern auch bezogen auf kleinere Einheiten. Sozio-
logen nennen das immer „Quartiere“. Das ist ein Begriff, der 
vielleicht auf uns in Baden-Württemberg nicht so gut passt. 
Eine solche Betrachtung halte ich aber für die Umsetzung des 
Engagements in den urbanen Bereichen durchaus für nötig. 
Denn Engagement kann immer nur dann als sinnvoll erachtet 
werden, wenn es für denjenigen, der sich engagiert, über-
schaubar und somit auch bewertbar bleibt. 

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Zusatzfrage: Gibt 
es dazu Mittel oder Projekte?)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Das war dann die letzte 
Frage. – Bitte schön. 

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Zur Beantwortung der Zu-
satzfrage: Wir unterstützen ja mit Mitteln die Ausbildung der 
sogenannten Bürgermentorinnen und -mentoren. Dabei geht 
es darum, in der Engagementstrategie die Ergebnisse der For-
schungs- und Entwicklungsteams bei der Qualifizierung der 
Mentorinnen und Mentoren einzubauen und diese entspre-

chend umzustellen, damit dem veränderten Bedarf auch Rech-
nung getragen werden kann. Diese Qualifizierung der Bürger-
mentorinnen und -mentoren unterstützen wir mit Landesmit-
teln.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank, Frau 
Sozialministerin. – Die vorgegebene Zeit von 30 Minuten für 
dieses Thema ist vorbei.

Ich rufe das zweite Thema auf, beantragt von der Fraktion der 
CDU. Dabei geht es um Fragen an das Kultusministerium. 

S c h u l p o l i t i k

Das Wort darf ich Herrn Abg. Wacker geben. 

Abg. Georg Wacker CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Viele von uns hatten in den 
Pfingstferien einen erholsamen verdienten Pfingsturlaub. Den-
noch musste man auch in dieser erholsamen Zeit mit Überra-
schungen rechnen. So war in der „Südwest Presse“ am 18. Ju-
ni 2014 zu lesen, dass Kultusminister Stoch den Realschulen 
500 zusätzliche Deputate zur Verfügung stellen will. Wir ver-
muten, dass dies nicht ohne Grund geschieht; denn es lastet 
zurzeit ein enormer Druck auf den Realschulen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nein!)

Wir wissen, dass die Realschulen extreme Probleme im Be-
reich der Unterrichtsversorgung haben. Der Ergänzungsbe-
reich ist fast auf null gestellt. Die Poolstunden, die diese Lan-
desregierung zur Verfügung gestellt hat, sind kaum spürbar 
und wahrnehmbar.

Die AG der Realschulrektoren hat am 14. Juni 2014 in einem 
dpa-Gespräch diese Problematik sehr deutlich zum Ausdruck 
gebracht und fordert mit Nachdruck von der Landesregierung, 
mit einem Konzept zur Stärkung der Realschulen in besonde-
rem Maß die leistungsschwächeren Schülerinnen und Schü-
ler in den Blick zu nehmen. Sie fordert die Einrichtung von 
differenzierten pädagogischen Angeboten zumindest in den 
Kernfächern, um vor allem diese Schülerinnen und Schüler 
gezielt auf einen Hauptschulabschluss vorzubereiten. 

Nach den Informationen des Kultusministers an die „Südwest 
Presse“ ist das Kultusministerium in einer Zumeldung leicht 
zurückgerudert. Insofern ergeben sich natürlich Fragen, da ge-
rade in den letzten drei Jahren die Realschulen deutlich be-
nachteiligt wurden und jetzt offensichtlich möglicherweise ei-
ne Verbesserung eintreten könnte.

Wir fragen: Handelt es sich in dieser Mitteilung in der „Süd-
west Presse“ um eine Ente? Wir hoffen natürlich, dass dies 
nicht der Fall ist. Man kann dies durchaus als einen wichtigen 
Schritt in die richtige Richtung werten, Herr Minister. Sind 
denn diese 500 zusätzlichen Deputate ab dem Schuljahr 2015, 
die Sie für die Realschulen angekündigt haben, dafür vorge-
sehen, genau durch diesen differenzierten Unterricht die Schü-
lerinnen und Schüler gerade in den Kernfächern speziell auf 
den Hauptschulabschluss vorzubereiten – also nicht in soge-
nannten leistungsheterogenen Gruppen, wie es die Gemein-
schaftsschulen machen, sondern durch einen fachbezogenen 
differenzierten Unterricht –, oder wollen Sie mit diesem Pro-
gramm auch bei den Realschulen die Gemeinschaftsschule 
durch die Hintertür einführen?
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Was beabsichtigen Sie konkret mit diesem Programm? Dient 
dies nur der individuellen Förderung, oder dient es tatsächlich 
der Stärkung der Realschulen mit ihrem pädagogischen Pro-
fil als eigenständige Schulart? Hier sind klare Aussagen von-
nöten. Deswegen bitten wir Sie, Herr Minister, dass Sie die-
ses Maßnahmenpaket, das Sie jetzt angekündigt haben, in die-
ser Regierungsbefragung konkretisieren.

Vielen Dank.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
darf ich Herrn Minister Stoch ans Mikrofon bitten.

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Ich 
darf die Frage des Herrn Kollegen Wacker gern wie folgt be-
antworten:

Herr Kollege Wacker, Sie wissen, dass wir mitten in einer star-
ken Veränderung unserer Schulstrukturen sind, und zwar zwin-
gend auch deswegen, weil wir seit Jahren – nicht erst seit drei 
Jahren, sondern seit gut zehn Jahren – einen deutlichen Rück-
gang der Schülerzahlen verzeichnen, was sich insbesondere 
auch bei den weiterführenden Schulen in erheblicher Weise 
auswirkt. Sie wissen genauso wie ich und wie alle hier im 
Raum, die wir tagtäglich in unseren Wahlkreisen sind, dass in 
kleineren Kommunen, die in der Vergangenheit noch über 
Haupt- oder Werkrealschulen verfügten, in dreistelliger Zahl 
– in zunehmendem Maß auch schon vor 2011 – Schulen von 
der Bildfläche verschwunden sind – bis zu 400 Schulen –, und 
zwar schlicht und einfach aus dem Grund, weil es dort nicht 
mehr genügend Schülerinnen und Schüler gab, um dieses An-
gebot anzunehmen, und weil neben dem Schülerrückgang auch 
ein verändertes Schulwahlverhalten – weg von der Hauptschu-
le, weg von der Werkrealschule – festzustellen war. Das sagt 
nichts über die Qualität dieser Schulen aus, aber es ist schlicht 
und einfach eine festzustellende Tatsache.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Seit der Entscheidung, die Verbindlichkeit der Grundschul-
empfehlung aufzuheben, gibt es eine Verstärkung der Prozes-
se, was die Veränderung unserer Schullandschaft angeht. Aber 
wir, die Landesregierung, haben auch einen sehr verantwort-
lichen Weg beschritten, indem wir versuchen wollen, im Rah-
men einer regionalen Schulentwicklung an möglichst vielen 
Schulstandorten, in den ländlichen Räumen genauso wie in 
den städtischen Räumen, bezogen auf die erreichbaren Ab-
schlüsse für die Schülerinnen und Schüler ein gutes Schulan-
gebot vorzuhalten.

Dieser Schulentwicklungsprozess ist im Moment verstärkt im 
Bereich der Haupt- und Werkrealschulen zu beobachten, die 
sich in zunehmendem Maß in die Richtung von Gemein-
schaftsschulen weiterentwickeln. Aber: Wir haben eben nicht 
nur Gymnasien und Haupt- oder Werkrealschulen, sondern 
wir haben auch die Realschulen, die, was ihre Schülerschaft 
angeht, schon in der Vergangenheit immer eine erhebliche He-
terogenität bei ihren Schülerinnen und Schülern festzustellen 
hatten. 

Wenn wir uns die Statistik anschauen, sehen wir: Es ist ziem-
lich eindeutig, dass die Realschulen mit die heterogenste 
Schülerschaft neben den Gemeinschaftsschulen haben. Sta-
tistisch gesehen haben gut 18 % der Schülerinnen und Schü-

ler eine Gymnasialempfehlung, rund 56, 57 % – wie gesagt, 
im statistischen Schnitt – eine Realschulempfehlung und rund 
24, 25 % eine Haupt- oder Werkrealschulempfehlung.

Natürlich stellt sich für die Realschulen heute die Frage, wie 
sie mit dieser Heterogenität auch durch Veränderung ihrer pä-
dagogischen Konzepte umgehen. Die Landesregierung hat, 
indem sie den Realschulen die 2,2 Poolstunden gegeben hat, 
damit begonnen, die Realschulen in die Lage zu versetzen, 
diese Heterogenität aufzunehmen, dazu pädagogische Instru-
mente zu konstruieren und hier auch Differenzierungsmög-
lichkeiten zu gewähren.

Wir müssen aber ganz genau auf die Begriffe schauen. Sie ha-
ben den Begriff „Differenzierung“ genannt. Differenzierung 
kann Unterschiedliches bedeuten. Differenzierung kann die 
äußere Differenzierung sein, das heißt das Trennen von Schü-
lerinnen und Schülern leistungsdifferenziert in verschiedenen 
Kursen oder sogar in verschiedenen Klassen; das wären dann 
Züge. Oder wir können unter Differenzierung auch Binnen-
differenzierung verstehen, das heißt Differenzierung im Zu-
sammenhang mit einer Lerngruppe, in der Schülerinnen und 
Schüler in möglichst intensiver individueller Förderung ihren 
persönlichen Potenzialen gemäß gefördert werden. 

Wenn wir erkennen, dass an den Realschulen gerade auch 
durch die Veränderungen in den letzten Jahren die Notwen-
digkeit entsteht, das Thema Differenzierungsmöglichkeiten 
zu erweitern, dann stellt sich aus meiner Sicht zwangsläufig 
die Frage, wie wir gemeinsam mit den Realschulen die Wei-
terentwicklung der Realschulen ins Werk setzen wollen. 

Natürlich sagen wir, die Regierungsfraktionen genauso wie 
die Landesregierung, dass die Gemeinschaftsschule ein sehr 
geeignetes Konzept ist, um dieser Heterogenität in den Schu-
len zu begegnen. Aber – das sehen wir auch an den Antrag-
stellungszahlen – bei vielen Realschulen wird oft sehr stark 
nur über die Begrifflichkeit diskutiert und weniger über die 
Inhalte der Pädagogik. Wir stellen fest, dass die Realschulen 
eben nicht in großer Zahl auf dieses Modell der Gemein-
schaftsschule positiv reagiert haben, dass aber trotzdem eine 
Weiterentwicklungsnotwendigkeit besteht. Deswegen glaube 
ich, dass es richtig ist, wenn wir uns im Diskurs darüber, wie 
wir auch die Realschulen auf die Notwendigkeiten einstellen, 
Gedanken darüber machen, welche Mittel für die Realschu-
len notwendig sind, um dies ins Werk zu setzen.

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Wir dürfen nicht den Fehler machen, nach dem Motto zu ver-
fahren: Wir geben einfach Mittel hinein, dann wird das Rich-
tige schon passieren. Aus diesem Grund sind wir im Moment 
in intensiven Gesprächen mit Vertreterinnen und Vertretern 
der Realschulen, mit Schulleiterinnen und Schulleitern und 
auch mit den Verbänden, der AG der Realschulrektoren und 
auch der GEW, um gemeinsam mit den Realschulen hierfür 
die richtigen Konzepte zu entwickeln.

Was die Frage der Ausstattung angeht, wäre es viel zu früh, 
eine Zahl wie 500 oder 300 oder sonst irgendeine Zahl in den 
Mund zu nehmen. Denn es wird letztlich davon abhängen, 
welches die Konzepte sind, und daraus ist dann auch die Fra-
ge der Ressourcenintensität der zu planenden Schritte abzu-
leiten.
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Natürlich werden in diesem Raum Zahlen diskutiert. Beide 
Regierungsfraktionen bzw. die Bildungs-AKs haben eine An-
hörung mit den Realschulen gemacht, um auch sie zu ihren 
Bedürfnissen anzuhören und daraus wichtige Erkenntnisse für 
die Weiterentwicklung zu gewinnen. Natürlich haben die Ver-
bände auch Forderungen gestellt, die z. B. lauten: „Wir, die 
Realschulen, wollen eine vergleichbare Ausstattung wie die 
Gymnasien.“ Wenn Sie die Zahl 500 zugrunde legen, stellen 
Sie in einer Berechnung wahrscheinlich relativ schnell fest: 
Wenn die Realschulen eine vergleichbare Ausstattung wie 
z. B. die Gymnasien hätten – Thema „Elf Poolstunden“ –, 
dann wäre das diese Größenordnung. 

Ich kann heute aber noch überhaupt keine Angabe über einen 
Ressourcenumfang machen, da die Konzepte derzeit erarbei-
tet werden. Ich glaube, es ist auch richtig, hier zunächst mit 
den unmittelbar Betroffenen Diskussionen zu führen und auch 
die entsprechende Einigung herbeizuführen. Ich sage Ihnen 
zu, dass wir Sie, das Parlament, und die Öffentlichkeit natür-
lich rechtzeitig darüber informieren, 

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

falls Konkretisierungen in diesem Zusammenhang stattfinden.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Frau Abg. Boser das Wort. 

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Herr Minister Stoch, sehr herz-
lichen Dank für die Ausführungen. 

Kollege Wacker hat vorhin angesprochen, dass es bei uns in 
Baden-Württemberg seit drei Jahren eine Ungleichbehand-
lung der Realschulen geben würde. Sie haben jetzt davon ge-
sprochen, dass die Landesregierung den Realschulen zum 
nächsten Schuljahr 2,2 Poolstunden zur Verfügung stellt. 
Könnten Sie vielleicht nochmals darstellen, wie das Verhält-
nis vor unserer Regierungszeit gewesen ist, wie die Ausstat-
tung der Schulen im Bereich „Haupt- und Werkrealschule“ 
und im Bereich „Realschule und Gymnasium“ war? Kann man 
in diesem Zusammenhang von einer Ungleichbehandlung der 
Realschulen seit drei Jahren sprechen?

Da es auch immer sehr beliebt ist, in diesem Zusammenhang 
über das Thema Sachkostenbeiträge zu sprechen, stelle ich die 
Frage: Wie setzen sich die Sachkostenbeiträge zusammen?

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Klassenteiler!)

Wie haben sie sich in den vergangenen Jahren entwickelt? 

Zum Abschluss zu den Sachkostenbeiträgen noch die Frage: 
Welche Auswirkungen hätte es, wenn wir beispielsweise bei 
den Haupt- und Werkrealschulen die Sachkostenbeiträge auf 
das Niveau der Gymnasien oder Realschulen absenken wür-
den?

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das kann man auch 
schriftlich machen!)

Vielen Dank.

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Herzlichen Dank, Frau Boser. – In der Tat – das ist auch das, 
was ich sehr häufig deutlich mache – ist es nicht glaubhaft, 

wenn insbesondere vonseiten der CDU, die letztes Jahr eine 
entsprechende Kampagne zum Schutz der Realschulen ins Le-
ben gerufen hat – –

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Das ist das Einzige, 
was Sie ärgert!)

Wenn wir dann die Zahlen anschauen, stellen wir fest: Die Re-
alschulen hatten zu Zeiten der früheren Landesregierung null 
Poolstunden, das heißt keinerlei zusätzliche Ausstattung, 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: So ist es!)

um dieser Herausforderung gerecht zu werden. Wie ich ge-
sagt habe, ist auch das Thema Heterogenität nicht 2011 vom 
Himmel gefallen. Die Realschulen haben schon damals die 
Notwendigkeit geschildert, 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

hier pädagogische Differenzierungen vorzunehmen. 

Sie haben nach den anderen Schularten gefragt. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Klassenteiler!)

Die Haupt- und Werkrealschulen mit zehn Poolstunden und 
die Gymnasien mit der von uns jetzt von zehn auf elf erhöh-
ten Zahl von Poolstunden haben eine deutlich bessere Aus-
stattung. Natürlich haben wir mit den 2,2 Poolstunden bei den 
Realschulen einen ersten wichtigen Schritt gemacht. Die Re-
alschulen reagieren auf diese zusätzliche Ausstattung damit, 
dass sie diese Mittel vor allem in der Orientierungsstufe, das 
heißt in der Eingangsstufe für die Schülerinnen und Schüler 
an den weiterführenden Schulen, einsetzen.

Zu den Sachkostenbeiträgen findet auch immer eine sehr ei-
genartige Diskussion statt. Denn die Diskussion beinhaltet im-
plizit den Vorwurf, man wolle über das Mittel der Sachkos-
tenbeiträge quasi Politik machen und gelittenere Schularten 
besser ausstatten und weniger gelittene Schularten schlechter 
ausstatten. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das trifft zu! – Ge-
genruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD: Quatsch!)

Wenn man weiß, dass sich die Sachkostenbeiträge genau in 
der gleichen Systematik wie auch in der Vergangenheit errech-
nen, dann ist eines ganz klar: Bei den Sachkostenbeiträgen – 
das zeigt die Ermittlung der Kosten – werden kleinere Schul-
standorte immer teurer sein. Kleinere Schulstandorte – da 
wundere ich mich dann über manche Äußerung aus der CDU-
Fraktion – betreffen in der Regel den ländlichen Raum.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: So ist es!)

Sie sollten einmal die Äußerung des Gemeindetags in dieser 
Diskussion zur Kenntnis nehmen. Herr Kehle hat es sehr deut-
lich zum Ausdruck gebracht. Er sagte nämlich: „An die Sach-
kostenbeiträge zu gehen hieße, die Axt an die kleinen Schul-
standorte zu legen.“ Das heißt, diejenigen, die sich hier im-
mer – unberechtigterweise – als Hüter des ländlichen Raums 
aufspielen, haben offensichtlich wieder nicht erkannt, dass die 
Forderung, die sie hier erheben, zum Schaden des ländlichen 
Raums wäre. Deswegen ist es völlig verfehlt, eine solche For-
derung zu erheben.
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(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Wolf-
gang Drexler SPD: Betretenes Schweigen! – Abg. 
Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Den Klassenteiler ha-

ben Sie vergessen!)

– Den hat nur Herr Röhm hineingebrüllt. Sie hat nicht nach 
ihm gefragt.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Steht nicht im 
Drehbuch drin!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei das Wort.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Herr Minister, wenn man 
Ihren Ausführungen folgt, dann stellt man fest, dass es sich 
eher so darstellt, dass wir von der Vorgängerregierung auch 
Systematiken im Bereich der Sachkosten übernommen haben, 
die eher die Frage aufwerfen – noch zusätzlich zu dem, was 
Sie bereits ausgeführt haben –, inwieweit die Realschule ei-
gentlich unter der Vorgängerregierung tatsächlich schlecht ge-
litten war. 

(Zurufe von der CDU, u. a. Abg. Karl-Wilhelm Röhm: 
Vor allem durch die Klassenteilersenkung!)

Offensichtlich haben erst wir reagiert. Sie haben ausgeführt, 
dass es nicht nur so ist, dass die neue Landesregierung die 
Zahl der Poolstunden erhöht hat, sondern dass auch konzep-
tionell Gespräche laufen, dass man auf Veränderungsprozes-
se konzeptionell positiv reagieren will. Wie deckt sich das Ih-
rer Meinung nach mit den Vorwürfen, man wolle die Realschu-
len beispielsweise in Schulentwicklungsprozesse hineinzwin-
gen, obwohl sie das gar nicht wollen? Es steht immer die The-
se im Raum, wir würden irgendjemanden in Richtung Ge-
meinschaftsschule zwingen. 

Vor dem Hintergrund meiner insgesamt sechsjährigen Erfah-
rung mit Schulentwicklung –

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

ich habe selbst den Schulentwicklungsprozess in meiner Schu-
le geleitet – kann ich nur sagen: Es ist völliger Nonsens, so 
etwas zu unterstellen. Denn man muss in einem solchen Pro-
zess eine Schule immer komplett mitnehmen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das scheint der 
wunde Punkt zu sein!)

Wie deckt sich das Ihrer Meinung nach mit den Vorwürfen, 
wir würden Realschulen in Richtung Gemeinschaftsschule 
zwingen, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

vor dem Hintergrund dessen, was Sie hier gerade ausgeführt 
haben?

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das trifft voll zu!)

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Herr Kollege Fulst-Blei, ich glaube, wenn Sie mit den Lehre-
rinnen und Lehrern an den Realschulen sprechen – ich habe 
mit vielen Schulleiterinnen und Schulleitern nicht nur über 
die Verbandsebene, sondern auch im unmittelbaren Dialog ge-
sprochen –, dann merken Sie sehr schnell, dass sie auf der Su-

che nach einer pädagogischen Antwort auf die veränderten 
Herausforderungen sind. 

Wenn Sie mit den Lehrerinnen und Lehrern sprechen, dann 
merken Sie sehr schnell, dass ihnen vollkommen klar ist, 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

dass es keine Dreigliedrigkeit auf Dauer geben wird und dass 
sich bereits daraus abgeleitet zwingend auch die Funktion der 
Realschule verändert. 

Sie werden von keiner der Lehrerinnen bzw. keinem der Leh-
rer an den Realschulen hören: „Meine Realschule bleibt, wie 
sie in den letzten 20 oder 30 Jahren war.“ Denn sie wissen ge-
nau, dass dies eine Illusion wäre. Deswegen sind die Lehre-
rinnen und Lehrer sehr wohl bereit, über eine Weiterentwick-
lung ihrer Schule nachzudenken, und zwar auch, um auch leis-
tungsschwächeren Schülern ein gutes Angebot zu machen. 
Deswegen sagen wir ja auch: Das Ermöglichen eines Haupt-
schulabschlusses an der Realschule ist ein Element.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Nur: Wenn ich keine Veränderung im Bildungsgang Realschu-
le vornehme, habe ich das Problem, dass Schülerinnen und 
Schüler, die möglicherweise nicht das Potenzial haben, den 
mittleren Bildungsabschluss zu erreichen, gar nicht die Mög-
lichkeit haben, nach Klasse 9 den Hauptschulabschluss an der 
Realschule zu machen. Also muss ich zwangsläufig an mei-
ner pädagogischen Konzeption etwas ändern. Deswegen muss 
ich auch überlegen: Wie kann ich es schaffen, dass die Schü-
lerinnen und Schüler diesen Abschluss erreichen?

Aber – das ist mir bei den Realschulen ganz wichtig – die Re-
alschulen haben nicht nur die leistungsschwächeren Schüler 
im Auge. Vielmehr haben die Realschulen natürlich auch die 
Schülerinnen und Schüler an ihren Schulen im Auge, die ein 
höheres Potenzial haben, die vielleicht sogar das Potenzial ha-
ben, das gymnasiale Leistungsniveau zu erreichen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!)

Gerade dann ist klar, dass auch die Weiterentwicklung der Re-
alschule in die Richtung, auch das gymnasiale Niveau anzu-
bieten, eine Chance im Konzept der Gemeinschaftsschule sein 
kann.

Aber zu Ihrer Frage nach der Schulentwicklung: Ich glaube, 
wenn wir zukünftig die Realschulen in die Lage versetzen, 
den Hauptschulabschluss und auch ein pädagogisches Kon-
zept, das die Schüler auch auf den Hauptschulabschluss vor-
bereitet, anzubieten, dann spielt dies natürlich auch für die 
Schulentwicklung eine Rolle. Dann brauchen Sie dazu auch 
niemanden zu zwingen. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Denn die Schulen selbst, genauso wie die Schulträger, beob-
achten doch die Entwicklung der Schülerströme weg von 
Haupt- und Werkrealschule sehr genau. Die fragen sich doch 
auch: „Was passiert mit meinem Realschulstandort in den 
nächsten zwei, drei, fünf oder zehn Jahren?“ Wenn die Schü-
lerzahlentwicklung insgesamt rückläufig ist, dann brauchen 
wir doch nur die Zahlen bei der Realschule anzuschauen. 
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Denn auch die Zahlen bei der Realschule sind bereits rück-
läufig. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Wenn ich darauf jetzt keine Antworten finde, dann wird die 
Realschule ebenfalls in einen Auszehrungsprozess geraten, 
der dazu führt, dass sie immer schwächer wird. Deswegen sind 
die Realschulen – ich stelle das in Gesprächen mit Lehrerin-
nen und Lehrern fest – gut beraten, sich über ihre Weiterent-
wicklung Gedanken zu machen. Sie tun das auch. Deswegen 
bin ich auch den Verbänden – der GEW, der AG der Real-
schulrektoren – sehr dankbar, dass sie auf der Suche nach ge-
meinsamen Lösungen sehr konstruktive Gesprächspartner 
sind. 

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Schebesta das Wort.

Abg. Volker Schebesta CDU: Herr Minister, wir sind Ihnen 
natürlich sehr dankbar, dass Sie Parlament und Öffentlichkeit 
dann zeitnah informieren wollen, nur gibt es diesen Zeitungs-
artikel vom 18. Juni bereits.

(Zuruf von der SPD: Und?)

Sie werden darin wörtlich zitiert. Deshalb wird er nicht ohne 
Ihr Zutun oder das Zutun des Kultusministeriums zustande 
gekommen sein. Erlauben Sie uns deshalb, dass wir über die 
Inhalte schon etwas mehr erfahren wollen, als Sie jetzt gesagt 
haben. Sie haben gesagt: „Wir sind noch nicht so weit, um da-
zu sprechfähig zu sein.“ 

Zum einen geht es um die Zahl 500. Setzen Sie sich – –

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ladet ihn doch in die 
Fraktion ein, dann könnt ihr ihn fragen! – Gegenruf 

der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

– Herr Drexler, überlassen Sie bitte uns, welche Instrumente 
die CDU-Fraktion im Parlament einsetzt, um von der Landes-
regierung Antworten zu erfahren.

(Beifall bei der CDU – Abg. Wolfgang Drexler SPD: 
Ja, aber doch nicht über Zeitungsartikel! Das ist doch 
peinlich! – Gegenruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch 

CDU)

Wir stellen hier Fragen, die sich aufgrund eines Zeitungsarti-
kels über die Regierungsarbeit stellen.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler CDU)

Erstens geht es um die Zahl 500. Setzen Sie sich jetzt in der 
Landesregierung dafür ein, dass 500 Stellen geschaffen wer-
den, und zwar unabhängig davon, was am Ende dabei heraus-
kommt? Und wenn Sie sich für Stellen einsetzen, wofür sind 
diese? Sind sie für zusätzliche Angebote in Form des Kurs-
systems oder um in den Realschulen bestimmte Erleichterun-
gen in der angespannten Unterrichtsversorgung zu erreichen?

Zweitens: Wenn Sie ein Kurssystem in den Hauptfächern vor-
bereiten – dieses Konzept ist in dem Artikel aufgeführt; die 
Klassen 5 und 6 machen gemeinsamen Unterricht, ab Klasse 7 
gibt es eine äußere Leistungsdifferenzierung in den Hauptfä-

chern –, rücken Sie damit dann von der einseitigen Protegie-
rung einer nur binnendifferenzierten Unterrichtung ab? 

Das frage ich auch vor dem Hintergrund, dass Ihnen im Rah-
men der regionalen Schulentwicklung gerade der Städtetag 
gesagt hat: „Wir erwarten, dass in den Gemeinschaftsschulen 
das Verbot einer äußeren Leistungsdifferenzierung aufgeho-
ben wird und ab Klasse 7 eine äußere Leistungsdifferenzie-
rung vorgenommen wird.“ Deshalb ist meine Frage: Wenn 
dies das Konzept für die Realschulen ist, wollen Sie dann auch 
bei den Gemeinschaftsschulen Änderungen vornehmen?

Als dritter Punkt wird das Zielschuljahr 2015/2016 in dem 
Zeitungsartikel erwähnt. Wollen Sie deshalb tatsächlich für 
das kommende Schuljahr eine solche Maßnahme noch nicht 
vorsehen? Ich frage das, weil sich mit der Abschaffung der 
Verbindlichkeit der Grundschulempfehlung – das haben Sie 
vorhin bereits erwähnt – die Situation an den Realschulen 
noch einmal einschneidend verändert hat. Das war im Schul-
jahr 2012/2013. Und wenn Sie im Schuljahr 2015/2016 etwas 
umsetzen, sind die Schülerinnen und Schüler, die zum ersten 
Mal davon betroffen waren, dann bereits in Klasse 8 und wür-
den somit von dieser Maßnahme nicht mehr erreicht werden. 
Wie werden diese Schüler auf einen Abschluss in der Schul-
art Realschule vorbereitet?

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Herr Kollege Schebesta, ich weiß es nicht genau, aber ich ge-
he davon aus, dass Ihnen bekannt ist, wie Zeitungsberichte 
zustande kommen.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Deshalb habe ich ja 
gesagt: das wörtliche Zitat! – Zuruf des Abg. Wolf-

gang Drexler SPD)

– Genau. Aber zu den Punkten, die Sie jetzt genannt haben, 
stehen keine wörtlichen Zitate in dem Artikel. 

(Abg. Volker Schebesta CDU: Ohne Ihr Zutun wäre 
das nicht zustande gekommen!)

– Das war Ihre Mutmaßung. Natürlich bin ich zu diesem The-
ma befragt worden. Aber die Aussagen, die mit meinem Na-
men in Verbindung stehen, haben Sie komischerweise nicht 
zitiert.

Wenn ein Journalist einen Artikel schreibt, recherchiert er nor-
malerweise zu einem Thema. Wenn es sich nicht um ein Wort-
lautinterview handelt – dann könnten wir das unterstellen –, 
müssen Sie davon ausgehen, dass er seine Informationen aus 
verschiedenen Quellen bezieht.

In dem Artikel tauche ich zwar namentlich auf; das heißt aber 
nicht, dass ich mir diese Aussagen alle zu eigen mache oder 
sie von mir stammen. Das ist Punkt 1. 

Punkt 2: Ressourcen.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Dann sagen Sie doch, 
was Ihre Punkte sind!)

– Nein, auf die Frage des Kollegen Wacker hin sagte ich Ih-
nen sehr deutlich, dass im Moment ein offener Diskussions-
prozess stattfindet, in dem – –
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(Abg. Volker Schebesta CDU: Seit einem Jahr ist der 
Hauptschulabschluss an der Realschule das Thema!)

– Ich glaube, da Sie vorher gar nichts zu dem Thema beige-
tragen haben, waren es ein paar Jahre mehr, in denen nichts 
passiert ist.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Deswegen: Lassen Sie uns die Probleme, die Sie nicht ange-
gangen sind, lieber schön sorgfältig lösen. Das dürfte klar sein.

(Zurufe der Abg. Karl-Wilhelm Röhm und Günther-
Martin Pauli CDU)

– Herr Kollege Pauli, ich muss doch seine Fragen beantwor-
ten.

Wofür sollen die Ressourcen sein? Herr Kollege Schebesta, 
ich habe es gerade schon einmal gesagt.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Zur Weiterentwick-
lung!)

Wenn Sie z. B. mit Verbänden reden, werden natürlich Forde-
rungen gestellt. Ich wurde u. a. gefragt, was ich von der For-
derung halte, dass z. B. die Realschule in gleichem Maß wie 
die Gymnasien ausgestattet werden sollen, was ca. 400 bis 
500 zusätzlichen Deputaten entspricht. Es ist nicht schwer, 
das auszurechnen. Deshalb hat es der Journalist wahrschein-
lich ausgerechnet, oder jemand hat ihm diese Größenordnung 
genannt.

Der Punkt ist doch folgender: Wenn ich sage – damit bin ich 
ausdrücklich zitiert –, wir seien dabei, Konzepte dazu zu er-
arbeiten, wie wir die Weiterentwicklung der Realschulen er-
möglichen wollen, dann können Sie daraus ableiten, dass ich 
noch keine abschließende Aussage darüber machen kann, wel-
ches die Elemente dieser Konzepte sind. Denn nur dann könn-
te ich Ihnen sagen, welche Kosten dadurch verursacht wer-
den.

Sie haben gefragt: Wofür werden diese Ressourcen eingesetzt? 
Wir wollen, was die Themen Unterrichtsversorgung und Er-
gänzungsbereich angeht, das Bild einmal nicht so schwarz-
malen, wie es Herr Kollege Wacker getan hat. Schauen Sie 
sich die Zahlen der letzten Jahre an. Wir haben über alle 
Schularten hinweg keine Verschlechterung der Unterrichts-
versorgung zu verzeichnen. In einigen Schularten gibt es so-
gar eine deutliche Verbesserung der Unterrichtsversorgung. 
Das sollte auch einmal deutlich gemacht werden.

(Zuruf des Abg. Volker Schebesta CDU)

Wenn es um die Frage geht, wofür bei der Weiterentwicklung 
der Realschulen zusätzliche Ressourcen gewährt werden kön-
nen, dann sage ich: Natürlich dafür, dass auch tatsächlich pä-
dagogische Weiterentwicklungen stattfinden. Das bedeutet, es 
sind – z. B. wie im Bereich der Gymnasien die Poolstunden 
– Differenzierungsmöglichkeiten zu schaffen, und zwar nicht 
einseitig, sondern in der jeweils vor Ort notwendigen und auch 
pädagogisch als notwendig erachteten Weise.

(Abg. Volker Schebesta CDU: Also Kurssystem wür-
de dazukommen?)

Im Rahmen der Diskussion, was eine Weiterentwicklung der 
Realschulen darstellen könnte, ist natürlich auch über die Fra-
ge nachgedacht worden – ich glaube, die CDU-Fraktion tut 
dies in ihrem Bildungsarbeitskreis auch  –: Wie könnte die 
Struktur einer Schule aussehen, die dann Verbundschule, 
Haupt- und Realschule, „Realschule plus“ oder wie auch im-
mer heißt? Ihr Konzept ist in dieser Hinsicht durchaus sehr 
vielgestaltig.

Schauen wir uns dieses System an, stellt sich die Frage: Wie 
werden wir den Schülerinnen und Schülern in ihrer Unter-
schiedlichkeit auch an der Realschule gerecht? Dabei spielt 
natürlich auch die Frage eine Rolle, ob dabei auch ein leis-
tungsdifferenziertes Kurssystem eine Rolle spielen kann.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Wenn ich Ihnen aber vor einer Minute gesagt habe, dass es in 
dieser Hinsicht noch keine abschließenden Konzepte gibt, 
dann weise ich Sie auch darauf hin, dass dies eine der vielen 
Überlegungen ist, was möglicherweise ein Teil des Konzepts 
sein könnte. Aber – ich sage es noch einmal deutlich – es gibt 
noch kein fertiges Konzept.

Zu der Frage des Beginnzeitpunkts kann ich Ihnen Folgendes 
sagen. Ich habe mit den Vertretern der Realschulverbände 
ganz offen gesprochen und gesagt: Für das kommende Schul-
jahr gilt der Haushalt 2013/2014, und in diesem Haushalt se-
he ich keine Spielräume, um in entsprechender Weise zusätz-
liche Mittel zur Verfügung zu stellen. Dabei sage ich ganz 
deutlich: Für mich hat die Sicherung der guten und qualitäts-
vollen Unterrichtsversorgung oberste Priorität.

Wenn es jedoch um den Haushalt 2015/2016 geht, müssen wir 
die Realschulen natürlich mit den entsprechenden Ressour-
cen ausstatten, wenn wir uns auf dem Weg dorthin auf ein 
Konzept einigen können. Mein Ehrgeiz ist, zum Beginn des 
Schuljahrs 2015/2016 die Möglichkeiten dafür zu schaffen, 
die Konzepte, die wir möglicherweise – davon gehe ich je-
doch aus – erarbeiten werden, auch tatsächlich umzusetzen.

Dann werden wir sicherlich auch gemeinsam mit den Real-
schulen Konzepte dazu erarbeiten, wie wir den Schülerinnen 
und Schülern gerecht werden, die heute schon an den Real-
schulen sind. Sie haben zu Recht gesagt, dass diese Schüler 
bereits in Klasse 8 sein werden, wenn es 2015/2016 so weit 
ist.

Dabei spielt natürlich noch eine weitere komplexe Frage ei-
ne Rolle, nämlich die des Inkrafttretens des neuen Bildungs-
plans. Bisher gibt es den Hauptschulbildungsplan und den Re-
alschulbildungsplan. Wenn aber an der Realschule die Prü-
fung für den Hauptschulabschluss stattfindet – das betrifft die 
Diskussion über das Thema Schulfremdenprüfung –, dann 
müssen natürlich auch dort kluge pädagogische Konzepte auf-
gelegt werden, damit die Schüler entsprechend auf den Haupt-
schulabschluss vorbereitet werden. Das heißt, letztlich wird 
eine entsprechende Umsetzung eines solchen pädagogischen 
Konzepts mit einer Leistungsdifferenzierung möglich sein, 
wenn der neue Bildungsplan in Kraft getreten ist.

Dennoch sage ich ganz deutlich: Wenn wir uns auf eine sol-
che Weiterentwicklung der Realschulen verständigen und 
wenn auch die Verbände bereit sind, dieses Konzept mitzutra-
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gen, dann muss das auch bereits zu Beginn des Schuljahrs 
2015/2016 mit einer entsprechenden Verbesserung der Aus-
stattung einhergehen.

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Wacker das Wort.

Abg. Georg Wacker CDU: Herr Minister, zunächst einmal 
bin ich Ihnen dankbar, dass Sie zum Begriff der Differenzie-
rung vorhin zum ersten Mal den Unterschied zwischen der 
Binnendifferenzierung und der äußeren Differenzierung for-
muliert haben. Das Entscheidende für die CDU-Fraktion ist – 
ich bin mir sehr sicher, dass Sie das Konzept der CDU-Land-
tagsfraktion kennen –, dass wir einen besonderen Akzent auf 
die äußere Differenzierung legen. Denn dahinter verbergen 
sich wirklich große pädagogische Chancen. Das gilt gerade 
für die jungen Menschen, die diesen Hauptschulabschluss 
brauchen.

Die Frage zu der Zahl der 500 Deputate haben Sie noch nicht 
präzise beantwortet. Sie steht jetzt nun einmal im Raum. Vor-
hin haben Sie gesagt, es sei – ich zitiere – „zu früh“, um kon-
krete Zahlen „in den Mund zu nehmen“. Bedeutet das, dass 
Sie sich damit von dieser Zahl der zusätzlichen 500 Deputa-
te für die Realschulen zu Beginn des Schuljahrs 2015/2016 
distanzieren?

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Das kann er doch 
gar nicht!)

Oder halten Sie an dem Ziel fest, diese 500 Deputate, die sehr 
wichtig für die Realschulen sind, Herr Kollege Fulst-Blei, für 
die Realschulen zu schaffen?

Für meine zweite Frage nehme ich den Begriff „Bedingun-
gen“ in den Mund. Die Möglichkeit des Erwerbs des Haupt-
schulabschlusses an der Realschule ist ein absolut erstrebens-
wertes Ziel. Darüber sind wir uns im Übrigen auch völlig ei-
nig. Wenn es aber um die Zuführung dieser Deputate gehen 
sollte, hängt das zentral damit zusammen, wie, in welcher 
Form des Unterrichtens diese Deputate eingesetzt werden. 
Auch diese Frage ist eben noch nicht ganz präzise beantwor-
tet worden.

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Herr Kollege Wacker, nachdem ich vorhin zweimal ausgeführt 
habe, dass die Frage der Deputatsausstattung letztlich von der 
Aushandlung eines endgültigen Konzepts abhängt, mache ich 
mir die Zahl 500 nicht zu eigen. Ich distanziere mich nicht 
von ihr, aber ich mache sie mir auch nicht zu eigen, weil ich 
schlicht und einfach nicht weiß, ab das die richtige Zahl sein 
wird. 

Was Ihre zweite Frage angeht: Es ist völlig korrekt, dass die 
Frage der Umsetzung des Konzepts davon abhängen wird, wie 
die Ausstattung aussieht, wie die Weiterentwicklung auch an 
den Realschulen tatsächlich aussieht. Die Umsetzung dieser 
pädagogischen Konzepte, die wir – so meine ich – sinnvoller-
weise gemeinsam mit den Realschulen entwickeln wollen, ist 
der Gradmesser dafür, dass auch eine entsprechende Ressour-
cenausstattung an den Realschulen stattfindet. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank, Herr 
Minister. 

Die 60 Minuten, die für die Regierungsbefragung vorgesehen 
waren, sind abgelaufen. Damit ist Tagesordnungspunkt 4 er-
ledigt.

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Änderung der Gesetze zur Ausführung des 
Zwölften und des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und 
zur Ausführung der Aufgaben nach § 6 b des Bundeskin-
dergeldgesetzes – Drucksache 15/5166

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren – 
Drucksache 15/5274

Berichterstatter: Abg. Wilfried Klenk

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Allge-
meine Aussprache eine Redezeit von fünf Minuten je Frakti-
on festgelegt. 

In der Allgemeinen Aussprache darf ich für die CDU-Frakti-
on Herrn Abg. Klenk das Wort erteilen.

Abg. Wilfried Klenk CDU: Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wie ich bereits bei den Beratungen im Sozialausschuss vor-
getragen habe, werden mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
die landesrechtlichen Ausführungsbestimmungen den geän-
derten bundesrechtlichen Bestimmungen zum SGB XII und 
SGB II und dem Bundeskindergeldgesetz angepasst. 

Dass die Landesregierung einige in der Anhörung zum vor-
liegenden Gesetzentwurf vorgebrachte Änderungsvorschläge 
nicht aufgegriffen hat, ist nach den im Ausschuss gemachten 
Erläuterungen nachvollziehbar. Es ist auch begründet worden, 
weshalb diese nicht aufgenommen wurden. Die Gesetzesbe-
gründung erscheint uns deshalb insoweit plausibel. 

Zu der vom SPD-Kollegen – ich glaube, es war Herr Hinde-
rer – im Sozialausschuss vorgebrachten Nachfrage zur Betei-
ligungsquote des Bundes für die Mittel des Bildungs- und 
Teilhabepakets wurden ebenfalls ausreichende Erläuterungen 
gegeben.

Im Zusammenhang mit den bundesgesetzlichen Änderungen 
wollen wir nicht unerwähnt lassen, dass es sich dabei um die 
größte Entlastung der kommunalen Haushalte seit Jahrzehn-
ten handelt. Allein für das Jahr 2014 wird mit mindestens ei-
ner halben Milliarde Euro gerechnet. Das Ganze ist natürlich 
auch mit einem entsprechend erhöhten Erfüllungsaufwand 
verbunden. Über das eine oder andere könnte man streiten, 
aber das ist nicht unsere Aufgabe hier. Die dafür zwangsläu-
fig notwendigen Stellen wurden in der Zwischenzeit – wie 
auch schon im Ausschuss berichtet wurde – geschaffen. 

Seitens der CDU-Fraktion gibt es vor diesem Hintergrund kei-
ne grundsätzlichen Bedenken gegenüber dem Gesetzentwurf, 
der die Landesseite betrifft, weshalb ich hier bereits im Gan-
zen unsere Zustimmung signalisiere. 

Vielen Dank.
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Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Vielen Dank. Der Kolle-
ge hat seine Rede beendet.

(Beifall der Abg. Peter Hauk CDU sowie Dr. Stefan 
Fulst-Blei und Rainer Hinderer SPD)

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich Herrn Abg. Poreski das 
Wort.

Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wie Kollege Klenk bereits gesagt hat, waren wir uns 
schon im Sozialausschuss einig, dass der Gesetzentwurf der 
Landesregierung bundesgesetzliche Vorgaben korrekt in Lan-
desrecht umsetzt. 

Ein Zweck der Gesetzesänderung ist ebenfalls unstrittig: Die 
Kommunen sollen um 500 Millionen € entlastet werden, in-
dem der Bund seit diesem Jahr zu 100 % die Kosten für die 
Grundsicherung im Alter und für die Erwerbsminderung über-
nimmt. 

Da zudem das Verteilungsverfahren für das Bildungs- und 
Teilhabepaket zielgenauer gestaltet wird, muss auch hier bei 
der Umsetzung des Bundeskindergeldgesetzes das Landes-
recht angepasst werden. 

Das alles ist innerhalb der bundesgesetzlichen Rahmenbedin-
gungen stimmig, ändert jedoch nichts daran, dass die zugrun-
de liegende Sozialpolitik des Bundes verfehlt ist. Wir alle wis-
sen aus der Armutsforschung, dass die Grundsicherung für Äl-
tere nur von einem Teil der Berechtigten in Anspruch genom-
men wird, weil sich viele schämen oder befürchten, dass ihre 
Angehörigen mit herangezogen werden und sich offenbaren 
müssen. Deswegen ist gerade bei diesem Personenkreis die 
verdeckte, die verschämte Armut dramatisch, mit ebenso dra-
matisch steigender Tendenz. 

Durch eine gesetzliche Mindestrente – und zwar nicht auf 
Kosten der Beitragszahler, sondern solidarisch aus Steuermit-
teln finanziert –, durch eine solche Garantierente könnte die 
Altersarmut wirksam bekämpft werden. Diese Chance hat die 
Große Koalition in Berlin verpasst und dafür fragwürdige 
Rentenoperationen durchgeführt – auf Kosten der Beitrags-
zahler, statt solidarisch über Steuern finanziert. 

(Beifall der Abg. Muhterem Aras GRÜNE)

Das ist alles andere als generationengerecht und kein wirksa-
mer Beitrag zur Bekämpfung der Altersarmut. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und des Abg. 
Jochen Haußmann FDP/DVP)

Etwas stimmiger ist auf den ersten Blick die Neuverteilung 
beim Bildungs- und Teilhabepaket, auch weil jetzt nicht mehr 
aufgrund monatlicher Meldungen, sondern aufgrund eines 
Jahreszeitraums abgerechnet wird. Allerdings soll der Auf-
wand für das Bildungs- und Teilhabepaket den Kommunen 
über eine Gesamtentlastung bei den Kosten der Unterkunft er-
setzt werden. Zwischen diesen beiden Posten besteht jedoch 
keinerlei Zusammenhang. Das Land kann hier zwar auf dem 
Verordnungsweg ein vereinfachtes Zuteilungssystem instal-
lieren, aber die Ermittlung der tatsächlichen Ausgaben, der re-
gionale Abgleich mit den Kosten der Unterkunft und die je-

weiligen Rückrechnungen erfordern einen gigantischen büro-
kratischen Aufwand. Da ist es ein schwacher Trost, dass die 
finanzielle Entlastung in der Summe natürlich viel höher ist 
als der zusätzliche bürokratische Aufwand. 

Das Bildungs- und Teilhabepaket ist und bleibt ein bürokra-
tisches Ungetüm. Der Beitrag zur Bekämpfung der Kinderar-
mut ist nachweislich marginal. Auch hier hat die schwarz-ro-
te Koalition im Bund versagt; denn Union und SPD hatten im 
Bundestagswahlkampf eine massive Kindergelderhöhung ver-
sprochen, auch um die Forderung nach einer Kindergrundsi-
cherung abzuwehren. Jetzt erhöht Schwarz-Rot nicht das Kin-
dergeld, wohl aber den Kinderfreibetrag, von dem ausschließ-
lich die Bestverdienenden profitieren. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf der Landesregierung also 
zu, weil er aus der Bundesregelung das pragmatisch Beste 
macht. Wir verschweigen aber nicht, dass der bundespoliti-
sche Rahmen bei der Armutsbekämpfung das Prädikat „man-
gelhaft“ verdient.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Hinderer das Wort.

Abg. Rainer Hinderer SPD: Frau Präsidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich konzentriere mich jetzt wieder auf 
den landesseitigen Anteil der heute zur Beratung stehenden 
Gesetzesänderung. 

Die Gesetzesänderung klingt wenig spektakulär und ist nach 
der ersten Lesung und der Vorberatung im Sozialausschuss 
auch völlig unstrittig. Wir stimmen heute voraussichtlich ein-
stimmig einer Gesetzesänderung zu, deren Anlass für uns auch 
Grund zur Freude liefert. Den Artikel 1, die Änderung zur 
Ausführung des SGB  XII, können wir vielleicht unter die 
Überschrift stellen: Wer zahlt, bestimmt. Der Bund erstattet 
den Kommunen ab dem Jahr 2014 die Grundsicherung im Al-
ter zu 100 %. Der Betrag wurde bereits genannt. Mit einer hal-
ben Milliarde Euro wird ein ansehnlicher und nachhaltiger 
Beitrag zur Entlastung der kommunalen Haushalte bei den So-
zialausgaben und zur Stärkung der Finanzkraft der Kommu-
nen geleistet. Das war lange gefordert und ist richtig.

Unter diesem Vorzeichen fällt es uns dann auch nicht schwer, 
uns der Fachaufsicht des Bundes zu unterstellen und die Mit-
telverteilung zukünftig im Rahmen der Bundesauftragsver-
waltung als Pflichtaufgabe nach Weisung auszuführen. Finan-
ziell so komfortabel ausgestattete Weisungen nehmen wir mit 
Vergnügen an.

Mit dem Artikel 2, der Änderung zur Ausführung des SGB II, 
tragen wir dafür Sorge, dass Finanzströme dort münden, wo 
die Mittel auch zweckentsprechend ausgegeben werden, und 
dass das Geld nicht an falscher Stelle versickert.

Für die Bildungs- und Teilhabeleistungen sorgt der Bund für 
einen Ausgleich über eine Beteiligung an den Kosten der Un-
terkunft. Da die Kosten der Unterkunft – Herr Poreski hat dies 
bereits gesagt – in keinem direkten Zusammenhang mit den 
jeweiligen Ausgaben für Bildung und Teilhabe stehen, ist es 
richtig, dass zukünftig die Bundesmittel den tatsächlichen 
Leistungen für Bildung und Teilhabe entsprechend den Kom-
munen kreisscharf zugeteilt werden, entsprechend ihrem je-
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weiligen Anteil an der Gesamtzuteilung des Landes. Das ist 
nicht nur gerechter als die bisherige Verteilung, sondern soll-
te auch Ansporn für unsere Kommunen sein, sich noch mehr 
im Bereich der Bildungs- und Teilhabeleistungen zu engagie-
ren. 

Die Bewilligung von Mitteln aus dem Bildungs- und Teilha-
bepaket war und ist auch mit einem gewissen Aufwand ver-
bunden. Wir wissen es: In der Vergangenheit war des Öfteren 
von einem bürokratischen Monster die Rede. Aber diese Mit-
tel werden bei den Kindern und Familien der SGB-II-Leis-
tungsempfänger dringend benötigt und leisten doch mitunter 
einen wesentlichen Beitrag für bessere Bildung und zur För-
derung von Lernhilfen oder zur Teilhabe z. B. an Klassenfahr-
ten, am Vereinsleben oder jetzt auch in den Sommerferien wie-
der zur Ermöglichung von Erholungs- und Freizeitmaßnah-
men.

Insofern ist das Geld, das kommt, gut angelegt. Wir freuen 
uns, dass die Sozialministerin im Ausschuss berichten konn-
te, dass auch die Werbemaßnahmen in diesem Bereich Wir-
kung zeigen und die Umsetzung insgesamt verbessert wurde. 
Das führt auch dazu, dass die Beteiligungsquote des Bundes 
wieder ansteigt.

Seitens des Landes sorgen wir für eine angemessene und sach-
gemäße Bearbeitung der Anträge und Zahlungen. Dazu haben 
wir über den Nachtragshaushalt 2014 insgesamt zwei zusätz-
liche Stellen im Sozialministerium und 3,5 Stellen für die Re-
gierungspräsidien bewilligt.

Die SPD stimmt den Änderungsgesetzen zu, kommen sie doch 
schlussendlich den Kommunen und insbesondere den einkom-
mensschwachen Familien und Kindern in unserem Land zu-
gute.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Abg. Haußmann.

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt immer wie-
der Gesetze, die eine breite Zustimmung aller Fraktionen fin-
den. Das ist auch heute der Fall. Es geht mehr um formale 
Dinge: um die Anpassung der landesrechtlichen Ausführungs-
bestimmungen an das Bundesgesetz. 

Aber das gibt mir natürlich auch Gelegenheit, noch einmal da-
rauf hinzuweisen, dass es die von CDU/CSU und FDP getra-
gene frühere Bundesregierung war, die entschieden hat, die 
Grundsicherung finanziell von den Kommunen auf den Bund 
zu übertragen. Wie wichtig diese Maßnahme ist, wurde hier 
schon genannt: Es geht um eine halbe Milliarde Euro. Bun-
desweit rechnen wir mit 5,5 Milliarden € Grundsicherung. Bis 
2018 wird dieser Wert demografiebedingt auf 7,2 Milliarden € 
ansteigen. Das zeigt, mit welchen Summen der Bund künftig 
in diesem Bereich die kommunale Seite entlastet.

Insofern stimmen wir dem natürlich sehr gern zu. Das war ei-
ner der wichtigen Bausteine der alten Bundesregierung neben 
der Anhebung des Kindergelds, die man auch durchgeführt 
hat. Das sind Maßnahmen, die dazu beigetragen haben, Sozi-

alpolitik zu betreiben. Die FDP/DVP-Landtagsfraktion wird 
diesem Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich das Wort Frau Ministerin Altpeter.

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter: Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Der Anlass für den heute zur Be-
ratung stehenden Gesetzentwurf ist ausgesprochen erfreulich. 
Der Bund hat im Jahr 2013  75 % der kommunalen Ausgaben 
für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
übernommen. Ab dem Jahr 2014 erstattet er die Ausgaben 
vollständig. So haben die Kommunen im Land bereits im Jahr 
2013 Bundesmittel im Umfang von rund 375 Millionen € er-
halten. Im Jahr 2014 rechnen wir mit einer Entlastung von 
mindestens einer halben Milliarde Euro für die Kommunen. 
Ich würde einmal sagen, das ist ja nicht einfach nichts.

Allerdings – das gehört auch dazu – ist nach den Regeln des 
Grundgesetzes seit 2013 Bundesauftragsverwaltung eingetre-
ten. Die Länder unterliegen nun voll den Weisungen des Bun-
des und haben diese an die Kommunen weiterzugeben. Des-
halb ist es auch erforderlich, die landesrechtlichen Ausfüh-
rungsbestimmungen an die geänderten Rahmenbedingungen 
anzupassen.

Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wird 
für die Stadt- und Landkreise Pflichtaufgabe nach Weisung. 
Das Sozialministerium und die Regierungspräsidien werden 
Fachaufsichtsbehörden. Notwendig sind außerdem Regelun-
gen zum Mittelabrufverfahren, zur Haftung der Stadt- und 
Landkreise im Verhältnis zum Land und zur Prüfung der Auf-
gaben durch die Rechnungsprüfungsämter. Schließlich ergän-
zen wir die bundesrechtliche Zuständigkeit durch Landes-
recht.

Herr Abg. Klenk hat es angesprochen: Im Anhörungsverfah-
ren hat der Landkreistag einige Einwendungen und Forderun-
gen erhoben, beispielsweise nach einem Ausgleich des Ver-
waltungsaufwands für die neue Grundsicherungsstatistik 
durch das Land. Das waren Punkte, denen wir nicht entspre-
chen konnten.

In zwei Punkten, bei der Haftungsregelung und bei der Prü-
fung durch die Rechnungsprüfungsämter, haben wir aber 
Kompromisslösungen gefunden, die sowohl den Interessen 
der Kommunen als auch den Interessen des Landes gerecht 
werden. Ich meine, damit können alle zufrieden sein.

Im zweiten Teil des Gesetzentwurfs führen wir einen neuen 
Verteilerschlüssel für die Bundesmittel für Bildung und Teil-
habe ein. Auch dieser ist gut für die Kommunen. Der bisheri-
ge, nur vorläufige Verteilerschlüssel nach dem Anteil der Krei-
se an den Kosten der Unterkunft führte zu keinem sachgerech-
ten Ergebnis. Es ist gerechter, die Mittel künftig im Verhält-
nis der Ausgaben der einzelnen Stadt- und Landkreise für Bil-
dung und Teilhabe zu den Gesamtausgaben im Land neu zu 
verteilen. Mit dieser aufwandsbezogenen Verteilung erreichen 
wir, dass jeder Kreis seine Ausgaben für Bildung und Teilha-
be aus den Bundesmitteln heraus decken kann. Auch der Städ-
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tetag und der Landkreistag sind mit der neuen Verteilung im 
Grundsatz einverstanden. 

Nachdem jetzt alle Fraktionen ihre Zustimmung zum vorlie-
genden Gesetzentwurf deutlich gemacht haben, danke ich Ih-
nen für die Zustimmung. Ich denke, hier können wir etwas 
Gutes auf den Weg bringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herzlichen Dank. 

Meine Damen und Herren, in der Allgemeinen Aussprache 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen daher in der Zweiten Beratung zur  A b s t i m -
m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 15/5166. Ab-
stimmungsgrundlage ist die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Senioren, Drucksache 15/5274. Der Ausschuss empfiehlt Ih-
nen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen.

Ich rufe auf

Artikel 1

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch

Wer Artikel 1 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 1 
einstimmig zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 2

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch und zur Ausführung der 
Aufgaben nach § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes

Wer Artikel 2 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 2 ein-
stimmig zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 3

Inkrafttreten

Wer Artikel 3 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 3 
einstimmig zugestimmt.

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 25. Juni 2014 das folgende Ge-
setz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz zur Änderung der Gesetze zur Ausführung des 
Zwölften und des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und zur 

Ausführung der Aufgaben nach § 6 b des Bundeskindergeld-
gesetzes“. – Sie stimmen der Überschrift zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmen möchte, den bitte ich, 
sich zu erheben. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist 
dem Gesetz einstimmig zugestimmt und Tagesordnungspunkt 5 
erledigt.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Kultus, Jugend und Sport – 3. IQB-Län-
derbericht 2012 – Abschlussbilanz der Bildungspolitik von 
CDU und FDP/DVP – Drucksache 15/4170 (Geänderte 
Fassung)

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion, wobei gestaffelte 
Redezeiten gelten.

Das Wort zur Begründung durch die SPD-Fraktion erteile ich 
Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir, die SPD-Fraktion, 
haben diesem Antrag bewusst den Titel gegeben: „3.  IQB-
Länderbericht 2012 – Abschlussbilanz der Bildungspolitik von 
CDU und FDP/DVP“. Die Studie des Berliner Instituts zur 
Qualitätsentwicklung im Bildungswesen hatte den Schwer-
punkt Mathematik und Naturwissenschaften. Die empirischen 
Ergebnisse stammen aus dem Jahr 2012, und sie sind besorg-
niserregend. 

In Mathematik belegte Baden-Württemberg Platz 9, in Phy-
sik, Biologie und Chemie nur die Plätze 9 bis 11. Die Gym-
nasien schließen zwar besser ab, aber auch sie erreichen nicht 
die engere Spitzengruppe.

Besonders bedenklich ist: 50 % aller Schülerinnen und Schü-
ler, die den Hauptschulabschluss oder einen mittleren Bil-
dungsabschluss anstreben, erreichen in Mathematik gerade 
einmal die Kompetenzstufen I bzw. II. In den Naturwissen-
schaften beträgt der Anteil dieser Problemgruppe sogar bis zu 
68 %. 

Die Ergebnisse werfen meines Erachtens einmal mehr auch 
die soziale Frage in der Bildung auf. Der Befund 2012: Der 
Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Leistungen 
in Mathematik oder Chemie ist in kaum einem anderen Bun-
desland so ausgeprägt wie in Baden-Württemberg. 

Fazit: Der Geldbeutel der Eltern dominiert noch immer den 
Bildungserfolg. Darüber hinaus gilt für alle Schülergruppen: 
Alle Schülerleistungen erreichen im Durchschnitt nur Mittel-
maß. Das ist ein Alarmsignal für das Hochtechnologie-, für 
das Bildungsland Baden-Württemberg. 

Wir aber wissen: Gute Arbeit verlangt eine gute Qualifikati-
on und gut ausgebildete Schülerinnen und Schüler. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)
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An möglichen Ursachen für das Ergebnis benennt die Studie 
eine vergleichsweise geringe Teilnahme der Lehrkräfte an 
Fortbildungen und einen relativ hohen Anteil von fachfremd 
unterrichtenden Lehrkräften – Defizite im System, die offen-
sichtlich über den Geldbeutel zum Teil noch aufgefangen wer-
den können. Interessanterweise wird die Stundentafel übri-
gens nicht als wesentliche Einflussgröße eingeordnet. 

Summa summarum haben wir allen Anlass, diese Zahlen ernst 
zu nehmen. Manchen hier im Haus empfehle ich in diesem 
Zusammenhang auch eine gewisse Demut. Ich zitiere mit Ge-
nehmigung der Frau Präsidentin die „Stuttgarter Zeitung“ vom 
11. Oktober 2013:

Der „Rückschlag“ ist aus Sicht der CDU im Landtag das 
logische Ergebnis einer „verkorksten“ grün-roten Bil-
dungspolitik, ...

So lässt sich Kollege Wacker zitieren. 

(Zuruf des Abg. Georg Wacker CDU)

Nur: Leider wurde diese Studie zu einem Zeitpunkt durchge-
führt, zu dem sich die Reformmaßnahmen der neuen Landes-
regierung noch gar nicht auswirken konnten. Auf gut Mann-
heimerisch: Dumm gelaufen, Kollege Wacker. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Diese alarmierenden Zahlen sind nämlich nichts anderes als 
eine Abschlussbilanz von Schwarz-Gelb. Das ist Ihre pädago-
gische Erblast, und wenn wir von einer verkorksten Bildungs-
politik reden, dann von der von CDU und FDP/DVP. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Diese Erblast verschlimmert Ihre Erblast der schwarzen Haus-
haltslöcher: Allein im Kultusetat bestehen Lücken in Höhe 
von 363 Millionen €. Sie verschlimmert den Umstand, dass 
Sie über 8 000 Lehrerstellen mit einem k.w.-Vermerk verse-
hen haben. Sie verschlimmert die riesige Bugwelle an Über-
stunden, mit der Sie bei den Beschäftigten Politik auf Pump 
gemacht haben. Noch gravierender ist: Sie haben nicht nur 
das Geld auf Pump ausgegeben, Sie haben noch nicht einmal 
den notwendigen Erfolg erzielt. 

Sie haben den Schulen die niedrigste Krankheitsvertretungs-
reserve aller Bundesländer eingebrockt. Die Folge war Unter-
richtsausfall noch und nöcher. Sie haben den Eltern die höchs-
ten Nachhilfekosten in ganz Deutschland hinterlassen – Ba-
den-Württemberg als schwarz-gelbes „Geldbeutel-Bildungs-
land“. 

Wir können damit heute feststellen: Reformen waren und sind 
dringend notwendig, und der grün-rote Bildungsaufbruch kam 
kein Jahr zu früh. In der Tat haben wir viel erreicht, worauf 
wir stolz sein können: Wir haben den Ausbau der frühkindli-
chen Bildung deutlich vorangebracht. Die Gemeinschaftsschu-
le hat sich in der Fläche und bei den Eltern etabliert. Das ist 
ein pädagogisch attraktives Angebot für die Städte, aber auch 
eine ganz wichtige Reformperspektive für den ländlichen 
Raum. 

Der G-9-Versuch erweist sich als Erfolg. Der Unterrichtsaus-
fall wurde systematisch abgebaut, sodass sogar der Berufs-

schullehrerverband – er steht nicht im Verdacht, eine SPD-
Vorfeldorganisation zu sein – angesichts einer Ausfallquote 
von gerade einmal 1 % die Politik der Landesregierung vor 
Kurzem ausdrücklich gelobt hat. 

Zusammen mit der Wirtschaft sind wir im Rahmen des Pakts 
für Ausbildung dabei, das Übergangssystem zu reformieren. 
Die Ganztagsschule haben wir aus dem Status des ewigen Mo-
dellversuchs herausgeholt und zu einer attraktiven Regelschu-
le mit Wahlfreiheiten für Eltern und Kommunen fortentwi-
ckelt. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Wichtig dabei ist: Durch Rahmenverträge haben wir Sport-
vereine, Kirchen und weitere Partner gewinnen können.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Auch die Lehrerfortbildung, die Lehrerbildung modernisie-
ren wir. Die Fortbildungsmittel haben wir erhöht. Erstmals 
seit 40 Jahren gibt es endlich eine regionale Schulentwick-
lung. Wir haben über 1 000 Schulsozialarbeiterstellen refinan-
ziert, und dies vor dem Hintergrund, dass wir gleichzeitig den 
Bildungsetat auf eine solide Grundlage gestellt haben. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Meine Damen und Herren, diese Aufzählung zeigt: Jawohl, 
diese Landesregierung hat die Herausforderungen nicht nur 
erkannt, sondern wir haben Maßnahmen zur Reform ergrif-
fen. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Alle sind dankbar!)

Kolleginnen und Kollegen, wir modernisieren die Pädagogik 
durch die Stärkung individueller Förderkonzepte. Das sind 
zielgenaue Unterstützungen der Schwachen, aber auch der 
Leistungsstarken. Wir stärken den sozialen Zusammenhalt. 
Wir entwickeln Baden-Württemberg zu einem Land der Chan-
cengerechtigkeit, und wir fördern gute Arbeit durch die Stär-
kung des Wirtschaftsstandorts, indem wir finanziell, aber auch 
konzeptionell in die berufliche wie in die allgemeine Bildung 
investieren. 

Wir stärken damit letztlich vor allem auch die Familien in Ba-
den-Württemberg – durch Wahlfreiheit im Bereich der Sekun-
darschulen, im Bereich G 8/G 9, durch Ganztagsschulen und 
durch die Abschaffung der Studiengebühren. 

Das sind die Leitlinien unserer Politik. Meine Damen und 
Herren, ich stelle heute fest: Rot-Grün bzw. Grün-Rot macht 
Baden-Württembergs Bildungssystem zukunftssicher. Wir ha-
ben, ohne dass wir damals die Ergebnisse vorwegnehmen 
konnten, schon frühzeitig nach dem Regierungswechsel an-
gemessen, glaube ich, auf das reagiert, was uns auch im Rah-
men der IQB-Studie mit Blick auf die Regierungszeit von 
CDU und FDP/DVP an Defiziten präsentiert wurde.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Alle sind dankbar!)

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)
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Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Abg. Schebesta das Wort.

Abg. Volker Schebesta CDU: Frau Präsidentin, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Mit dem IQB-Länderbericht wer-
den Ergebnisse einer Prüfung veröffentlicht, wie die Bildungs-
standards an den Schulen in Deutschland erreicht werden, wie 
sie umgesetzt werden und zu welchem Erfolg sie führen. Wir 
haben uns in der Kultuspolitik in ganz Deutschland dafür ent-
schieden, Bildungserfolg so zu messen und die Leistungsmes-
sungen so durchzuführen. 

Trotz aller Diskussionen über den Ansatz und das Design sol-
cher Tests bin ich davon überzeugt: Wir hatten vor einigen 
Jahren zu wenige Zahlen aus der empirischen Bildungsfor-
schung. Unsere Verantwortung ist es jetzt aber, mit diesen 
Zahlen umzugehen, daraus Konsequenzen zu ziehen und über 
die Konsequenzen zu diskutieren. 

Herr Kollege Fulst-Blei, wir können uns jetzt die Zahlen um 
die Ohren hauen. Wenn Sie bei diesem Ergebnis von einer Ab-
schlussbilanz der CDU-geführten Landesregierung im Jahr 
2011 sprechen, kann ich Ihnen entgegnen: Welches Bundes-
land hatte denn die niedrigsten Zahlen von Schülerinnen und 
Schülern, die ohne Abschluss von den Schulen gegangen sind? 
Das war Baden-Württemberg. 

Ich kann Ihnen sagen, wie der Anteil der Übergänge auf die 
Privatschulen ist. Das ist von Ihnen in Ihrer Oppositionszeit 
selbst als Leistungsindikator genannt worden. Sie sagten, der 
Anteil dieser Übergänge würde zurückgehen, wenn Sie an der 
Regierung sind. Wir haben gerade aktuell Zahlen aus den fünf-
ten Klassen der allgemeinbildenden Schulen bekommen: Der 
Privatschulanteil ist von 9,5 % im Schuljahr 2010/2011 auf 
11,5 % im Schuljahr 2013/2014 gestiegen. 

Ich könnte Ihnen zum IQB-Länderbericht 2009 sagen: Im 
Fach Deutsch lag die Lesekompetenz in Baden-Württemberg, 
Bayern und Sachsen und die Kompetenz im Bereich Zuhören 
in Baden-Württemberg und Bayern signifikant über dem deut-
schen Mittelwert. 

Aber das wird, glaube ich, nicht dem gerecht, was uns Bil-
dungspolitikern die Leistungsstudien mit auf den Weg geben. 
Denn wir müssen darüber diskutieren: Was sind die Ursachen? 
Was sind die Konsequenzen, die wir ziehen müssen? 

Sie haben es angesprochen: Es wird erwähnt, dass bei der 
Lehrerfortbildung in Baden-Württemberg eine geringe Teil-
nehmerquote verzeichnet wird und Baden-Württemberg einen 
hohen Anteil von fachfremd unterrichtenden Lehrkräften auf-
weist. Das steht so auch in der Stellungnahme der Landesre-
gierung zu dem vorliegenden Antrag, die von Minister Stoch 
unterschrieben wurde. Insofern ist es schon ein bisschen selt-
sam, wenn nach diesem Befund im nächsten Abschnitt der 
Hinweis „bereits eingeleiteter bildungspolitischer Maßnah-
men zur Verbesserung des Bildungssystems“ vorgebracht wird 
und die Gemeinschaftsschule erwähnt wird. 

(Heiterkeit des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Was hat das mit den Ursachen, die da festgehalten worden 
sind, zu tun? 

(Zuruf der Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU)

In einer Pressemitteilung zu dieser Studie hat die Pressestel-
le des Kultusministerium mit einem Zitat von Ihnen, Herr Kul-
tusminister, reagiert, die individuelle Förderung sei in das 
Zentrum zu stellen und in allen Schularten auszubauen. Dar-
über sind wir uns in der letzten Legislaturperiode einig gewe-
sen. Darüber sind wir uns auch jetzt einig. Aber wenn man das 
tut, geht das nur mit Ressourcen. 

Damit Sie jetzt nicht immer nur unsere Stellungnahme zu den 
Ressourcen hören: Die GEW hat sich dazu geäußert, die IHK 
hat sich dazu geäußert. Beide sagen: Die Antwort der Landes-
regierung, Stellen zu kürzen, ist genau die falsche. Die GEW 
sagt ausdrücklich, die Schulen haben weniger Stunden für in-
dividuelle Förderung als früher – so viel auch zu Ihrer Stel-
lungnahme vorhin in der Regierungsbefragung –, es gibt Eng-
pässe im Ergänzungsbereich, der von Jahr zu Jahr schlechter 
ausgestattet ist. Damit können Sie Ihrem eigenen Anspruch 
natürlich nicht gerecht werden. 

Mit der Unruhe und Unzufriedenheit, die Sie mit Ihren Maß-
nahmen und der Umsetzung Ihrer Maßnahmen in die Schulen 
hineintragen, sorgen Sie auch nicht für eine Motivation der 
Lehrerinnen und Lehrer, die den Weg zu besserem Unterricht 
erleichtert; ebensowenig ist das der Fall, wenn die Lehrerin-
nen und Lehrer sich mit dem auseinandersetzen müssen, was 
– aus ihrer Sicht falsch – vom Kultusministerium in die Schu-
len getragen wird. 

Wenn Sie dann auf zwei Seiten eine Punktation ausführen und 
Sie, Herr Fulst-Blei, am Mikrofon hier gerade eben herunter-
beten, was aus Ihrer Sicht positiv verändert worden ist, dann 
vermisse ich – dazu habe ich kein einziges Mal etwas gehört 
– eine Antwort von Ihnen auf die angeführten Ursachen, näm-
lich die vergleichsweise geringe Teilnahme der Lehrkräfte an 
Fortbildungen und den relativ hohen Anteil von fachfremd un-
terrichtenden Lehrerinnen und Lehrern. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD)

Wenn wir zentrale Befunde hier festhalten, dann erwarte ich 
schon, dass auf diese Befunde eingegangen wird und diese 
nicht einfach so im Raum stehen bleiben.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Dr. Timm Kern 
FDP/DVP)

Vielleicht kommt noch etwas. Ich habe noch ein bisschen Re-
dezeit; ich würde dann darauf eingehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich das Wort Frau Abg. Boser.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sehr geehrte Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Leistungsvergleiche sind in Ba-
den-Württemberg in den vergangenen Jahren immer ein Stück 
weit kritisiert worden. Es wurde argumentiert, dass ein Ver-
gleich mit anderen Bundesländern etwas schwer daherkommt, 
wenn man schaut, wie gut Baden-Württemberg in allen Be-
reichen ist. Ich danke Ihnen daher, Herr Schebesta, dass Sie 
noch einmal hervorgehoben haben, dass wir uns darüber ei-
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nig sind, wie wichtig es für uns in der Bildungspolitik ist, die-
se empirischen Vergleiche zu haben, und dass wir versuchen, 
mit diesen empirischen Vergleichen zu arbeiten und Hand-
lungsempfehlungen abzuleiten. 

Der Leistungsbericht aus dem Jahr 2012, den das IQB für den 
Bereich der Naturwissenschaften erstellt hat, war leider für 
Baden-Württemberg kein guter Beleg für die Kenntnisse der 
Schülerinnen und Schüler der neunten Klasse. Wir müssen da-
raus Handlungsempfehlungen ableiten, wenngleich das IQB 
selbst feststellt, dass es schwierig ist, Ursachen festzumachen. 
Ein Punkt, den Sie angesprochen haben, war der fachfremde 
Unterricht. Aber Professor Pant hat bei seiner Vorstellung 
selbst davon gesprochen, dass dies nicht allein die Ursache 
sein kann und dass man schon noch einmal genauer hinschau-
en muss, weshalb denn das Land bei den Naturwissenschaf-
ten in diesem Jahrgang schlechter abgeschnitten hat als viele 
andere Bundesländer. 

Ich glaube, wir sollten uns dabei auch nicht – ich werde das 
jetzt auch nicht tun – gegenseitige Schuldvorwürfe machen. 
Mir geht es vielmehr darum, wirklich einmal zu schauen, was 
denn in dem IQB-Leistungsbericht drinsteht. Festzustellen ist, 
dass es bei uns weiterhin soziale Disparitäten gibt, dass es 
auch Disparitäten zwischen Jungen und Mädchen gibt, was 
beispielsweise die Naturwissenschaften betrifft. 

Ein Thema, mit dem wir uns auch beschäftigen müssen, ist: 
Für das Fach Mathematik war klar belegt: Da haben die Jungs 
eher einen Vorsprung, wenn auch einen sehr kleinen. Aber es 
gab eine große Disparität zu den Mädchen, was die Fächer 
Biologie, Chemie und Physik betrifft. Da hat die alte Landes-
regierung schon begonnen, sehr gute Maßnahmen aufzulegen, 
beispielsweise mit dem Girls’ Day. Solche Maßnahmen ha-
ben gegriffen und dazu beigetragen, dass Schülerinnen ein 
größeres Interesse an den Naturwissenschaften entwickeln. 

Wir müssen jetzt weiterdenken und überlegen, wie wir das In-
teresse an den Naturwissenschaften insgesamt von Grund auf 
stärken können, wie wir junge Menschen dafür begeistern 
können, sich für die Naturwissenschaften zu interessieren. Da 
werden auch im neuen Bildungsplan einige Themen dabei 
sein, auch wenn das Fach „Naturphänomene und Technik“ 
kontrovers diskutiert wurde. 

Ich glaube tatsächlich, dass es eine Möglichkeit sein kann, mit 
einem Fach, bei dem man naturwissenschaftlich übergreifend 
arbeitet und sich vor allem auch mit Experimenten an die Na-
turwissenschaften heranwagt, die Schülerinnen und Schüler 
zu begeistern. 

Auch das von Ihnen, Herr Schebesta, angesprochene Thema 
Lehrerfortbildung/Lehrerausbildung wird ein großer Bestand-
teil sein. Wir brauchen mehr junge Menschen, die sich für das 
Fach Naturwissenschaften begeistern, die sich für eine Leh-
rerausbildung in dem Fach Naturwissenschaften begeistern 
und dies dann auch an die Schülerinnen und Schüler weiter-
geben. 

Es muss auch ein Ziel der künftigen Lehrerausbildung sein, 
die Möglichkeit zu haben, schulartübergreifend Lehreraustau-
sche vorzunehmen. Wir wissen, dass im Bereich der Natur-
wissenschaften an den weiterführenden Schularten Gymnasi-
um und Realschule wenig fachfremder Unterricht erteilt wird, 

an den Schularten Haupt-/Werkrealschule aber ein großer An-
teil von fachfremdem Unterricht stattfindet und gerade die 
schwächeren Schülerinnen und Schüler in diesem Bereich au-
ßen vor gelassen werden. Das muss uns zu denken geben. Da 
müssen wir ansetzen. Da ist natürlich die Gemeinschaftsschu-
le eine Chance, Lehrkräfte über alle Schularten hinweg zu bin-
den, um auch die Naturwissenschaften von unten zu stärken. 
Das muss ein gemeinsamer Auftrag sein.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Ich glaube, dass wir hier auch eine Chance haben. 

Sie haben den anderen Lernstandsbericht angesprochen, den 
IQB-Leistungsvergleich, der damals für das Fach Deutsch an-
gestellt wurde. Daraus wurden ja auch schon viele Maßnah-
men abgeleitet. Wir führen gerade eine Diskussion über die 
Grundschulschreibschrift, wir führen eine Diskussion über das 
Thema, wie das Fach Deutsch vermittelt werden kann. 

Unser Auftrag muss jetzt sein, uns gemeinsam klar zu wer-
den, welche Ansätze es bei den Naturwissenschaften geben 
kann. Ich glaube daher, dass es keinen Grund gibt, sich bil-
dungspolitisch darüber zu streiten. Das bedarf keiner Struk-
turdebatte, es bedarf keiner schulpolitischen Debatte, sondern 
es betrifft einzig und allein die Schülerinnen und Schüler, es 
betrifft die Zukunft unseres Landes. Wir brauchen gerade im 
naturwissenschaftlichen Bereich gut ausgebildete Schülerin-
nen und Schüler, wenn wir unser Land weiter so voranbrin-
gen wollen wie in den vergangenen Jahren. 

Dieser IQB-Leistungsvergleich muss ein gemeinsamer Hand-
lungsauftrag sein. Ich fand es gut, dass Professor Pant persön-
lich hier in Stuttgart die Ergebnisse vorgestellt hat und dass 
wir die Möglichkeit hatten, Fragen zu stellen. Ich glaube, es 
muss ein gemeinsames Interesse sein, hier weiter voranzuge-
hen, um Möglichkeiten zu finden, die Naturwissenschaften zu 
stärken.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Kern.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zunächst: Kollegin Boser, ich bin Ih-
nen sehr dankbar, weil sich Ihre Äußerungen wohltuend von 
denen Ihres Koalitionskollegen abgehoben haben. Sie waren 
im Vergleich zu dem, was Ihr Koalitionskollege zuvor an 
Schwarzmalerei, vor allem an Schwarz-Weiß-Malerei von sich 
gegeben hat, sehr sachlich. Das war sehr an der Sache orien-
tiert und sehr wohltuend. Ganz herzlichen Dank dafür. 

(Zuruf der Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE)

Aber gestatten Sie mir zwei, drei Sätze als Reaktion auf das, 
was Kollege Dr. Fulst-Blei von sich gegeben hat. Denn das 
kann in keiner Weise so stehen bleiben, das muss um der 
Wahrheit willen geradegerückt werden. 

(Oh-Rufe von der SPD)

Sie haben hier behauptet, die Studie wäre ein Kassensturz der 
bildungspolitischen Verfehlungen von Konservativen und Li-
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beralen. Diese Verfehlungen würden jetzt endlich ans Tages-
licht kommen, und die grün-rote Bildungspolitik würde nun 
endlich die lang ersehnte Rehabilitation erfahren. 

Schauen Sie sich Ihren eigenen Antrag an; denn schon in des-
sen Begründung fallen die Worte deutlich bescheidener aus. 
Darin steht, in der öffentlichen Debatte werde der Eindruck 
erweckt, dass die Ergebnisse der Studie im Zusammenhang 
mit der Bildungspolitik der letzten zwei Jahre stünden und Sie 
das jetzt gern widerlegt bekommen würden. 

Ich glaube, in einem Punkt haben Sie mit Ihrem Antrag natür-
lich recht: Die Ergebnisse der Studie sind alarmierend. Sie 
sollten Anlass für uns sein, den tatsächlichen Ursachen für das 
mittelmäßige Abschneiden der baden-württembergischen Schü-
lerinnen und Schüler in Mathematik und in Naturwissenschaf-
ten auf den Grund zu gehen. Wir sollten uns fragen, warum 
andere Bundesländer besser abgeschnitten haben. 

Der Antrag ist im Übrigen auch insofern richtig, als er noch 
einmal die eigentlich selbstverständliche Tatsache anführt, 
dass die bildungspolitischen Fehlentscheidungen von Grün-
Rot ihre verheerenden Konsequenzen natürlich noch nicht bis 
zum Frühjahr 2012 entfalten konnten, als die Daten zu der 
Studie erhoben wurden. 

Aber: Freuen Sie sich nicht zu früh, Herr Dr. Fulst-Blei. Denn 
ebenso abenteuerlich wie die Behauptung, gegen die sich der 
Antrag wehrt, ist Ihre Behauptung, dass die IQB-Studie den 
grün-roten Kurs in der Bildungspolitik bestätigen würde. Ich 
zitiere aus der Stellungnahme zu dem Antrag:

Vor dem Hintergrund bereits eingeleiteter bildungspoli-
tischer Maßnahmen zur Verbesserung des Bildungssys-
tems in Baden-Württemberg, wie etwa die Einführung der 
Gemeinschaftsschule, der Ausbau der individuellen För-
derung und der Ganztagsschulen, ist die Aufgabe der 
Landesregierung, weitere ursächliche Einflussgrößen, die 
zu dem mittelmäßigen Abschneiden von Baden-Württem-
berg beigetragen haben, zu identifizieren. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPD, fällt Ih-
nen eigentlich auf, dass Sie genau die parteipolitische Schwarz-
Weiß-Malerei betreiben, die Sie in Ihrem eigenen Antrag kri-
tisieren? Ich darf anfügen: Bei einem Deutschaufsatz müsste 
man nun an den Rand das Zeichen für Logikfehler setzen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen von der SPD.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Es sind einige Ursachen angesprochen worden, insbesondere 
vom Kollegen Schebesta und auch von der Kollegin Boser. In 
der Tat gibt die Stellungnahme zu dem Antrag Hinweise. Wir 
haben gehört, dass es einen hohen Anteil an Lehrern gibt, die 
in den Naturwissenschaften fachfremd unterrichten: in Biolo-
gie 23,7 % ohne Lehrbefähigung, in Chemie 21,6 %, in Phy-
sik 28,6 % sowie in Mathematik 8,9 %. Offenbar ist der An-
teil der Lehrkräfte, die in der vierten Klasse fachfremd Ma-
thematik unterrichten, sehr hoch. Bei einer freiwilligen Anga-
be von 69 Lehrkräften liegt er bei 45 %. 

Eine Anfrage der Fraktion der FDP/DVP hat ergeben, dass das 
von der christlich-liberalen Landesregierung ergriffene Maß-
nahmenbündel zur Gewinnung von Lehrerinnen und Lehrern 

mit naturwissenschaftlicher oder mathematischer Ausbildung 
von Grün-Rot erfreulicherweise fortgesetzt wird.

In den Blick zu nehmen wäre ferner die Lehrerfortbildung. 

Spannend ist, dass wir den Fächerverbünden insgesamt kri-
tisch gegenüberstehen. Wir treten dafür ein, dass sie dort auf-
gelöst werden, wo kein Mehrwert erkennbar ist. Im Rahmen 
der aktuellen Bildungsplanreform hat die Landesregierung er-
klärt, dass sie die Fächerverbünde auf den Prüfstand stellen 
will. Umso unverständlicher ist aber, dass gleichzeitig an den 
Gymnasien das Fach Biologie mit den übrigen Naturwissen-
schaften fusioniert werden soll.

Wir Liberalen fordern Grün-Rot auf, dass Sie erstens bei der 
Bewertung Ihrer eigenen Bildungspolitik weniger schwarz-
weiß malen und stattdessen zweitens konsequent für den Er-
halt und die Weiterentwicklung unseres Wirtschafts- und 
Technologiestandorts eintreten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Baden-Württemberg kann 
sich kein zweitklassiges Bildungssystem leisten.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich das Wort Herrn Minister Stoch.

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich nut-
ze die Gelegenheit dieser Aussprache zum Antrag der SPD-
Fraktion, um noch einmal deutlich zu machen, wie wichtig es 
ist, dass wir uns mit den konkreten Feststellungen einer IQB-
Ländervergleichsstudie beschäftigen, und wie wichtig es ist, 
auch die Erkenntnisse aus diesen Studien zum Anlass zu neh-
men, das Bisherige kritisch zu hinterfragen. Ich glaube, des-
wegen ist es durchaus berechtigt, noch einmal darauf hinzu-
weisen, wie es Kollege Fulst-Blei getan hat, dass die Ergeb-
nisse aus diesem IQB-Ländervergleich für das Fach Mathe-
matik und die Naturwissenschaften gerade für ein Technolo-
gieland wie Baden-Württemberg deutlich negativ sind.

All diejenigen, die bei der persönlichen Vorstellung – Frau 
Kollegin Boser hat es angesprochen – von Professor Pant im 
Neuen Schloss waren, wissen: Professor Pant hat dort die Aus-
sage getroffen – – Und er hat auch in das Auditorium hinein 
gefragt, ob es Erklärungen dafür gibt, warum Baden-Würt-
temberg in den nationalen und internationalen Vergleichsstu-
dien seit dem Jahr 2000 zunehmend an Boden verliert.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Regierungs-
wechsel!)

Deswegen gehört es, glaube ich, dazu – Herr Kollege Bullin-
ger, da sollte man einfach den Radar etwas aktivieren –, zu 
fragen, was von dem, was in der Vergangenheit gemacht wur-
de, heute noch richtig und gut ist, aber auch kritisch zu fra-
gen: Was von dem, was wir in der Vergangenheit gemacht ha-
ben, ist aufgrund der neuen Erkenntnisse wahrscheinlich nicht 
mehr zu halten? Genau das würde ich mir nämlich als Ergeb-
nis dieses IQB-Ländervergleichs wünschen, dass wir sehr ge-
nau hinschauen, wo wir konkrete Verbesserungen haben kön-
nen, und auch die richtigen Schlüsse ziehen.
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Ich nenne Ihnen ein Beispiel: Ein detaillierter Blick auf die 
Ergebnisse zeigt, dass die Gymnasien in Baden-Württemberg 
in diesem Test noch zur erweiterten Spitzengruppe zählen, 
dass aber außerhalb des gymnasialen Bereichs – zum Zeit-
punkt der Prüfung gab es noch keine Gemeinschaftsschulen 
–, also in den Realschulen und in den Haupt- bzw. den Werk
realschulen, der Anteil der Schüler, die nicht mindestens den 
Regelstandard erreichen, deutlich unter dem Vergleichswert 
in Deutschland liegt.

Bei der Vorstellung von Professor Pant gab es noch eine inte-
ressante Unterscheidung zwischen Realschule und Hauptschu-
le. Der Leistungszuwachs an den Realschulen war im Ver-
gleich nicht stärker als an den Werkrealschulen. Er war aber 
im Vergleich zu Sachsen mit der Mittelschule, die ja beide 
Schularten in einem zweigliedrigen System kombiniert, deut-
lich geringer. Wir können daraus durchaus die Erkenntnis ge-
winnen, dass die Frage, ob hier eine Trennung stattfindet oder 
nicht, ob es also ein zwei- oder ein dreigliedriges System gibt, 
nicht zwingend als Erklärungsmuster für „besser“ oder „schlech-
ter“ funktioniert. Ich sage auch nicht, dass das zweigliedrige 
System automatisch besser wäre. Ich sage nur: Es gibt uns Er-
kenntnisse auch für die Frage der Schulstrukturdiskussion.

Aber – da hat Kollege Schebesta durchaus recht – wir müs-
sen uns natürlich gerade diejenigen Punkte genau anschauen, 
die wohl dazu geführt haben, dass hier die Qualität deutlich 
schlechter war.

Auch mir ist bei der Studie der Ergebnisse aufgefallen, dass 
gerade das Thema „Fachfremd erteilter Unterricht“ sowie das 
Thema Fortbildungsintensität eine ganz deutliche Negativrol-
le für Baden-Württemberg spielen. Aber das heißt für uns auch 
in der Schulstrukturdiskussion, dass wir kritisch hinterfragen 
müssen, bei welcher Größe einer Schule wir auch die notwen-
dige Qualität gewährleisten können. 

Denn eines dürfte auch klar sein, liebe Kolleginnen und Kol-
legen: Wenn an einer Klein- oder Kleinstschule eine Lehrkraft 
ausfällt, ist es geradezu zwingend, dass insbesondere in Ver-
tretungsfällen teilweise fachfremd unterrichtet wird. Deswe-
gen müssen wir in dieser Diskussion – egal, ob im Grund-
schulbereich oder im Bereich der weiterführenden Schulen – 
durchaus auch den Qualitätsaspekt im Hinblick auf die Frage 
der Vermittlung fachlicher Kompetenzen immer wieder ernst 
nehmen. Deswegen bin ich dankbar für die Hinweise aus die-
ser Studie. 

Kollege Schebesta hat von mir eingefordert – ich komme dem 
gern nach –, zu sagen: Was können richtige Schlüsse sein, die 
kurz-, mittel- oder langfristig auch zu Maßnahmen zur Verän-
derung in positiver Richtung führen können? Ein Ziel – ganz 
wichtig – sind Verbesserungen beim Unterricht, bessere Um-
setzung und höhere Wirksamkeit der fachlichen und fachdi-
daktischen Qualität der Lehrkräfte. 

Ein wesentliches Instrument – Frau Boser hat es angespro-
chen – kann der Bildungsplan sein. Der Bildungsplan, das 
heißt die Weiterentwicklung der Bildungspläne, kann die 
Wirksamkeit der Vermittlung der Fachlichkeit natürlich be-
günstigen, wenn wir schauen: Was war in der Bildungsplan-
reform 2004 gewollt, ist aber nicht an den Schulen angekom-
men? Wo können wir hier – möglicherweise gerade in den Fä-
chern Mathematik und Naturwissenschaften – entsprechend 

nachsteuern? Das hat mit Lesbarkeit und mit Verwertbarkeit 
der Bildungspläne an unseren Schulen zu tun.

Maßnahmen zur individuellen Förderung sind ebenfalls ein 
Thema. Ich glaube, wir sind uns alle einig: In einer Schule – 
egal, welcher – sind Kinder unterschiedlicher Leistungsfähig-
keit. Wir müssen versuchen, all diesen Kindern und ihrem 
konkreten Potenzial gerecht zu werden. Das heißt, wir müs-
sen im Sinne der Differenzierung auch die pädagogischen In-
strumente vorhalten, um den Kindern in ihrer Unterschied-
lichkeit gerecht werden zu können. Ich glaube, auch daran 
können Sie erkennen, dass es nicht verwunderlich ist – Kol-
lege Schebesta, auch Sie kann das nicht wundern –, dass auch 
der Ansatz der Gemeinschaftsschule in diesem Zusammen-
hang genannt wird, die ja gerade dieses Ziel formuliert und es 
auch in ihrer praktischen pädagogischen Umsetzung ernsthaft 
verfolgt.

Als weiteres Beispiel für eine Verbesserung nenne ich die Er-
höhung der fachlichen Kompetenzen der Lehrkräfte. Sie alle 
wissen: Wir sind auch in der Reform der Lehrerausbildung. 
Im Zuge dieser Reform der Lehrerausbildung haben wir aus 
gutem Grund eine Fachkommission mit hochrangigen Exper-
ten aus dem gesamten Bundesgebiet befragt, wo Defizite in 
der bisherigen Lehrerausbildung und wo Potenziale für die 
Weiterentwicklung bestehen. 

Ein ganz wichtiger Punkt ist die Erhöhung der Fachlichkeit. 
Gerade auch jenseits des Gymnasiums muss in der Lehreraus-
bildung die Fachlichkeit erhöht werden. Das ist, glaube ich, 
auch etwas, was wir alle unterschreiben. Wenn wir anstreben, 
die Sekundarlehrerausbildung auf zehn Semester zu erhöhen, 
dann ist auch das ein konkreter Schritt, um dieses wahrschein-
lich bestehende Defizit zu beheben.

Ich nenne im Zusammenhang mit der Reform der Lehreraus-
bildung auch das Ziel, in der Gymnasiallehrerausbildung den 
pädagogischen und fachdidaktischen Anteil zu erhöhen und 
dort die Fähigkeiten der Lehrkräfte zu verbessern, die entspre-
chenden Kenntnisse an die Schülerinnen und Schüler weiter-
zugeben.

Das sind nur Beispiele. Als weiteres Beispiel sage ich: Sie ha-
ben die Reduzierung des Anteils fachfremd erteilten Unter-
richts angesprochen. Das ist eine schulorganisatorische Fra-
ge, das ist eine Frage, die auch von den Schulleitungen zu ver-
antworten ist: Wo ist es überhaupt notwendig, dass fachfremd 
Unterricht erteilt wird, und wo ist es möglich, durch gute 
schulorganisatorische Maßnahmen den fachfremd erteilten 
Unterricht, soweit es geht, zu reduzieren? Vielleicht bestand 
in der Vergangenheit bei den Schulleitungen nicht das notwen-
dige Problembewusstsein, dass hierin ein wichtiger Gradmes-
ser auch für die qualitative Entwicklung unserer Schulen liegt.

Ich nenne als weiteren Punkt die Erhöhung der fachlichen 
Kompetenzen bei den Lehramtsanwärtern. Wir müssen es be-
reits bei den Lehramtskandidaten schaffen, dass sie eine prak-
tische Orientierung haben. Wir brauchen eine engere Zusam-
menführung von Seminaren und Praxis in der Lehramtsaus-
bildung. Wir brauchen eine gute Vernetzung mit den Schulen. 
Wir wollen die Erkenntnisse aus der IQB-Ländervergleichs-
studie nicht dazu nutzen, uns gegenseitig die Schuld zuzuwei-
sen, sondern dazu, die schulische Qualität zu verbessern und 
gemeinsam für die Kinder und Jugendlichen in unserem Land 
bessere Schulen zu generieren. 
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Ein ganz wichtiger Aspekt ist dabei auch, dass die Schülerin-
nen und Schüler auf die Anforderungen und Herausforderun-
gen des Arbeitsmarkts gut vorbereitet werden. Deswegen ver-
stehe ich sehr wohl, wenn z. B. heute der Baden-Württember-
gische Handwerkskammertag deutlich macht, dass gerade im 
Hinblick auf den beruflichen Ausbildungsprozess und auf die 
Zeit danach die Frage eine ganz wichtige Rolle spielt, ob die 
Schülerinnen und Schüler in den Bereichen Mathematik und 
Naturwissenschaften die richtigen Kenntnisse erlangen, um 
nahtlos in eine erfolgreiche berufliche Karriere zu starten. 

Bevor ich zum Ende komme, will ich noch einen Aspekt zu-
sätzlich nennen. Wir müssen natürlich auch auf gesellschaft-
liche Veränderungen reagieren. Ich nenne das Thema Sprach
erwerb. Ich nenne den zunehmenden Anteil von Kindern mit 
Migrationshintergrund, von Zuwanderern, die zu uns kommen 
und die passende Angebote brauchen, um möglichst schnell 
erfolgreich eine Bildungskarriere in Baden-Württemberg star-
ten zu können. Wir brauchen auch diese jungen Menschen. 
Sie dürfen nicht aufgrund von sprachlichen Defiziten einen 
Nachteil erleiden. Deswegen besteht gerade für das kommen-
de Schuljahr und für die nächsten Schuljahre eine wichtige 
Aufgabe auch darin, für Kinder mit Migrationshintergrund, 
bei denen der Spracherwerb im Zentrum stehen muss, richti-
ge und gute Angebote zu machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die IQB-Länderver-
gleichsstudie hat uns ein großes Pflichtenheft hinterlassen. Ich 
bin dafür, dass wir uns gemeinsam ohne irgendwelche ideo-
logischen Diskussionen dieser Probleme annehmen, um zu ei-
ner Verbesserung der Qualität an unseren Schulen beizutra-
gen. Das ist das Ziel und die Verantwortung, die wir gegen-
über den Kindern in unserem Land haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Minister, gestatten 
Sie zum Abschluss noch eine Nachfrage der Frau Abg. Gurr-
Hirsch?

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Gern, wenn der Applaus verklungen ist. 

(Abg. Volker Schebesta CDU: Schon ist es passiert!)

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Ihre letzten Ausführun-
gen sollten wohl für uns, die wir alle Verantwortung tragen, 
tatsächlich ein Appell sein, uns an der Sache zu orientieren. 

Es war ein Ländervergleich innerhalb Deutschlands. Aber wir 
haben auch immer den internationalen Vergleich. Gerade ha-
ben Sie die Handwerkerschaft angesprochen, und wir alle sind 
in Kontakt mit der Wirtschaft. Da wird uns immer vorgehal-
ten, dass das Vermitteln von Kulturtechniken und von Kern-
kompetenzen gegenüber der Zeit vor 30 oder 40 Jahren nach-
gelassen habe. 

Wenn wir in die asiatischen Länder schauen, in denen ein an-
derer Lehrstil herrscht – zugegeben, ein autoritärer –, stellt 
sich mir als Lehrerin die unkeusche Frage, ob wir in den letz-
ten 30 oder 40 Jahren, beginnend schon bei der Referendar-
ausbildung, den Fehler gemacht haben, zu viel Wert auf Show 
gelegt und die Phasen im Unterricht zur Konsolidierung des 

Wissens zu wenig ernst genommen zu haben. Wenn wir heu-
te einen individualisierten Lernprozess pflegen, können wir 
nicht automatisch sicherstellen, dass bestimmte Kernkompe-
tenzen sitzen. 

Werden Sie bei der Nacharbeit und den Konsequenzen, die 
Sie aus dem Vergleich ziehen, solche unkeuschen Fragen des 
Reproduzierens, des Einübens behandeln? Ich habe noch die 
Zeit erlebt, als man beim Kopfrechnen aufstehen musste. Aber 
es erleichtert später das Leben, Kopfrechnen zu können. Wer-
den Sie solche Dinge auch überprüfen lassen?

(Abg. Thomas Marwein GRÜNE: Jetzt wird es schlüpf-
rig, Frau Kollegin!)

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Frau Kollegin Gurr-Hirsch, ich versuche, ganz unkeusch zu 
antworten. 

(Heiterkeit) 

Wir müssen anerkennen, dass sich unsere Gesellschaft in den 
letzten 30 bis 40 Jahren weiterentwickelt hat. Gesellschaftli-
che Strukturen verändern sich. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Auch die Erziehungsleistung der Eltern – das hören Sie tag-
täglich in Gesprächen mit Lehrkräften an den Schulen – hat 
sich in dieser Zeit verändert. Es ist ein großes Problem, wenn 
wir glauben, dass die Schule die Kompensation dessen, was 
von den Kindern an Defiziten teilweise mitgebracht wird, ne-
ben der Vermittlung von fachlicher Qualifikation in vollem 
Umfang mit erledigen kann. 

Ich glaube, es ist der richtige Ansatz, wenn sich Schule neben 
dem Lern- stärker auch zum Lebensort entwickelt, und dies 
in der Multiprofessionalität der Menschen, die in der Schule 
tätig sind. Sie alle wissen aus Ihren Wahlkreisen, dass die 
Schulsozialarbeit ein wichtiges Thema ist. Welche Pädago-
ginnen und Pädagogen sind mit welchen Qualifikationen an 
den Schulen tätig? Am Lern- und Lebensort Schule spielt auch 
der Erwerb von sozialen Kompetenzen eine Rolle. 

Ich glaube nicht, dass man bei der Vermittlung von Bildungs-
inhalten auf die Rezepte von vor 30 oder 40 Jahren zurück-
greifen sollte. Wir müssen uns auch nicht die asiatischen Län-
der als Beispiel nehmen, die sehr autoritär agieren. Die Ver-
mittlung findet dort eher im Sinne eines Drills statt als im Sin-
ne eines freiheitlichen Systems, wie wir es uns eigentlich wün-
schen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU)

Aber ich glaube, dass wir den Kindern in unseren Schulen in 
einer gewissen Weise auch soziale Kompetenzen in Form ei-
ner gewissen Disziplin beibringen müssen. 

(Abg. Dr. Reinhard Löffler CDU: Das habt ihr nicht 
geschafft!)

Das ist die Grundlage des schulischen Funktionierens. Dies 
muss jedoch in ausgewogener Weise in einem sozialen Orga-
nismus Schule passieren, in dem sich niemand unterdrückt 
fühlt; Lehrerinnen und Lehrer sowie Schülerinnen und Schü-
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ler sollten sich in einem gemeinsamen Organismus Schule – 
ich nenne es einmal so – tatsächlich gegenseitig weiterbrin-
gen. Es ist das Ziel, dass in diesem Kontext die Schüler das 
Lernen als etwas Positives wahrnehmen und nicht als etwas, 
bei dem sie sich als Persönlichkeit wegdrücken müssen oder 
verbogen werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei das Wort.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Frau Gurr-Hirsch, ich knüpfe an Ihre Aussagen an. Ich 
bin auch Pädagoge. Man fragt sich: Woher kommen die De-
fizite in den Leistungen? Folgendes macht mir durchaus Sor-
gen: Beispielsweise wird in den Diskussionen über G 8 im-
mer wieder gefragt: Haben wir überhaupt noch Zeit zum Ver-
tiefen? Sie haben die Frage nach der Form des Lernens auf-
geworfen. Als Elternteil bekomme ich immer wieder die 
Rückmeldung: „Wir hätten gern mehr Luft für Vertiefungs-
phasen; aber wir haben sie einfach nicht.“ Das macht mir Sor-
gen. Denn das sind Warnhinweise an das Gymnasium, über 
G 8 reden zu müssen. 

Das andere steht in dieser Studie. Deswegen habe ich vorhin 
den schulstrukturpolitischen Rahmen aufgemacht. Die Studie 
sagt eindeutig, dass gerade im Bereich der Realschulen und 
der Werkrealschulen massive Leistungsdefizite bestehen. Das 
heißt, dort sind Kinder, die durch das Raster fallen und die wir 
in dem Ausmaß nicht erreicht haben. 

Kollege Schebesta, ich gebe zu: Etwas hat mich massiv geär-
gert – der Minister hat es ausgeführt –: Wir haben seit den 
PISA-Werten Anlass, uns Sorgen zu machen, weil wir auch 
in Baden-Württemberg, insbesondere in den letzten zehn Jah-
ren, eine Abwärtstendenz feststellen. Die Reaktion auf das 
Ausmaß ist meines Erachtens von Ihrer Seite viel zu spät er-
folgt. Wenn dann ein Kollege davon spricht: „Das ist ein 
Warnschuss für Grün-Rot“, obwohl diese Erhebung zu einem 
Zeitpunkt vorgenommen wurde, zu dem sich unsere Maßnah-
men gar nicht auswirken konnten, finde ich das hochgradig 
ärgerlich. Da wird ratzfatz eine Problemlage auf andere abge-
schoben. Das ist schlechter Stil. Sie haben gesagt, Sie machen 
noch eine zweite Runde. Vielleicht können Sie dann darauf 
eingehen. 

Das eine ist die fachliche Debatte. Sie haben gesagt: „Wir ha-
ben keine Antworten gehört.“ Das ist falsch. Ich habe vorhin 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es Grün und Rot wa-
ren, die als Erstes die Mittel für die Lehrerfortbildung deut-
lich angehoben haben. Wir haben auch in der Diskussion über 
die Reform der Lehrerausbildung sehr viel Wert etwa auf Ma-
thematik im Bereich der Grundschulen gelegt. Damit müssen 
wir schon in der Primarstufe anfangen. 

Sie haben aber nichts zur sozialen Frage in der Bildung aus-
geführt. Dieses Thema macht mir wirklich Sorgen. Wir haben 
einen Teil, wo manche mit Elitegedanken diskutieren. Aber 
selbst die Gymnasien sind nicht in der Spitzengruppe. Gleich-
zeitig finden wir auch da wieder den Beleg dafür, dass wir ei-
ne knallharte soziale Auslese haben. Deswegen ist es schon 
von Relevanz, zu fragen: Welche Möglichkeiten hat die aktu-

elle Landesregierung ergriffen, Änderungen vorzunehmen: in-
dividuelle Förderung im Bereich der Gemeinschaftsschule 
oder auch Schaffung von Schulsozialarbeiterstellen? 

Denn das ist für mich der große Skandal: Zum einen ist es 
fachlich bedenklich, dass wir einfach nicht den Leistungsstan-
dard haben, den wir brauchen. Zum anderen aber zeigt sich 
dabei erneut der sozialpolitische Skandal, dass ein Kind aus 
einem Elternhaus, in dem nicht Mittel in Höhe von 131 € pro 
Monat zur Verfügung stehen – diese Summe ist nach den Er-
hebungen der Bertelsmann Stiftung in Baden-Württemberg 
durchschnittlich nötig, wenn ein Kind Nachhilfe nehmen muss 
–, schnell durch das Raster fällt. Das macht wirklich Sorge, 
und darauf müssen wir reagieren. 

Ich bin der Meinung, Grün-Rot hat mit seinen Strukturverän-
derungen angemessen darauf reagiert, und ich fände es eben-
falls angemessen, wenn Sie von Ihrer Seite aus zu dieser so-
zialen Hinterlassenschaft hier einmal etwas sagen würden. Wir 
müssen einfach feststellen: Die soziale Gerechtigkeit hat bis 
2011 im Bildungssystem leider deutlich gelitten. 

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Schebesta. 

Abg. Volker Schebesta CDU: Ich möchte mich zunächst für 
die in wesentlichen Teilen an der Sache und am Ergebnis ori-
entierte Debatte bedanken. Dies ist bei Bildungsdiskussionen, 
auch zum Leidwesen von Kollegen, nicht immer der Fall. 

Ich möchte etwas zum Thema Warnschuss sagen: So, wie Sie 
sich an uns abarbeiten, Herr Dr. Fulst-Blei, sollten Sie das bit-
te auch mit der GEW tun. In einer Pressemeldung der GEW 
steht zum IQB-Länderbericht ausdrücklich – ich zitiere –: 

Die Bildungsgewerkschaft GEW nennt die Ergebnisse des 
Schulleistungsvergleichs der Bundesländer ein Warnsig-
nal für die Landesregierung in Baden-Württemberg ... 

Es ist nicht so, dass diese Sorge allein von der CDU formu-
liert wird. Bei allem, was Sie tun, müssen Sie sich mit dem 
auseinandersetzen, was in diesem Papier steht, und Sie müs-
sen sich fragen, ob die Reaktionen richtig sind. 

Wenn Sie nun ausdrücklich noch einmal sagen, Sie hätten in 
Ihren Ausführungen Wert auf die Schulstruktur gelegt, und 
dies auch in einen Zusammenhang mit dem Thema „Soziale 
Gerechtigkeit“ bringen, möchte ich Folgendes noch einmal 
erwähnen: Sie haben PISA als Ausgangspunkt angesprochen. 
Aus dem PISA-Konsortium hieß es: Es ist nicht möglich, aus 
diesen Untersuchungen abzuleiten, wie die Schulstruktur rich-
tigerweise zu organisieren ist. Das haben wir in der letzten Le-
gislaturperiode auch immer auf die Vorhaltungen der damali-
gen Oppositionsfraktionen hin gesagt. Wir haben gesagt: „Sie 
können eine Schulstruktur so oder so organisieren, Sie kön-
nen sie so oder so richtig oder falsch organisieren, Sie können 
beim Aufbau Fehler machen.“ Deshalb sollten wir an diesem 
Punkt auch nicht zu platt argumentieren. 

Ich erlaube mir noch den Hinweis, Herr Minister: Zweiglied-
rigkeit in Sachsen ist nicht gleich Zweigliedrigkeit in Baden-
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Württemberg. In Sachsen ist das Gymnasium nicht einbezo-
gen. Vielleicht haben Sie es nicht so ausdrücklich gesagt, aber 
ich habe doch den Versuch vernommen, zum Ausdruck zu 
bringen, dass das Beispiel Sachsen zeige, dass die Gemein-
schaftsschule Baden-Württemberg funktionieren wird. Das ist 
aber ein bisschen zu platt. 

Die individuelle Förderung ist ebenfalls angesprochen wor-
den. Hierzu möchte ich darauf hinweisen: Sie haben hier jetzt 
nichts zur Stellensituation gesagt. Das ist ein Hauptdiskussi-
onspunkt in der Bildungspolitik, wenn es um die Aufstellung 
des nächsten Haushalts geht. Nehmen Sie diese Zahlen, neh-
men Sie die Stellungnahmen von GEW und IHK. Nehmen Sie 
unsere Unterstützung an, und setzen Sie sich weiterhin dafür 
ein, dass es mehr Stellen gibt. Denn mit einem Stellenabbau, 
wie er bisher beschlossen ist, ist mehr individuelle Förderung 
nicht zu erreichen. 

Deshalb stand heute Mittag, Herr Minister, auch die Frage im 
Raum: Wofür wären denn genau 500 Stellen in den Realschu-
len gedacht? Das wird angesichts dessen, was in puncto Un-
terrichtsversorgung schon an Verschlechterungen eingetreten 
ist, nicht ausreichen, um dem Ziel der individuellen Förde-
rung Rechnung zu tragen. Wenn man hier sagt: „Jetzt gibt es 
mehr Stellen, da der Rückgang der Schülerzahlen geringer 
ausfällt als erwartet, jetzt gibt es mehr Stellen für Inklusion, 
jetzt gibt es für die Ganztagsschule mehr Stellen, jetzt gibt es 
für ein Kurssystem in der Realschule mehr Stellen“, weise ich 
darauf hin: All diese zusätzlichen Stellen wären dann bereits 
durch einzelne Maßnahmen in Beschlag genommen. Wir brau-
chen aber auch Stellen für die „stinknormale“ Unterrichtsver-
sorgung an den Schulen. Denn da war die Entwicklung in den 
letzten Jahren rückläufig. Ein Stellenzuwachs ist die Voraus-
setzung dafür, dass die individuelle Förderung verbessert wer-
den kann. Da ist nichts passiert. Im Gegenteil: Die Situation 
ist schlechter geworden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Timm Kern FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags Drucksache 15/4170 (Geänderte Fassung). Der An-
trag ist ein reiner Berichtsantrag und kann für erledigt erklärt 
werden. – Sie stimmen zu. 

Damit ist Punkt 6 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der CDU und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Verkehr und Infrastruktur – Mittelrück-
fluss aus dem (Landes-)Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz – Drucksache 15/4682 (Geänderte Fassung)

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten, für die 
Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

Das Wort zur Begründung erteile ich für die CDU-Fraktion 
Herrn Abg. Kunzmann. 

Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Frau Präsidentin, verehr-
te Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
Mittelrückfluss, insbesondere beim kommunalen Straßenbau, 
ist wieder einmal ein typisches Beispiel dafür, welche Folgen 
Ihre Verkehrspolitik für den kommunalen Straßenbau in Ba-
den-Württemberg hat. Tatsächlich herrscht nämlich Stillstand.

(Widerspruch bei den Grünen)

Dass ein solcher Stillstand herrscht, ist die wesentliche Er-
kenntnis, die wir aus Ihrer Stellungnahme zu unserem Antrag 
ziehen. 

Leider konnten Sie, Herr Minister, sich in dieser Stellungnah-
me einer polemischen Vorbemerkung nicht enthalten. Ich 
möchte einen Satz aus der Vorbemerkung zitieren: 

Durch diese immer noch große Vorbelastung des Pro-
gramms stehen bis zum Auslaufen der Mittel im Jahr 2019 
nach derzeitigem Stand lediglich noch insgesamt 140 Mil-
lionen € nicht gebundene Mittel für neue Bewilligungen 
zur Verfügung. 

Herr Minister, warum sind es denn nur noch so wenig Mittel? 
Es waren doch Sie, der aus diesem Topf 232 Millionen € ent-
nommen und diesen Betrag in andere Töpfe umgeschichtet 
hat. Wenn es also jetzt eine Verknappung der Mittel gibt, dann 
liegt diese ausschließlich in Ihrer Verantwortung. Es ist un-
lauter, die Verantwortung dafür immer wieder einer Vorgän-
gerregierung – die hier gut gearbeitet hat – in die Schuhe zu 
schieben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Wenn es aber 

stimmt!)

Denn tatsächlich war der Topf – – Herr Kollege Schwarz, las-
sen Sie uns einmal rechnen. An freien Mitteln stehen noch 140 
Millionen € zur Verfügung. 232 Millionen € haben Sie – das 
war politisch und ideologisch gewollt – diesem Topf entnom-
men. Zusammen sind das rund 370 Millionen €. Dazu kom-
men die Gelder für laufende Bewilligungen in Höhe von 440 
Millionen €. Wir kommen in der Summe auf etwa 800 Milli-
onen €, die ohne Ihre Kürzungen in diesem Topf zur Verfü-
gung gestanden hätten. Diesen 800 Millionen € stehen Bewil-
ligungen, Zusagen und Anträge in exakt dem gleichen Volu-
men gegenüber. 

Das Förderprogramm 2011 bis 2015, das die alte Landesre-
gierung zusammengestellt hat, war damit also komplett durch-
finanziert. Es ist erst durch Ihre – politisch gewollte – Kür-
zung im kommunalen Straßenbau in die Schieflage geraten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Sie mussten nach Ihren Kürzungen konsequenterweise natür-
lich auch einen Bewilligungsstopp für die Jahre 2012 und 
2013 verhängen. Jetzt wissen wir alle: Im Straßenbau kann es 
immer zu Verzögerungen kommen, und das Geld wird erst 
später oder gar nicht abgerufen. Das ist grundsätzlich kein 
Problem. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Es ist also doch 
kein Problem?)
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Wenn Sie allerdings die Mittel um 232 Millionen € kürzen 
und gleichzeitig keine neue Maßnahme mehr bewilligen, dann 
riskieren Sie den Stillstand. 

Der Mittelrückfluss hat allein im Jahr 2013 in der Summe 
36 Millionen € betragen. Eigentlich hätten in den kommuna-
len Straßenbau im Jahr 2013  80 Millionen € investiert wer-
den sollen. Tatsächlich aber sind es nur 44 Millionen € gewe-
sen. Das heißt, es herrscht Stillstand beim kommunalen Stra-
ßenbau. Letztlich sind fast 50 % der Mittel, die eigentlich hät-
ten verbaut werden sollten, de facto nicht verbaut worden. 

Mit Ihrer Senkung der Förderquote auf 50 % verschärfen Sie 
die Situation noch. Für die Kommunen bedeutet das fast eine 
Verdopplung ihres eigenen Anteils. Die Umwandlung dieser 
50 % in einen Festkostenzuschuss bedeutet, dass Sie das Kos-
tenrisiko allein den Kommunen in die Schuhe schieben. Für 
finanzschwache Kommunen bedeutet das im Ergebnis, dass 
sie kommunale Straßenbaumaßnahmen, auch wenn sie noch 
so notwendig sind, nicht mehr durchführen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, eine flächendeckend 
gute Verkehrsinfrastruktur ist ein wesentliches Standbein un-
seres Wohlstands. Dazu gehören die Schiene, die Wasserstra-
ßen, die Flughäfen und zwingend auch die Straßen. Eine Stra-
ße ist auch Teil einer Wertschöpfungskette.

Wenn Sie aus ideologischen Gründen die Weiterentwicklung 
der Straßeninfrastruktur blockieren – ob das jetzt beim Bun-
desfernstraßenbau ist, indem Sie einfach 100 Millionen € vom 
Bund nicht in Anspruch nehmen,

(Widerspruch bei den Grünen und der SPD – Abg. 
Andreas Schwarz GRÜNE: Falsch! – Weitere Zuru-
fe von den Grünen und der SPD, u. a.: Lüge! – Un-

ruhe – Glocke der Präsidentin)

oder ob das beim kommunalen Straßenbau ist, indem Sie ein 
Programm praktisch auf ein Minimum eindampfen –, wenn 
Sie so handeln, dann legen Sie die Axt an den Wohlstand an, 
und zwar nicht an den der heutigen Generation, sondern – das 
werfe ich Ihnen am meisten vor – an den der nachfolgenden 
Generationen.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Zuruf des 
Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich Herrn Abg. Schwarz das Wort. 

(Abg. Klaus Maier SPD: Hau rein, Andi!)

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Das Programm zur Gemeindever-
kehrsfinanzierung im Land Baden-Württemberg, mit dem wir 
Zuschüsse für den kommunalen Straßenbau, den Radverkehr 
und den öffentlichen Verkehr leisten, ist ein Renner. Das Pro-
gramm wird stark nachgefragt.

Herr Kollege Kunzmann, da kann es überhaupt keinen Still-
stand geben. Ich frage mich, in welcher Welt Sie leben. Denn 

dieses Programm wird von den Kommunen enorm nachge-
fragt. Es gibt einen Antragsstau, es befinden sich viele Pro-
jekte in der Pipeline.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Wenn Sie von „Stillstand“ reden, dann leben Sie wohl in ei-
nem anderen Bundesland.

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU)

Sie müssen sich einmal vor Augen führen, dass dieses Pro-
gramm aus Entflechtungsmitteln finanziert wird. Die Entflech-
tungsmittel laufen bis 2019 – so in der Föderalismuskommis-
sion II beschlossen. Und wenn der Topf gedeckelt ist, wenn 
nur eine bestimmte Menge an Geldern da ist, dann können Sie 
eben auch nur das Geld verteilen, das vorhanden ist.

(Minister Winfried Hermann: Einfacher Dreisatz! – 
Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Sie haben es doch 

gekriegt!)

Ich denke, das sollte klar sein.

Sie sagen immer wieder, es seien Mittel gekürzt worden. Das 
ist doch Fantasie, was Sie hier bringen. Es ist mitnichten ir-
gendwo etwas gekürzt worden. Der Versuch, immer wieder in 
den Raum zu stellen, es seien Gelder gekürzt worden, trägt so 
nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Wir müssen einmal sehen: Der Großteil der Gelder ist gebun-
den. Der Großteil der Gelder war schon, als wir 2011 die Lan-
desregierung übernommen haben, gebunden. Es gab in die-
sen Bereichen einen großen Antragsstau. Dieser große An-
tragsstau geht auf Ihr Konto. Sie haben doch überall für die-
ses Programm geworben. Die Kommunen haben dann Projek-
te angemeldet.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das ist doch Schwach-
sinn!)

Sie hätten sagen müssen, dass diese Gelder gedeckelt sind, 
dass 2019 das Programm ausläuft. Sie hätten den Leuten 
schon damals reinen Wein einschenken müssen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Jetzt haben Sie gesagt, es würden Gelder zurückgehalten. 
Auch das stimmt wieder nicht. Denn für die Fördermittel, die 
Zuschüsse, die nicht in Anspruch genommen werden, werden 
am Ende des Jahres über den Jahresabschluss Haushaltsaus-
gabereste gebildet. Selbstverständlich werden diese Gelder in 
den nächsten Jahren wieder für den kommunalen Straßenbau, 
den öffentlichen Verkehr und den Radverkehr zur Verfügung 
gestellt. Es geht also kein Geld zur Finanzierung der kommu-
nalen Verkehrsinfrastruktur verloren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Sie haben den Fördersatz angesprochen. Ich will Ihnen das 
einmal am Beispiel eines Kuchens verdeutlichen. Wenn Sie 
einen Kuchen oder eine Torte haben, dann können Sie diese 
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nur einmal verteilen. Wir machen es folgendermaßen: Jeder 
bekommt ein Stück, damit wir mehr Projekte fördern können.

(Zuruf des Abg. Thomas Marwein GRÜNE)

Im Übrigen stand der Fördersatz zwar mit 75 % im Gesetz, in 
der Realität lag er jedoch bei round about 63 %. Der Förder-
satz wird künftig bei 50 % liegen; dadurch können mehr Pro-
jekte von einer Landesförderung profitieren.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Zurufe der 
Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD und Karl Zimmer-

mann CDU)

Sie haben kritisiert, dass mehr Gelder für den Schienenver-
kehr und den Radverkehr zur Verfügung gestellt werden. Ich 
rate der CDU, die unterschiedlichen Verkehrsträger nicht ge-
geneinander auszuspielen.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das tun wir nicht!)

Sie spielen die unterschiedlichen Verkehrsträger Straßenbau, 
Radverkehr, Schienenverkehr gegeneinander aus. Das ist nicht 
sinnvoll und im Sinne einer vernetzten Mobilität, wie wir sie 
betrachten, überhaupt nicht zielführend. Das Programm für 
kommunale Radinfrastruktur ist ein Renner.

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU)

Es wird so sein, dass viele Kommunen hier Anträge einrei-
chen. Auch das Programm für den Schienenverkehr ist ein 
Renner. Ich will gern Landrat Riegger, CDU, zitieren, der sich 
sehr gefreut hat, dass das Land nach dem Landesgemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz für die württembergische Schwarz-
waldbahn einen Zuschuss in Aussicht stellt.

Ich denke, Sie haben innerhalb der CDU erst noch Hausauf-
gaben zu machen und zu klären, wie Sie hinsichtlich der Ge-
meindeverkehrsfinanzierung vorgehen wollen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Haller das Wort.

Abg. Hans-Martin Haller SPD: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Wir haben gerade bei der Rede von Herrn 
Kunzmann das Kunststück erleben dürfen, wie Unwahrheiten 
verbreitet werden. Es ist intellektuell unredlich, was Sie hier 
zelebrieren.

(Abg. Martin Rivoir SPD: Intellektuell ist auch schwie-
rig!)

Sie behaupten, aus dem Topf seien 232 Millionen € entnom-
men worden. Das Geld wurde intern verlagert. Damit sugge-
rieren Sie – so kommen Sie zu Ihrer völlig absurden Schluss-
folgerung –, es würde für den Verkehr weniger gebaut. Es ist 
falsch und unredlich, was Sie sagen. Ich fordere Sie jetzt auf, 
die Wahrheit zu sagen,

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

dass nämlich das Geld, das vorhanden ist, nicht gekürzt wur-
de.

Man kann getrost politisch streiten, ob man mehr für den Rad-
verkehr, mehr für den Straßenbau oder mehr für den Schie-
nenverkehr ausgeben sollte. Das ist ein Politikum, logisch. 
Wir stehen zu unserem politischen Auftrag. Doch Sie, Herr 
Kunzmann, greifen hier das Thema GVFG auf und behaup-
ten dann, diesem Topf seien 232 Millionen € entzogen wor-
den. Genau das haben Sie gemacht.

(Widerspruch des Abg. Thaddäus Kunzmann CDU)

– Doch, so und nicht anders. Sie haben nicht gesagt „vom 
Straßenbau in andere Bereiche verlagert“, sondern „diesem 
Topf entnommen“. Das ist unredlich, und es gebührt der CDU 
nicht, dass sie von solchen Repräsentanten hier vertreten wird.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Staatssekretär Ingo Rust: Sehr richtig!)

Dasselbe ist der Fall bei Ihrer 100-Millionen-€-Lüge. Sie ha-
ben genauso wie Ihr Sitznachbar – Frau Razavi ist da etwas 
redlicher als Sie beide – behauptet, dieses Geld hätten wir 
nicht abgenommen. Das ist falsch.

(Staatssekretär Ingo Rust: Richtig!)

Man kann darüber streiten, wie viel, aber 35 Millionen € – das 
sagt sogar Frau Razavi – wurden zur Sondertilgung abgenom-
men. Punkt. Damit ist auch das eine Lüge.

(Staatssekretär Ingo Rust: Richtig! – Abg. Dieter Hil-
lebrand CDU: Was?)

Herr Kunzmann, ich fordere Sie nochmals auf, an diesem Po-
dium redlich zu sein. Die Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des haben es nicht verdient, dass sie solche Unwahrheiten von 
der CDU zelebriert bekommen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Staatssekretär Ingo Rust: Richtig! Mehr Wahrhaf-

tigkeit!)

So viel als Vorwort.

Man kann politisch nur ernsthaft miteinander streiten, wenn 
das wenigstens auf der gleichen Sachgrundlage geschieht. Die 
Sachgrundlage ist nun einmal, dass das Volumen dieses Top-
fes – Herr Schwarz hat es gesagt – begrenzt ist. Egal, welche 
Teilung ich bei einem Kuchen vornehme – als Bäcker kann 
ich das sagen –: Am Volumen des Kuchens ändert sich nichts. 
Ihre These ist, bei einer anderen Teilung würde der Kuchen 
kleiner. Genau das ist falsch.

Nun noch einmal zur Sache selbst. Wir haben in einen Um-
weltverbund hinein verlagert, doch das heißt natürlich nicht 
sofort Reduktion aller Mittel für den Straßenbau, sondern es 
war ein sukzessives Abschmelzen. Das ist der eine Teil, der 
hier festzustellen ist.

Das Kernproblem ist u. a. – darauf möchte ich hier auch noch 
einmal zu sprechen kommen – der Mittelabfluss. Das sind 
Punkte, die wir gemeinsam zum Wohle des Landes und der 
Verwaltung des Landes regeln sollten. Die Tatsache, dass die 
Mittel über Jahre nicht abfließen, dass sie gebunden sind, be-
deutet nichts anderes als einen immensen Verwaltungsauf-
wand. Die Tatsache, dass die Kommunen viel zu viel anmel-
den und ihnen viel zu viel versprochen wird – und vor allem 
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von Ihnen versprochen wurde –, kann ich Ihnen sehr schön 
anhand eines Antrags des Abg. Haller aus dem Jahr 2008 auf-
zeigen. 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Oh! Haller!)

– Ja, guter Mann damals, vielleicht heute noch. 

(Heiterkeit – Beifall des Abg. Gernot Gruber SPD)

Damals wurde danach gefragt, welche Maßnahmen, die mit 
Entflechtungsgesetzmitteln kofinanziert werden, in Stuttgart 
bis 2020 geplant und quasi zugesagt – nicht förderrechtlich; 
das betone ich ausdrücklich – seien. In der Stellungnahme zu 
diesem Antrag wurde mitgeteilt:

Die Stadt Stuttgart beabsichtigt, die Verkehrsprojekte 
„B-14-Tunnel Konrad-Adenauer-Straße“, „Neubau Ro-
sensteintunnel ...“, „Cannstatter Straße/Heilmannstra-
ße“, „Heilbronner Straße/Wolframstraße“, „Nordbahn-
hofstraße“ und „Schillerstraße/Willy-Brandt-Straße“ bis 
zum Jahr 2020 zu realisieren.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Auf die Frage, bis wann diese Maßnahmen erledigt sein sol-
len, wurde mitgeteilt, die Maßnahme „B-14-Tunnel Konrad-
Adenauer-Straße“ – das war eine Schnapsidee von Oettinger 
und Schuster, die gezeigt hat, wie man den Verkehr mit öf-
fentlichen Geldern schlechter macht – sollte 2009 fertig sein, 
die Maßnahme „Neubau Rosensteintunnel“ sollte 2010 fertig 
sein, die Maßnahmen „Heilbronner Straße/Wolframstraße“, 
„Nordbahnhofstraße“ und „Schillerstraße/Willy-Brandt-Stra-
ße“ sollten 2012 fertig sein, und die Maßnahme „Cannstatter 
Straße/Heilmannstraße“ sollte 2015 fertig sein. Nach meinem 
Sachstand als Nicht-Stuttgarter ist von all dem noch nichts be-
gonnen.

(Staatssekretär Ingo Rust: Richtig!)

Das zeigt, wie hier in Bezug auf GVFG-Maßnahmen argu-
mentiert und verfahren wurde. Sie sind so verfahren, wie Sie 
es in der Straßenpolitik immer gemacht haben: konzeptions-
los, aber allen alles versprechend und nichts durchfinanziert. 
Dem haben wir zu Recht ein Ende bereitet. 

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Peter Hofelich SPD: Bittere Stunde für deine 
Gegner! – Abg. Winfried Mack CDU: Si tacuisses, 

philosophus mansisses!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Das Wort für die Frakti-
on der FDP/DVP erteile ich Herrn Abg. Haußmann.

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Hinblick dar-
auf, dass wir unter dem nächsten Tagesordnungspunkt noch 
eine Große Anfrage unserer Fraktion zum Thema Verkehrsin-
frastrukturfinanzierung behandeln, möchte ich jetzt nur zwei 
Punkte ansprechen. 

Das erste Stichwort wurde bereits genannt: die Verschiebung 
der Entflechtungsmittel hin zum Umweltverbund. Diese Ver-

schiebung ist bereits erfolgt. Es wird auch in der Stellungnah-
me zu dem vorliegenden Antrag deutlich: 2011 waren es noch 
103,9 Millionen € für den kommunalen Straßenbau, 2012 wa-
ren es 80,5 Millionen €, und 2013 waren es 66 Millionen €. 
Hätte man die Umschichtung nicht durchgeführt, dann wären 
es 99 Millionen € im kommunalen Straßenbau gewesen; die 
Differenzbeträge fließen jetzt in den ÖPNV oder den Radver-
kehr.

(Abg. Sascha Binder SPD: Jetzt sind wir bei der Sa-
che!)

Das Projektvolumen ist sowohl im kommunalen Straßenbau 
als auch im Umweltverbund überzeichnet. Das zeigt auch die 
Stellungnahme zu dem vorliegenden Antrag. Aus diesem 
Grund hat man natürlich 2012 und 2013 einen Bewilligungs-
stopp erlassen. Der Mittelabruf war 2013 nicht zufriedenstel-
lend. 36 Millionen € wurden nicht abgerufen.

Es wurden einige Maßnahmen genannt, u. a. der Rosenstein-
tunnel als Großprojekt. Aber es wäre schon noch einmal inte-
ressant, zu erfahren: Haben denn die Kommunen tatsächlich 
alle Informationen bekommen? Gab es eine unvollständige 
Informationspolitik des MVI, die dazu geführt hat, dass das 
Budget nicht abgerufen wurde?

(Minister Winfried Hermann: Sind wir schuld, dass 
der Bau des Rosensteintunnels nicht begonnen wur-

de?)

Diese Frage stellt sich angesichts dieses Volumens.

Das Zweite: Auch beim Umweltverbund im Bereich des ÖPNV 
gibt es eine Überzeichnung des Programms. Es besteht ein 
Mittelbedarf von 625 Millionen €, also ein viel höherer Be-
darf, als man bis 2019 erfüllen kann.

Es ist das Ziel des Verkehrsministers und des MVI, mehr Pro-
jekte zu fördern, als dies nach dem bisherigen Status möglich 
ist. Was macht man, wenn man mehr Projekte fördern will?

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Man kürzt die Förderquoten. Also wurde die Förderquote von 
75 auf 50 % gesenkt. Zudem wurde eine Festbetragsfinanzie-
rung eingeführt. Damit überträgt man das Risiko den Gemein-
den und Kreisen. Das Ganze wird noch geschmückt mit zu-
sätzlichen Fördermöglichkeiten, die man auch noch mit hin-
einpackt. Das kann man natürlich machen. Aber man muss 
dann auch so fair sein und sagen, dass da sowohl das Risiko 
als auch höhere Kosten auf die Aufgabenträger, auf die Ge-
meinden und Kreise, zukommen. Das ist natürlich insbeson-
dere dann ärgerlich, wenn schon eine Beantragung erfolgt ist, 
wenn schon Planungskosten angefallen sind, aber die Förder-
quoten rückwirkend gekürzt werden.

(Abg. Wolfgang Raufelder GRÜNE: Das stimmt doch 
gar nicht!)

Um das etwas konkreter zu machen, will ich das an einem Bei-
spiel erläutern, das auch in diesem Jahr thematisiert wurde. 
Das betrifft die Schönbuchbahn, ein Projekt mit einem Volu-
men von rund 50 Millionen €, das man schon seit Längerem 
geplant hat. Ich darf hierzu aus einer Sitzung berichten, in der 
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es um die Elektrifizierung der Strecke und um die Beseitigung 
des Bahnübergangs Holzgerlingen Nord geht. Dort heißt es: 

Einen „Hammer und einen Vertrauensbruch sonderglei-
chen“ nennt es Bürgermeister Wilfried Dölker, dass das 
Land Projekte wie den Ausbau der Schönbuchbahn grund-
sätzlich nur noch zu 50 statt 75 % fördern will: „Einfach 
die Förderrichtlinien zu ändern, nachdem der Zweckver-
band Schönbuchbahn bereits mehrere Millionen für die 
Planung ausgegeben hat“, sei eine Unverschämtheit, so 
Dölker.

Das macht immerhin 12,5 Millionen € aus. Ich würde sagen, 
das ist ein ganz ordentlicher Betrag, den der Zweckverband 
erst einmal finanzieren muss. 

Daher ist, glaube ich, einfach festzuhalten, dass man insbe-
sondere bei Projekten, die bereits in der Planung sind, es schon 
ein starkes Stück nennen kann, wenn einfach die Förderquo-
ten geändert werden. Es gibt ja auch kreative Ideen. Nachdem 
das Landesverkehrsministerium festgestellt hat, dass es zu teu-
er ist, insgesamt den Viertelstundentakt einzuführen, hat man 
einfach vorgeschlagen, man könne einige Sitzbänke ausbau-
en und dadurch mehr Stehplätze zur Verfügung stellen, sodass 
man auf den Viertelstundentakt verzichten könne. Ich bin ge-
spannt, ob Sie zur Angebotskonzeption 2025 beim Schienen-
personennahverkehr auch solch kreative Lösungen einbrin-
gen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Das Wort für die Landes-
regierung erteile ich Frau Staatssekretärin Dr. Splett.

Staatssekretärin Dr. Gisela Splett: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der Antrag zielt auf 
den Mittelrückfluss aus dem Landesgemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz ab. Das Zahlenwerk haben wir Ihnen ausführ-
lich dargestellt. Mir geht es heute an dieser Stelle eher darum, 
Ihnen – auch Ihnen, Herr Kollege Kunzmann – die Zusam-
menhänge darzustellen. 

(Abg. Wolfgang Raufelder GRÜNE: Das ist wich-
tig!)

Das ist offensichtlich notwendig. Das zeigen mir auch Ihre 
Ausführungen. Wenn Sie unsere Vorbemerkung, die sachlich 
ist, als „polemisch“ bezeichnen, weise ich dies an dieser Stel-
le deutlich zurück.

Wenn man über das LGVFG und über Mittelrückflüsse redet, 
muss man sich mit den Rahmenbedingungen und den Rahmen
umständen dieses Fördergesetzes auseinandersetzen. Nur so 
werden die eigentlichen Herausforderungen, vor denen wir 
stehen, deutlich.

Es wurde schon angesprochen: Die Föderalismuskommissi-
on II hat das Auslaufen der Entflechtungsgesetzmittel bis zum 
Jahr 2019 beschlossen. Aus den Entflechtungsgesetzmitteln 
speist sich aber unser LGVFG. Erst seit Mitte 2013 haben die 
Länder in einer geschlossenen Formation gegenüber der da-
maligen Bundesregierung erreicht, dass die Entflechtungsge-

setzmittel von 2014 bis Ende 2019 in unveränderter Höhe in 
die Länder fließen. Zuvor stand ein deutliches Abschmelzen 
dieser Leistungen an die Länder im Raum. Mithin wissen wir 
erst seit Mitte 2013 mit Gewissheit, welche Mittel für den 
kommunalen Straßenbau und den Umweltverbund bis 2019 
tatsächlich noch zur Verfügung stehen. 

Das macht auch Ihre Rechnung so falsch, Herr Kunzmann. 
Sie sagen, man hätte gewusst, wie viele Mittel da sind und 
dass die Mittel locker reichen würden für alles, was auf den 
langen Listen stand. Das ist falsch. Bis 2013 wusste man das 
nicht. Es wusste insbesondere die Vorgängerregierung im Jahr 
2011 nicht, wie viele Mittel noch zur Verfügung stehen wür-
den, und trotzdem wurden sehr viele Maßnahmen bewilligt. 

Das eigentliche Problem ist aber, dass die Länder im kommu-
nalen Straßenbau, im ÖPNV und im Radverkehr auch nach 
2019 einen erheblichen Mittelbedarf haben werden. Daher 
müssen wir beim Bund gemeinsam Druck machen, damit die 
Finanzierung über die Entflechtungsgesetzmittel über dieses 
Datum hinaus fortgeführt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Es ist sehr bedauerlich, dass der neue Koalitionsvertrag auf 
Bundesebene dazu leider wenig aussagt. Herr Abg. Kunz-
mann, unsere Sorgen betreffen daher weniger die Reste als 
vielmehr das Auslaufen der Mittel nach dem Jahr 2019. Da-
her wäre ich Ihnen dankbar, wenn wir gemeinsam beim Bund 
dafür eintreten könnten, die Länder nicht im Regen stehen zu 
lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr richtig!)

Beim Straßenbau macht mir die Vorbelastung unseres Pro-
gramms große Sorge. Die Förderung des kommunalen Stra-
ßenbaus nach dem LGVFG leidet seit vielen Jahren unter ei-
ner hohen Vorbelastung der verfügbaren Finanzmittel durch 
ein großes Volumen an Mittelbewilligungen. Sie wissen, dass 
der Rechnungshof dies in der Vergangenheit mehrfach aufge-
griffen hat und bereits in der Denkschrift 2010 die hohe Mit-
telbindung und die fehlende Finanzierungssicherheit beklagt 
hat. 

Daher haben wir uns entschieden – und mussten wir uns da-
zu entscheiden –, in den Jahren 2012 und 2013 einen Bewil-
ligungsstopp zu erlassen. Nur mit dieser drastischen Maßnah-
me war es möglich, das Programmvolumen trotz Kostenstei-
gerungen, die es in diesem Zeitraum bei den vorher bewillig-
ten Maßnahmen gab, auf ca. 340 Millionen € zu reduzieren. 
Aufgrund der bis 2011 bereits bewilligten Maßnahmen und 
der bis 2019 nur noch in geringem Umfang verfügbaren Rest-
mittel bestehen für uns nur geringe Möglichkeiten der Pro-
jekt- und Programmsteuerung. Deshalb ist es wichtig, die Mit-
tel, die noch zur Verfügung stehen und noch nicht gebunden 
sind, auf die wichtigsten kommunalen Projekte zu konzen
trieren. Auf diesen Punkt komme ich noch zu sprechen.

Der Abfluss der gebundenen Mittel ist weitgehend abhängig 
von der Projektumsetzung und der Abrechnung der kommu-
nalen Vorhabenträger. Der Mittelabfluss ist weder durch das 
Ministerium noch durch die Regierungspräsidien steuerbar, 
sondern er ist abhängig vom Voranschreiten von Bau und Ab-
rechnung durch die Projektträger. 
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Der Bau des Rosensteintunnels wurde schon genannt; ich 
möchte ihn ebenfalls als Beispiel nennen. Dieses Vorhaben 
bindet rund 110 Millionen €. Dafür waren im vergangenen 
Jahr 12 Millionen € reserviert, die aber nicht abgeflossen sind. 
Sie stehen eben als Reste, worauf wir auch in unserer Stel-
lungnahme zu Ihrem Antrag hingewiesen haben.

Ein weiterer Faktor bei den Ausgaberesten im letzten Jahr wa-
ren Mittelrückflüsse aus der Projektabwicklung von Altfällen, 
die das Land inzwischen mit Nachdruck verfolgt. Die kom-
munalen Vorhabenträger haben auf die nicht verausgabten 
Mittel in den Folgejahren einen Anspruch. Auch das muss man 
wissen. Man muss auch wissen, dass das bereits skizzierte 
Auslaufen der Bundesmittel und die hohe Mittelbindung künf-
tig zu weniger neu zu bewilligenden Fördermaßnahmen füh-
ren. 

Deswegen ist es ganz normal – das wird auch in den folgen-
den Jahren voraussichtlich so sein –, dass es Ausgabereste 
gibt. Diese sind – das ist auch eine wichtige Aussage – nicht 
verloren, sondern sie sind zweckgebunden. Sie werden auf die 
Folgejahre übertragen und bleiben damit im System. Das gilt 
für den kommunalen Straßenbau, den ÖPNV und die Radin-
frastruktur. Der Verkehrsinfrastruktur geht kein Euro verlo-
ren.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Ganz deutlich möchte ich sagen: Dass die Mittel nicht voll-
ständig abgeflossen sind, lag sicher nicht an fehlenden Pro-
jektbewilligungen durch die Landesbehörden. Im Übrigen lag 
es auch nicht an irgendwelchen mangelnden Informationen, 
wie Sie, Herr Haußmann, es vermutet haben.

Weder im Straßenbau noch im ÖPNV noch im Radverkehr ist 
das Land der Bauherr im Bereich der LGVFG-Förderung. Ent-
sprechend wird der Mittelabfluss, der Projektablauf durch die 
kommunalen Vorhabenträger bzw. Verkehrsunternehmen be-
stimmt und ist durch das Land damit kaum steuerbar. 

Natürlich gibt es auch Umstände, die für die kommunalen Vor-
habenträger schwer vorhersehbar sind. Es gibt beispielswei-
se Fälle, bei denen früher schnellere Plangenehmigungen aus-
reichten, während jetzt Planfeststellungsverfahren notwendig 
sind. Das hat entsprechende zeitliche Folgen.

Noch etwas ist wichtig: Soweit Mittel, die für bestimmte Be-
willigungen in einem bestimmten Jahr gebunden sind, nicht 
abfließen, handelt es sich um rechtlich bereits durch Bewilli-
gung gebundene Mittel, die nicht zur Bewilligung anderer 
Maßnahmen eingesetzt werden können. Diese Mittel können 
wir also nicht zweimal bewilligen. 

An dieser Stelle möchte ich auch sagen: Wenn Sie fragen, wa-
rum wir im Jahr 2013 Mittelreste bzw. Ausgabereste hatten, 
dann frage ich zurück: Warum gab es früher Jahre ohne Aus-
gabereste? Ausgabereste sind bei diesem Förderprogramm 
systematisch normal. Wenn es diese früher nicht gab, kann 
man sich fragen, warum es sie früher nicht gab. Die Antwort 
lautet: Bis 2011 wurden sehr viele Bewilligungen ausgespro-
chen. Bis 2007 brauchte man noch nicht einmal Verpflich-
tungsermächtigungen. Es wurde nicht unbedingt projektscharf 
geplant. 

Bis 2011 wurden vorzeitige Baubeginne gern genehmigt. Es 
wurde gesagt: „Fangt schon mal an, wir bewilligen dann spä-
ter.“ Da hat man nachher bei den Abrechnungen natürlich 
mehr Spielraum, zu steuern. Das geht heute nicht mehr. Der 
Rechnungshof hat die frühere Praxis zu Recht kritisiert. Wir 
haben auf einen transparenten Mitteleinsatz umgestellt, der 
die nur noch begrenzte Mittelverfügbarkeit berücksichtigt. 
Hätten Sie früher so seriös gewirtschaftet, wie wir dies tun, 

(Abg. Winfried Mack CDU: Oh mein Gott!)

dann hätten wir jetzt deutlich größere finanzielle Spielräume 
und könnten das Programm viel besser steuern. Wir könnten 
die Kommunen viel besser unterstützen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Im Übrigen haben wir vor, das LGVFG neu auszurichten. Wir 
wollen insbesondere im Umweltverbund mehr Vorhaben, 
kleinteiligere Vorhaben und stärker in die Breite wirkende 
Vorhaben unterstützen können. Beispiele sind Echtzeit und 
Anschlusssicherung, E-Ticketing, Ladeinfrastrukturen für 
E-Fahrzeuge, Vernetzung der Verkehrsträger. Wir wollen das 
Gesetz ökologisch und nach Nachhaltigkeitskriterien neu und 
zielgerichteter aufstellen. Daran arbeiten wir.

Einen wichtigen, wenn auch nicht leichten Schritt, um bei den 
schon jetzt überbuchten Programmen Spielräume zu schaffen, 
haben wir zum 1. Januar 2014 getan. Mit dem Inkrafttreten 
der Verwaltungsvorschrift für den kommunalen Straßenbau 
und einem Erlass für den Bereich des Umweltverbunds wur-
de der Fördersatz auf 50 % der zuwendungsfähigen Kosten 
reduziert, 

(Abg. Winfried Mack CDU: Nicht gekürzt!)

und die Festbetragsförderung wurde eingeführt. 

Im Übrigen müssen Sie sich bei Ihrer Kritik auch einmal ent-
scheiden. Sie haben einerseits kritisiert, dass wir vom kom-
munalen Straßenbau in Richtung Umweltverbund umge-
schichtet haben, und andererseits haben Sie kritisiert, dass wir 
nicht höhere Fördersätze und mehr Mittel für ÖPNV-Maßnah-
men bereitstellen. Wir gehen so vor, dass wir die Mittel best-
möglich verteilen und einen Schwerpunkt auf den Umwelt-
verbund setzen. Mit den geänderten Förderbedingungen ha-
ben wir Raum geschaffen, um überhaupt noch eine nennens-
werte Anzahl von kommunalen Projekten fördern zu können. 
Dies gilt für alle Bereiche. In der Folge konnten wir im April 
dieses Jahres für 64 neue Straßenbaumaßnahmen grünes Licht 
geben. Auch das widerlegt deutlich Ihre These vom Stillstand 
in dieser Frage.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Insgesamt haben wir die richtigen Maßnahmen ergriffen, um 
mit den verfügbaren Mitteln das Bestmögliche zu erreichen. 
Gemeinsam mit den kommunalen Vorhabenträgern sorgen wir 
dafür, dass die Mittel, die zur Verfügung stehen, bestmöglich 
genutzt werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)
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Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Kunzmann.

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt vermutlich erst ein-
mal eine Entschuldigung! – Staatssekretär Ingo Rust: 

Canossa!)

Abg. Thaddäus Kunzmann CDU: Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn Sie der Meinung sind, dass 
das Programm 2011 schon nicht ausreichend finanziert gewe-
sen sei – ich sehe das anders, aber Sie haben es behauptet –, 
stelle ich die Frage: Warum haben Sie dann dem Topf für den 
kommunalen Straßenbau 232 Millionen € entnommen und da-
mit einen wesentlichen Beitrag dazu geleistet, dass es jetzt ei-
ne große Konkurrenz bei kommunalen Straßenbauprojekten 
gibt und dieses Programm inzwischen völlig überzeichnet ist? 
Die Staatssekretärin hat gesagt – und die Sprecher der Regie-
rungsfraktionen haben es bestätigt –, dass dem kommunalen 
Straßenbau 232 Millionen € entzogen wurden.

(Minister Winfried Hermann: Wir haben drei Jahre 
lang mit einem höheren Anteil als geplant den Stra-

ßenbau finanziert!)

Um was geht es denn beim kommunalen Straßenbau? Es sind 
nicht große Autobahnen, die um Gemeinden mit 2 000 Ein-
wohnern herumgebaut werden. Es sind Entlastungsstraßen, es 
sind Maßnahmen, die der Verkehrssicherheit dienen, Bahn-
übergänge, also Maßnahmen zur Trennung von Straßen und 
Eisenbahnlinien. Es sind manchmal sogar ökologische Pro-
jekte, bei denen Straßen aus Wasserschutzgebieten herausge-
legt werden, und auch Maßnahmen, die dem Verkehrsfluss 
dienen. Das sind Maßnahmen des kommunalen Straßenbaus. 
Diese Maßnahmen machen Sie durch die Kürzung im kom-
munalen Straßenbau in Baden-Württemberg bis 2019 prak-
tisch unmöglich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags Drucksache 15/4682 (Geänderte Fassung). Der An-
trag ist ein reiner Berichtsantrag und kann für erledigt erklärt 
werden. – Sie stimmen zu. 

Damit ist Punkt 7 der Tagesordnung erledigt.

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage der Fraktion der FDP/DVP und Antwort 
der Landesregierung – Verkehrsinfrastrukturfinanzierung 
– Drucksache 15/4283

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion und für das 
Schlusswort der die Große Anfrage stellenden Fraktion eine 
Redezeit von fünf Minuten festgelegt. 

Das Wort für die FDP/DVP-Fraktion erteile ich Herrn Abg. 
Haußmann. 

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Große Anfra-

ge der FDP/DVP-Landtagsfraktion zur Verkehrsinfrastruktur-
finanzierung sollte den Blick auf die elementare Bedeutung 
der Verkehrsinfrastruktur für die wirtschaftliche Entwicklung 
in Baden-Württemberg und auch in der Bundesrepublik len-
ken. 

Die Verkehrsinfrastruktur ist Rückgrat für Wohlstand und Le-
bensqualität insbesondere auch in Baden-Württemberg. Die 
Verkehrsprognose für 2030, die vor Kurzem präsentiert wur-
de, deutet auf einen weiteren deutlichen Anstieg des Verkehrs 
hin: ein Zuwachs um 10 % beim Pkw-Verkehr, 39 % beim 
Lkw-Verkehr, 19 % bei der Bahn, 23 % beim Schiffsverkehr 
und 65 % beim Luftverkehr. 

Die Bodewig-Kommission zur Vorbereitung der Verkehrsmi-
nisterkonferenz hat ein Defizit in der Verkehrsinfrastrukturfi-
nanzierung von jährlich 7,2 Milliarden € in der Bundesrepu-
blik festgestellt. Die Straßen und Brücken in Deutschland sind 
in einem schlechten, teilweise in einem katastrophalen Zu-
stand. Jahrelang wurde dafür zu wenig Geld ausgegeben. Ein 
Beispiel: Das Durchschnittsalter der Eisenbahnbrücken liegt 
bei 56 Jahren. Bei rund 1 400 Eisenbahnbrücken besteht drin-
gender Sanierungsbedarf. 

Die Große Koalition hat von den 7,2 Milliarden € pro Jahr für 
die jetzige Legislaturperiode 5 Milliarden € in ein zusätzli-
ches Budget gegeben, wovon wiederum etwa 1,5 Milliarden € 
zur Abfinanzierung älterer und laufender Projekte vorgesehen 
sind. Insofern werden wir auch in dieser Legislaturperiode ei-
nen weiteren Werteverzehr zu verzeichnen haben. Schlimmer 
noch, die Große Koalition nimmt anstelle eines Innovations-
schubs Sozialausgaben in Milliardenhöhe zulasten der kom-
menden Generationen vor. So sieht, glaube ich, eine moder-
ne Verkehrspolitik für künftige Generationen nicht aus, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Thomas Blen-
ke CDU)

Der stete Verzehr des Anlagevermögens hat nicht nur hohe 
Folgekosten, sondern ist auch eine Gefahr für die Wettbe-
werbsfähigkeit der baden-württembergischen Wirtschaft; die 
hat sich erst letzte Woche wieder zu Wort gemeldet. Drei Bei-
spiele:

Die Firma ebm-papst aus dem Hohenlohekreis hat auf die 
schwierige Verkehrsinfrastruktur, den Straßenzustand der Hol-
lenbacher Steige hingewiesen. Die Firma ebm-papst möchte 
50 Millionen € investieren, 100 Arbeitsplätze schaffen und hat 
erhebliche Schwierigkeiten, überhaupt eine gute Anfahrt si-
cherzustellen. 

Der Autozulieferer ZF Friedrichshafen am Bodensee rekla-
miert schon seit Langem den Zustand der B 31. 

Der Kranbauer Liebherr in Ehingen reklamiert marode Brü-
cken, die ihn zu großen Umwegen nötigen, um die Kräne zu 
den Einsatzorten zu bringen. 

Das alles zeigt, glaube ich, wie wichtig die Verkehrsinfrastruk-
tur auch in Baden-Württemberg ist.

Umso ärgerlicher sind natürlich die nicht in Anspruch genom-
menen Mittel für den Bundesfernstraßenbau 2013, über die 
wir vor einigen Wochen und Monaten diskutiert haben. Jetzt 
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sei einmal dahingestellt, ob es aus den originären Mitteln 6 
oder 15 Millionen € oder aus den Swingausgleichsmitteln 10 
oder 50 Millionen € – jede 10 Millionen € sind da schon zu 
viel – oder noch mehr sind. Aber die Grundsatzproblematik 
ist, glaube ich, zum Ausdruck gekommen. 

Ich möchte schon noch einmal darauf hinweisen: CDU und 
FDP/DVP haben dazu einen Antrag gestellt. Der Verkehrsmi-
nister hat dazu erklärt, dass es durchaus einen Antrag zur Son-
derrückzahlung kreditfinanzierter Altprojekte gegeben habe. 
Dies sei von der Bundesregierung abgelehnt worden. 

Dazu möchte ich an dieser Stelle aus der Antwort vom 28. Ap-
ril 2014 auf eine Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen 
aus dem Bundestag zitieren. Darin heißt es:

Es ist nicht richtig, dass das ehemalige Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) dem 
Land Baden-Württemberg die Inanspruchnahme von Aus-
gleichsmitteln zur vorzeitigen Sonderrückzahlung kredit-
finanzierter Altprojekte wie beispielsweise für den Engel-
berg-Tunnel verwehrte.

Da fragt man sich dann schon: Was stimmt jetzt eigentlich? 
Der Verkehrsminister sagt, er hätte es beantragt, und die Bun-
desregierung antwortet auf die Kleine Anfrage von Bünd-
nis 90/Die Grünen, das stimme so nicht. Irgendwo herrscht 
also ein großes Tohuwabohu, möglicherweise beim MVI. 

(Zuruf des Ministers Winfried Hermann) 

Die Folge waren Panikreaktionen und Druck des Koalitions-
partners. Es wurden schnell Zwangsmaßnahmen im Straßen-
bau durchgeführt. Ich sage immer: Besser eine späte Erkennt-
nis als keine Erkenntnis. So wurden die Mittel für die Vorfi-
nanzierung von Bundesfernstraßenprojekten um rund 40 Mil-
lionen € auf etwa 100 Millionen € aufgestockt. Es wurden 
weitere Stellen in der Straßenbauverwaltung geschaffen. Für 
den Doppelhaushalt 2015/2016 wurden weitere Stellen ange-
kündigt. Dies ist sicherlich ein erster Schritt.

Wir warten noch auf das Organisationsgutachten, durch das 
die Straßenbauverwaltung eigentlich nochmals analysiert wer-
den sollte. Es ist seit Langem angekündigt. Wir werden dazu 
sicherlich auch noch einmal etwas hören. 

Begrüßenswert ist die Aufstockung der Sanierungsmittel. Wir 
warten noch auf das lange angekündigte Brückensanierungs-
programm – es sind 40 Millionen € angekündigt –, das auch 
dringend notwendig wäre angesichts dessen, dass 200 von 
3 150 Brücken in der Baulast des Landes dringend sanierungs-
bedürftig sind. 

Im Hinblick auf die Haushaltssituation und die Mehreinnah-
men stellt sich aber schon die Frage, ob es ausreicht, dass man 
die Mittel für die Sanierung aufstockt. Ich halte es für wich-
tig, auch für den Neu- und den Ausbau im Landesstraßenbau 
die Mittel aufzustocken. 

Wenn einerseits der Verkehrsminister zu Recht beim Bund 
einfordert – so hat er es gestern auch gemacht –, auch über-
jährig und mehrjährig zu finanzieren, dann sollte man, glau-
be ich, auch mit einem guten Beispiel vorangehen einerseits, 
was die Gesamtmittel anbelangt, und zum Zweiten, was die 

Infrastrukturfonds mit überjährigen und zweckgebundenen 
Finanzierungsmodellen anbelangt. 

Unsere Unterstützung haben Sie, Herr Minister Hermann, wenn 
es um die Nachfolgeregelung für die Entflechtungsmittel geht, 
wenn es um die Nachfolgeregelungen für das GVFG-Bundes-
programm geht und wenn es um die künftige Struktur der 
ÖPNV-Finanzierung durch die vom Bund bereitgestellten Re-
gionalisierungsmittel geht. Es liegt in der Verantwortung des 
Verkehrsministers, dass das vielerorts geschwundene Vertrau-
en in die Verkehrspolitik des Landes wieder gestärkt wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die CDU-Fraktion 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Mack.

Abg. Winfried Mack CDU: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wenn es um die Verkehrsinfrastrukturfi-
nanzierung geht, sagen alle in diesem Haus: „Wir brauchen 
mehr Geld für den Erhalt und den Ausbau von Verkehrsinfra-
struktur.“ Was uns jedoch unterscheidet, ist, dass die einen tat-
sächlich für mehr Mittel kämpfen 

(Zuruf des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE)

und sich die anderen in Aktionismus über diese Sache erge-
hen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Unser Verkehrsminister ist ein großer Meister darin, das zu 
zelebrieren. Herr Minister, Sie durften neulich der „Schwäbi-
schen Zeitung“ ein fast ganzseitiges Interview geben. Der 
Kern, den ich aus diesem Interview entnommen habe, war, 
dass Sie sich gefragt haben, warum Sie hier ein völlig ande-
res Image hätten als zu Ihrer wohl guten Zeit – wie Sie mei-
nen – in Berlin, im Deutschen Bundestag. Ich kann Ihnen sa-
gen, was der Unterschied ist: Im Bundestag waren Sie von 
morgens bis abends bloß als Sprüchemacher unterwegs. Hier 
sind Sie Verkehrsminister und müssen etwas liefern, aber Sie 
liefern nichts, weder bei der Straße noch bei der Schiene.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Sie lenken ständig davon ab. Das ist der Grund, warum Sie 
dort vielleicht nicht aufgefallen sind, aber hier damit auffal-
len, dass Sie nichts zustande bekommen.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wer hat Ihnen 
das aufgeschrieben?)

Von den 100 Millionen €, die nicht abgerufen wurden, war be-
reits die Rede. Aber, liebe Kollegen von den Grünen, der 
Punkt ist: Der BUND jubelt, Baden-Württemberg habe für 
den Bundesverkehrswegeplan am wenigsten von allen 16 Län-
dern in Deutschland angemeldet. Was ist die Botschaft, die 
dabei herüberkommt? Die Botschaft ist, dass die anderen sa-
gen: „Die wollen doch in Baden-Württemberg gar keine Stra-
ßen.“ 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Herr Kollege, 11 Mil-
liarden € Projekte!)
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So kommt es zustande, dass Bayern im vergangenen Jahr 1,2 
Milliarden € beim Bund abrufen konnte, Baden-Württemberg 
aber nur 800 Millionen €. 400 Millionen € fehlen, weil hier 
keine aktive Verkehrspolitik gemacht wird. Der Minister 
macht vielmehr Zwischenrufe von der Regierungsbank, die 
ich nicht verstehe. Bei einer Konferenz der IHK Heilbronn-
Franken sagte ein Unternehmer zum Minister: „Ich brauche 
eine gute Straße zu meinem Unternehmen. Dort sind Arbeits-
plätze.“ Darauf sagte der Minister: „Junge, du baust in der 
Pampa. Bau doch endlich einmal woanders.“ „Pampa“ hat er 
wörtlich gesagt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Andreas 
Schwarz GRÜNE: Falsch zitiert! – Minister Winfried 

Hermann: Das ist eine schlechte Quelle!)

Das ist die Verkehrspolitik, die in Baden-Württemberg ge-
macht wird. Wir brauchen mehr Geld für Verkehrsinfrastruk-
tur. Deswegen begrüßen wir von der CDU – die SPD sieht es 
als unser Koalitionspartner im Bund genauso –, dass der neue 
Verkehrsminister Dobrindt jetzt eine Pkw-Maut angekündigt 
hat. Eine Vignette kostet danach 100 € und soll – jedenfalls 
bei Inländern – mit der Kfz-Steuer verrechnet werden.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Belastung der Au-
tofahrer!)

Wir sind auch nicht diejenigen, die unbedingt nach dieser 
Pkw-Vignette lechzen, aber sagen Sie uns mit Ihrer ganzen 
politischen Größe doch einmal, Herr Schwarz,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

woher Sie das Geld bekommen wollen, wenn Sie es nicht aus 
dieser Vignette beziehen wollen. Wollen Sie etwa sagen, wir 
sollten weniger aus der Ökosteuer hinein in die Rente geben 
und mehr in die Verkehrsinfrastrukturfinanzierung? Herr 
Schwarz, die Wahrheit ist konkret.

(Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abg. Lede Abal?

Abg. Winfried Mack CDU: Ja, bitte schön.

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Herr Mack, Sie 
haben gerade die Pläne des Verkehrsministers Dobrindt be-
schrieben. Ich möchte gern von Ihnen Folgendes wissen: 
Wenn Sie sagen, dass es eine Maut ist, von der dann ohnehin 
ein großer Teil wieder befreit wird, wie viel erhoffen Sie sich 
denn real davon? Was soll bei dieser Maut wirklich an Mit-
teln hereinkommen? Denn Sie sagen, das sei das große Ziel 
bzw. Sie hätten den Stein der Weisen für die Finanzierung ge-
funden. Dass durch ausländische Verkehrsteilnehmer, die in 
der Bundesrepublik fahren, eine gewisse Summe erwirtschaf-
tet wird, streiten wir gar nicht ab – wenn es dazu käme. Wie 
groß ist denn dieser Teil tatsächlich, wenn Sie alle inländi-
schen Verkehrsteilnehmer sofort wieder von der Maut ausneh-
men?

Abg. Winfried Mack CDU: Seien Sie unbesorgt, es wird we-
sentlich mehr Geld in die Kassen bringen.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Also, Sie 
haben keine Antwort!)

Dieses Geld können wir für die Verkehrsinfrastrukturfinanzie-
rung nutzen. Damit können wir dann mehr Projekte realisie-
ren, z. B. die Bundesstraße bei Ihnen bei Tübingen weiter in 
Richtung Süden ausbauen. Das müsste auch dringend gemacht 
werden. Es gibt noch viele andere Projekte.

(Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Wie viel Euro?)

Sie müssten auch dafür sein, wenn Sie tatsächlich Straßen 
bauen wollen. Aber ich habe den Eindruck,

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

dass Sie keine Straßen bauen wollen, sondern nur Nebelker-
zen werfen – genauso wie Ihr Minister.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Daniel 
Andreas Lede Abal GRÜNE: Wie viel?)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
schauen Sie sich die Ortsdurchfahrten in Baden-Württemberg 
an. Durch viele davon donnern tausend und mehr Lkws pro 
Tag. Die Aufgabe der Landesregierung muss sein, für Abhil-
fe zu sorgen. Ich glaube, es wäre dringend notwendig – damit 
spreche ich nicht nur den Bereich der Bundesverkehrsstraßen, 
sondern auch den der Landesstraßen an –, dass wir mit den 
Kommunen, mit den kommunalen Landesverbänden in den 
Dialog eintreten und überlegen, wie wir die Situation in Ba-
den-Württemberg deutlich verbessern können, und zwar so, 
wie es auch die Bayern tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

In dieser Hinsicht würde ich mir einmal Impulse versprechen. 
Aber da ist gar nichts. Es herrscht Stillstand, es passiert null, 
Herr Minister. Im Bereich der Landesstraßen haben Sie null 
Komma null neue Akzente gesetzt, obwohl Sie die Handlungs-
freiheit hätten.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Falsch!)

Unter dem Strich bleibt: Ein Land wie Baden-Württemberg, 
das ein starkes Wirtschaftswachstum verzeichnet, ein starkes 
Exportland und ein starkes Industrieland ist, braucht einen an-
deren Verkehrsminister, der eine andere Verkehrspolitik macht. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das war 

ja nicht einmal Bierzelt!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich das Wort Herrn Abg. Raufelder.

Abg. Wolfgang Raufelder GRÜNE: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Was Sie hier geäußert haben, ist schon 
starker Tobak.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Wenn Sie sich die Sondersitzung der Verkehrsministerkonfe-
renz noch einmal vor Augen führen – das steht übrigens auch 
in der Antwort der Landesregierung –, erkennen Sie, dass un-
ser Minister aus Baden-Württemberg derjenige war, der sozu-
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sagen vor den Koalitionsverhandlungen Eckpunkte gesetzt 
hat. Diese betrafen die Sanierung, den Weiterbau sowie die 
intelligente Produktion der Straßeninfrastruktur.

(Abg. Winfried Mack CDU: Der wollte doch gar 
nicht mitregieren! – Gegenruf der Abg. Edith Sitz-
mann GRÜNE: Das weisen wir entschieden zurück, 

Herr Mack!)

– Das ist nicht richtig. Es ist im Grunde unser Verkehrsminis-
ter gewesen, der deutlich gemacht hat, wie die Verkehrspoli-
tik der Zukunft aussehen muss.

(Abg. Winfried Mack CDU: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!)

Dass so viele Brücken in der Landschaft stehen, die nicht be-
fahren werden können und schon jetzt verrotten, ist eine Si-
tuation, die Sie verursacht haben.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD – 
Abg. Edith Sitzmann GRÜNE: Alles unter der CDU! 

– Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

Darüber hinaus – das haben wir im Verkehrsausschuss immer 
wieder herauf- und herunterdekliniert – haben wir es ge-
schafft, ein anderes Mobilitätsdenken in die Köpfe der Men-
schen zu bekommen. Die Leute vor Ort sehen, dass die Sanie-
rung wichtig ist und man dafür viel mehr Geld bereitstellen 
muss. Schauen Sie sich die Bundeswasserstraßen an. Sie sa-
gen immer, Sie seien für den Ausbau der Neckarbereiche. Aber 
wer hat sie denn die ganzen Jahre verrotten lassen?

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Wer hat das Geld beim Bund abgerufen, damit diese Infra-
strukturleistung nicht kaputtgeht?

(Zuruf: Das war Herr Mack! – Heiterkeit)

– Ja, zum Teil. Aber bei einem wichtigen Aspekt, der jetzt an-
steht, hat auch der Verkehrsminister eine wichtige Rolle ge-
spielt. Das Gemeindeverkehrsfinanzierungskonzept, das 2019 
ausläuft, hätte nicht weiter im Koalitionsvertrag von Rot und 
Schwarz gestanden, wenn dieser Verkehrsminister nicht ge-
sagt hätte: „Wir brauchen für eine leistungsfähige Verkehrs-
infrastruktur der Kommunen die GVFG-Mittel.“ Jetzt steht es 
im Koalitionsvertrag, aber es gibt leider noch keine Hand-
lungsmöglichkeiten, die nach 2019 vorausgesetzt werden.

Wir können immer wieder über alle Infrastrukturmaßnahmen 
auf großen Flächen diskutieren, aber es geht auch darum, vor 
Ort in den Kommunen die Infrastruktur auszubauen. Deswe-
gen sind die GVFG-Mittel für die Kommunen ganz wichtig. 
Hier steht ganz klar die Bundesregierung in der Verantwor-
tung. 

Auch bei vielen Schienenbauprojekten, bei denen die Landes-
regierung Anstöße gibt, bei denen das Land sogar Geld für 
Maßnahmen gibt, die eigentlich der Bund finanzieren müsste 
– beispielsweise bei der Rheintalschiene –, müssen wir jetzt 
darauf drängen, dass gehandelt wird. Denn auch in der Ver-
kehrsministerkonferenz wurde parteiübergreifend deutlich he-
rausgestellt, dass – wie Sie auch immer sagen – mehr Geld in 
das System muss. 

Das Geld muss dann aber auch sinnvoll umgesetzt werden. 
Dafür haben wir in Baden-Württemberg die richtigen Kon-
zepte, über die wir auch immer wieder diskutiert haben. Ich 
denke, man sollte jetzt – das wäre auch meine Aufforderung 
an Sie – mit der Umsetzung dieser Konzepte, die wir zum Teil 
auch gemeinsam entwickelt haben, weiter vorangehen. Diese 
sollten jetzt auch finanziell und letztlich zum Wohl von Ba-
den-Württemberg, für die Infrastruktur in Baden-Württem-
berg umgesetzt werden. 

Dazu gehören nicht nur die Straßen. Ich sage es noch einmal: 
Ein Mobilitätsnetz beginnt vielmehr an der Haustür und en-
det am Arbeitsplatz bzw. im Urlaubsgebiet. Ein Mobilitäts-
netz bezieht sich auch nicht nur auf das Auto, sondern es kann 
vieles umfassen. Es muss nur stimmig sein. Viele Kommunen 
haben heute schon Mobilitätszentralen. Daran muss weiterge-
arbeitet werden.

Mich hat eigentlich verwundert, dass Sie bei Ihren Ausfüh-
rungen zur Großen Anfrage der FDP/DVP-Fraktion, die vom 
Ministerium sehr gut beantwortet wurde, nicht auf die Bo-
dewig- und die Daehre-Kommission eingegangen sind. Die-
se haben deutlich gemacht, wo die eigentlichen Probleme lie-
gen. Die Mautdiskussion hat sich nicht nur auf die Vignette 
bezogen. Es wurde vielmehr auch gefragt, ob für den Schwer-
lastverkehr höhere Gebühren gelten sollten, weil gerade der 
Schwerlastverkehr verstärkt zur Abnutzung der Straßen und 
Brückenkonstruktionen beiträgt. 

Über diese Themen haben wir auch im Ausschuss wiederholt 
diskutiert. Man muss aber auch hier im Plenum einmal deut-
lich sagen, dass diese Diskussion angeregt ist und wir die Dis-
kussion auch weiterführen müssen. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Noch mehr belas-
ten?)

– Es geht nicht darum, noch mehr zu belasten. Sie müssen die 
Mautsituation so umdrehen, dass die Lastwagen sozusagen 
mehr herangezogen werden, weil sie auch viel mehr die Brü-
cken und die ganzen Konstruktionen belasten, oder Sie gehen 
mehr in Richtung einer Verlagerung auf Schienenverkehre 
oder andere Möglichkeiten.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

– Herr Zimmermann, ich glaube, es ist immer schwierig, Kon-
zeptdiskussionen mit Ihnen zu führen. Wenn Sie sich die 
Kommissionen, die es in diesem Bereich gibt, einmal anschau-
en würden, würden Sie feststellen, dass dort gute Konzepte 
erarbeitet wurden. Übrigens ist auch schon die Konrad-Ade-
nauer-Stiftung sehr viel weiter – –

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Weiter als die 
CDU Baden-Württemberg! – Gegenruf des Abg. An-

dreas Schwarz GRÜNE: Sehr richtig!)

– Weiter als die CDU Baden-Württemberg; richtig, Herr Sckerl. 
– Deswegen muss an diesen Konzepten weitergearbeitet wer-
den. 

Der baden-württembergische Verkehrsminister geht in die 
richtige Richtung. Er ist nicht – wie Sie vorhin behauptet ha-
ben – im Bundestag nicht aufgefallen. 
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(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das hat er mit 
sich selbst verwechselt!)

Er hat dort viele gute, richtige Anregungen gebracht. Bedau-
erlicherweise ist das bei Ihnen leider nie richtig angekommen. 
Wir können jedoch nur gemeinsam für die Infrastruktur in Ba-
den-Württemberg weiter werben. Deshalb richte ich noch ein-
mal den Appell an Sie – vorhin habe ich bereits versucht, Sie 
dazu zu bewegen –, die Konzepte, die gut sind, die unser Ver-
kehrsminister angeregt hat und die unsere Fraktion hier wei-
ter vorantreibt, mitzutragen. Das wäre meines Erachtens der 
richtige Weg.

Vielen Dank und auf eine gemeinsame Zukunft für Baden-
Württemberg.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Haller das Wort.

Abg. Hans-Martin Haller SPD: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Vielen Dank an die FDP/DVP, dass sie die-
ses Thema mit einer Großen Anfrage auf die Tagesordnung 
gesetzt hat. Es ist uns allen wichtig, zu erfahren, welche Im-
ponderabilien damit verbunden sind. Denn die Verkehrsfinan-
zierung – ich denke, darüber besteht Konsens – ist für den Ver-
kehr in Baden-Württemberg, für den Wohlstand, der hier ge-
schaffen wird, von Bedeutung. 

Damit jedoch kein falscher Zungenschlag aufkommt: Das ist 
nur ein Element für den Wohlstand in diesem Land; es ist nicht 
das einzige. Das möchte ich einfach betonen. In der Abwä-
gung der Güter für die Wohlstandsentwicklung sind natürlich 
Bildung, Ausbildung genauso wichtig wie auch Arbeitsethik 
und das Unternehmertum – speziell in Baden-Württemberg. 
Daher ist der Verkehr für die Wohlstandsentwicklung durch-
aus wichtig, er hat jedoch kein Alleinstellungsmerkmal. Ich 
meine, das ist auch allgemeiner Konsens. 

Mit Ihrer Anfrage haben Sie eine ganze Bandbreite von The-
men umrissen, auf die wir gar nicht alle im Einzelnen einge-
hen können. Deswegen möchte ich es bei einigen wenigen 
Punkten bewenden lassen. Die Kernfrage ist natürlich die Ver-
kehrsfinanzierung. Hierüber haben wir kein Erkenntnispro-
blem. Wir verschleiern das Erkenntnisproblem jedoch durch 
eine Vielzahl von Dialogen, Kommissionen usw. 

Die Sachlage ist einfach die, dass wir unser Verkehrsnetz – 
egal, ob Schiene, Radwege oder Straße – verkommen lassen. 
Alle Parteien haben es bislang nicht geschafft, hierfür entspre-
chende Mittel zur Verfügung zu stellen. Das ist die Situation. 
Da kann man x Konferenzen abhalten und Kommissionen ein-
setzen, im Grunde gibt es eine ganz einfache Lösung: Man 
braucht ausreichend Geld. Da brauche ich keine Dialoge mit 
Kommunen, keine runden Tische, keine Konferenzen und 
auch keine Weltkonferenzen. Die Lösung ist ganz einfach: Ich 
kann Verkehr letztendlich immer nur durch Investitionen und 
mithilfe von Finanzmitteln regeln. Das gilt für die Verlage-
rung des Verkehrs auf die Schiene, für bessere Straßen usw. 
Bislang hat noch keine Regierung eine umfassende Antwort 
dazu gegeben. 

Die Große Koalition hat jetzt zwei Maßnahmen ergriffen, die 
wir, die SPD Baden-Württemberg, für gut befinden. Das be-

zieht sich zum einen auf die generelle Mittelerhöhung um ca. 
1 Milliarde € – auch das ist jedoch nicht ausreichend – und 
zum anderen auf die Erhöhung der Lkw-Maut. 

Die dritte Säule – die Pkw-Maut – unterstützen wir, die SPD 
Baden-Württemberg, nicht. Nach wie vor halten wir die Ein-
führung der Pkw-Maut für falsch, 

(Beifall des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE)

schon allein deswegen, weil ich – gemäß der Aussage von 
Herrn Mack – nach dem Verrechnen des Geldes, das ich durch 
die Pkw-Maut einzunehmen erhoffe, mit der Kfz-Steuer am 
Ende nicht mehr Geld zur Verfügung habe, sondern dies nur 
zu einem größeren bürokratischen Aufwand führt. Das ist ge-
nau das, was wir, die SPD Baden-Württemberg, nicht wollen. 
Deshalb sind wir auch weiterhin der Meinung, dass die von 
Dobrindt avisierte Pkw-Maut keine zielführende Perspektive 
ist, um mehr Geld für den Verkehr und den Straßenbau zu ak-
quirieren. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Ihre Aussage freut 
alle deutschen Urlauber, wenn sie im Sommer in den 

Süden fahren!)

Das ist weiterhin unsere verbindliche Aussage. 

(Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abg. Razavi?

Abg. Hans-Martin Haller SPD: Liebend gern, Frau Razavi.

(Zurufe)

– Man hat so seine Schwächen, Frau Kollegin. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Wie darf ich das ver-
stehen, Herr Kollege?)

Abg. Nicole Razavi CDU: Ich stelle auch eine ganz liebe Fra-
ge. – Dass die SPD gegen die Pkw-Maut ist – –

Abg. Hans-Martin Haller SPD: Die SPD Baden-Württem-
berg.

Abg. Nicole Razavi CDU: Dass die SPD Baden-Württem-
berg gegen die Pkw-Maut ist, kann man einmal so stehen las-
sen. Wir sind auch nicht mit der Maut verheiratet. Wenn die 
SPD jedoch gegen die Maut ist, dann muss sie auch sagen, 
woher das Geld, das wir so dringend benötigen, kommen soll. 
Ich erinnere daran, dass es die rot-grüne Koalition in Berlin 
war, die Geld aus dem Verkehrsbereich, aus dem, was die Au-
tofahrer zahlen, in die Rente verschoben hat. Die Sündenfäl-
le sind seit dieser Zeit endlos. Das heißt, Herr Haller, es reicht 
eben nicht, nur gegen die Pkw-Maut zu sein. Sie müssen schon 
auch Antworten geben, woher das Geld kommen soll. Viel-
leicht können Sie uns heute dazu ein paar Vorschläge machen.

Abg. Hans-Martin Haller SPD: Liebe Frau Razavi, Sie ha-
ben die Selbstkritik, die ich vorhin geübt habe, offensichtlich 
überhört. Ich habe klar gesagt, dass es noch keiner Partei ge-
lungen sei, eine ausreichende Finanzierung bereitzustellen. 

Das Problem ist, dass die CDU mit ihrer Politik, die wir hef-
tigst kritisieren, etwas suggeriert, heiße Luft produziert, in-
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dem sie für die Maut ist mit der Begründung, diese würde 
Geld schöpfen. Nochmals: Auf der einen Seite wollen Sie die 
Pkw-Maut einführen, auf der anderen Seite die Kfz-Steuer ab-
senken, und dabei behaupten Sie, es gäbe mehr Geld. Wenn 
Sie 500 Millionen € oder 1 Milliarde € – das ist völlig egal – 
an Pkw-Maut akquirieren, das Aufkommen der Kfz-Steuer, 
das 7 Milliarden € beträgt, jedoch auf 6 Milliarden € absen-
ken, dann ist kein Cent mehr in der Tasche. Das Gegenteil be-
haupten Sie jedoch immer wieder. Das Dilemma ist doch, dass 
Sie die Grundrechenarten nicht beherrschen. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Sie haben jetzt doch wieder suggeriert, dass die Einführung 
der Pkw-Maut zu mehr Geld führt. Wir haben dann aber nicht 
mehr Geld zur Verfügung. Nochmals: Es ist bedauerlich, dass 
wir dann nicht mehr Geld haben. Wir sind aber noch voller 
Hoffnung, dass wir weitere Schöpfmittel auftun. Als Verkehrs-
politiker müssen wir generell dafür kämpfen, dass uns mehr 
Geld für den Verkehrsetat zur Verfügung gestellt wird. Das ist 
der Knackpunkt in dieser Republik.

Nochmals zurück zum Land Baden-Württemberg: Sie kriti-
sieren immer, dass kein Straßenbau, keine Verkehrspolitik be-
trieben würde. Dies müssen wir heftigst zurückweisen. Hier 
können wir auf die Zahlen verweisen. Dazu braucht man kei-
ne Konzepte, keine Ideologien. Nochmals: Wir haben die Er-
haltungsmittel im Straßenbau von einst 50 Millionen € auf in-
zwischen 125 Millionen € angehoben. Das ist mehr als eine 
Verdopplung der Mittel für den Erhalt der Straßen. 

Wir müssen schauen, ob wir beim Neu- und Ausbau noch 
mehr Mittel akquirieren. Sie wissen aber selbst, dass dies ei-
ne gewisse Auseinandersetzung mit den einzelnen Themen-
setzungen jeder Koalition erfordert.

Es ließe sich hier lange über viele Aspekte diskutieren. Ange-
sichts der fortgeschrittenen Zeit möchte ich jedoch mein Zeit-
kontingent nicht ganz ausschöpfen. Ich bedanke mich noch-
mals ganz herzlich für diese Große Anfrage, anhand der wir 
sehr gut über die Verkehrsthematik diskutieren können, auch 
deshalb, weil das Ministerium sehr ausführlich und präzise 
geantwortet hat. 

Danke.

(Beifall bei der SPD und den Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Hermann das Wort.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann: Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es ist zu Recht darauf hingewiesen worden, dass wir, 
die Regierung, sehr ausführlich auf diese Große Anfrage ge-
antwortet haben. Wir bedanken uns auch dafür, dass das The-
ma Infrastrukturfinanzierung damit nochmals hier in den Land-
tag getragen worden ist. Ich will auch nicht alles wiederho-
len, was in der schriftlichen Antwort steht, sondern nur noch 
den einen oder anderen Akzent setzen, der jetzt auch hier noch 
einmal in die Debatte eingebracht worden ist, und an einigen 
Stellen auch sagen, wie die Debatte weiter gelaufen ist. Wo 
stehen wir heute? Es ist ja inzwischen schon einige Zeit ver-
gangen.

Vielleicht noch einmal zu den beiden Kommissionen. Was ha-
ben die Kommissionen wirklich gebracht? 

Die Daehre-Kommission hat vor allem die Leistung erbracht, 
dass man bundesweit die Zahlen erhoben hat und sich partei-
übergreifend mit Experten verständigt hat, in welchen Berei-
chen welche Defizite bestehen. Da ist die wichtige Zahl ent-
standen, dass wir bei Erhalt und Sanierung der gesamten Inf-
rastruktur in Deutschland ein jährliches Defizit von 7,2 Mil-
liarden € haben. Das war die allerwichtigste Grundtatsache, 
die mit dieser Kommission klargestellt worden ist. Denn bis-
her war ja völlig beliebig, was die Leute gesagt haben, wo et-
was fehlt, wie viel fehlt usw. Wir haben uns zunächst im Be-
reich „Erhalt und Sanierung“ auf dieses Defizit verständigt 
und auch deutlich gemacht, dass dort der allergrößte Nach-
holbedarf besteht.

Zweitens hat die Kommission alle Instrumente einer zusätz-
lichen, anderen, besseren Finanzierung der Verkehrsinfra-
struktur aufgelistet, sie bewertet, und zwar positiv wie nega-
tiv, ohne eine Entscheidung zu fällen. Damit war die Arbeit 
der Kommission beendet, und sie hatte ihren Auftrag erfüllt. 

Deswegen war es zwingend notwendig, eine zweite Kommis-
sion, die Bodewig-Kommission, einzurichten, die einen be-
schränkten Auftrag hatte. Die Verkehrsminister haben gesagt: 
Jetzt nicht noch weitere Zahlen, weitere Gutachten oder sonst 
etwas, sondern einen Vorschlag machen, was wie umzusetzen 
ist.

Man muss sagen: Es war in der Bundesrepublik bis dahin noch 
nie gelungen, dass sich alle Verkehrsminister – egal, von wel-
chem Land, egal, welcher Couleur – zusammen mit dem Bund 
auf ein Gesamtkonzept verständigt haben und in einer Son-
derkonferenz einstimmig dieses Konzept verabschiedet ha-
ben. Ich will schon einmal deutlich machen: Ich habe sehr ak-
tiv daran mitgewirkt, dass das zustande gekommen ist, weil 
ich weiß, dass eine Grundvoraussetzung für eine gute Politik 
auf Landesebene ist, dass wir genügend und angemessene 
Mittel vom Bund bekommen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Ich komme nachher noch darauf zurück.

Aber ich will auch deutlich machen: Wir haben nicht nur auf 
Bundesebene agiert und gefordert, sondern wir haben auch 
auf Landesebene Konsequenzen gezogen. Im Unterschied zu 
Ihnen, die Sie jahrelang gesagt haben: „Wir brauchen Straßen, 
die Straßen müssen saniert werden“, haben wir die Mittel zur 
Verfügung gestellt und verdoppelt.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Wo denn?)

Sie reden jedes Mal, bei jeder Debatte entgegen jeder Reali-
tät davon, dass wir nichts täten, dass nichts geschehen würde. 
Das ist wahrheitswidrig. Das ist einfach irre, was Sie da er-
zählen. Das glaubt Ihnen inzwischen auch niemand mehr, weil 
die Leute sehen: Wir tun etwas, wir sanieren die Landesstra-
ßen deutlich und sichtbar.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Zuruf der Abg. Nicole Razavi CDU)

Ich will Ihnen nochmals sagen: Sie hatten über mehrere Jah-
re hinweg nicht einmal reguläre Mittel im Haushalt für Lan-
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desstraßen, sondern Sie haben die Landesstraßen auf Pump fi-
nanziert. Wir zahlen heute noch einen Teil dieser Pumpfinan-
zierung Jahr für Jahr zurück. Das haben wir komplett geän-
dert. Wir haben für Erhalt und Sanierung jetzt regulär 100 Mil-
lionen €, in diesem Jahr sogar 125 Millionen €. Wir werden 
das stabil halten. Wir planen, dies beim nächsten Doppelhaus-
halt weiter fortzusetzen plus ein Brückensanierungsprogramm 
aufzulegen. Das werden wir noch verhandeln. Wir tun das, 
was Sie immer gefordert, aber nie gemacht haben.

(Beifall bei den Grünen)

Es ist auch heute wieder angesprochen worden, wir hätten 
nicht genügend Mittel abgerufen. Herr Haußmann hat gefragt: 
Was war jetzt da? Was haben wir beim Bund mit den Kredit-
finanzierungen angeboten? Ja, wir haben dem Bund angebo-
ten, dass wir eine Rate für den Bau des Engelbergtunnels von 
45 Millionen € vorzeitig zurückzahlen wollen, wenn es denn 
diese Ausgleichsmittel gibt. Das wäre die vorgezogene Rate. 
Das hat der Bund abgelehnt. Das waren 45 Millionen €. Inso-
fern hat der Bund nirgends und niemandem schriftlich gesagt, 
wie viele Ausgleichsmittel wem zur Verfügung gestellt wer-
den.

Es gibt ja die Anfrage im Bundestag: Wie viele Ausgleichs-
mittel sind in den letzten zehn Jahren in welche Länder ge-
flossen? Da hat der Bund gesagt: „Das können wir nicht sa-
gen.“ Da kann ich nur sagen: Sie wollen es nicht sagen, weil 
diese Form der Ausgleichsmittel regelmäßig am Ende des Jah-
res dazu führt, dass die vereinbarten Quoten unter den Län-
dern komplett verschoben werden, weil dann der Bund den 
Ländern, die offene Baustellen haben, über Ausgleichsmittel 
etwas zukommen lässt.

Wir selbst haben über viele Jahre auch davon profitiert, auch 
im Jahr 2012 und im Jahr davor, also schon unter meiner Ver-
antwortung. Wir haben dabei auch bewusst mitgespielt, weil 
wir möglichst viele Mittel haben wollen, weil Mittelknapp-
heit da ist. Aber seriös, verlässlich, planbar, transparent ist das 
nicht.

Deswegen haben wir auch gestern unseren Antrag für den 
Bundesrat vorgestellt und gesagt: Wir brauchen Planbarkeit, 
Überjährigkeit, Verlässlichkeit. Damit kann man auch klar sa-
gen, was man zur Verfügung hat. Man kann die Verwaltung 
entsprechend aufbauen, man kann entsprechend planen und 
handeln. Das ist seriöse Politik, und das unterscheidet unsere 
Politik erheblich von dem, was früher geschehen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Zum Verkehr gehört schließlich auch der öffentliche Verkehr. 
Ich muss sagen, eines der wirklich größten Versäumnisse der 
schwarz-gelben Regierung – also auch der FDP – in der letz-
ten Legislaturperiode war, dass man die dringend notwendi-
ge Nachfolgeregelung bei GVFG, Entflechtungsgesetz und 
Regionalisierungsmitteln hat verstreichen lassen, vier Jahre 
lang nichts gemacht hat, obwohl es höchste Zeit war, dass man 
zu einer Regelung kommt. Das ist außerordentlich bedauer-
lich. Deswegen haben wir heute so eine offene, schwierige Si-
tuation vor allem im Bereich des kommunalen Verkehrs, der 
kommunalen Verkehrsinfrastruktur, des öffentlichen Verkehrs, 
des öffentlichen Nahverkehrs und des Schienenpersonennah-
verkehrs.

Ich arbeite, seit ich hier Minister bin – das tat ich auch schon 
vorher als Bundestagsabgeordneter –, daran, dass wir da eine 
verlässliche Finanzierung für die Länder und die Kommunen 
bekommen. Denn eines ist doch klar: Die 2 Milliarden €, die 
2019 nach heutiger Planung wegfallen, können nie und nim-
mer von den Ländern ersetzt werden. Wir brauchen mindes-
tens 2 Milliarden € in den Folgejahren für die kommunale Ver-
kehrsinfrastruktur, und wir brauchen übrigens auch ein Sanie-
rungsprogramm für die kommunale Verkehrsinfrastruktur. Das 
alte GVFG hat ja die Schwäche, dass es nur Neubaumaßnah-
men fördert. In Zukunft wird es aber gerade auch im ÖPNV-
Bereich viel mehr auf Erhalt und Sanierung ankommen.

Übrigens haben wir, das Land, auch hier ein klares Zeichen 
gesetzt. Wir haben unsere Kofinanzierung für die GVFG-Pro-
jekte beim Bund sichergestellt, sogar deutlich über das Maß 
hinaus, das uns prozentual zustehen würde. Auch hier haben 
wir nicht nur geredet, Herr Mack, sondern gehandelt. Das ha-
ben Sie so nicht hingebracht.

Übrigens wollte ich Ihnen einmal sagen: Es ist das Wesen der 
Opposition und eines Oppositionspolitikers, dass sie bzw. er 
eben nicht regiert und nur schwätzen kann. Insofern ist es jetzt 
Ihre tragische Situation, dass Sie als größte Oppositionsfrak-
tion auch die größte Schwätzerfraktion sind, 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

weil Sie nämlich nur schwätzen können und nichts besser ma-
chen können. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Finden Sie das nicht un-
gehörig für ein Regierungsmitglied?)

Von dem, was Sie früher 58 Jahre lang hätten tun können, kön-
nen Sie jetzt sagen, dass Sie es täten, wenn Sie könnten. Das 
glaubt Ihnen vielleicht niemand mehr.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Das ist ungehörig für 
ein Regierungsmitglied! Das gehört sich nicht! Das 
hat mit Respekt vor dem Parlament nichts zu tun!)

Kommen wir noch zu der Finanzierung des Schienenperso-
nennahverkehrs und der Regionalisierungsmittel. Das wird 
Sie interessieren. Die Länder bekommen vom Bund im Mo-
ment etwa 7,5 Milliarden € zur Finanzierung des SPNV, Ba-
den-Württemberg, grob gesagt, 760 Millionen €. Diese Mit-
tel sind nicht auskömmlich. Wir müssen bereits über 80 Mil-
lionen € aus dem Haushalt zuschießen. 

Wir werden in den kommenden Jahren darum kämpfen, dass 
die Mittel erhöht werden. Heute finden Besprechungen der 
Länder in Berlin dazu statt, aber offenbar interessiert Sie das 
nicht, obwohl es wirklich Zuflussmittel sind, die entscheidend 
dafür sind, ob man zukünftig Züge bestellen kann oder abbe-
stellen muss. Denn wenn die Mittel nicht erhöht werden, wenn 
Baden-Württemberg nicht einen höheren Anteil bekommt, 
wenn diese Ungerechtigkeit nicht beseitigt wird, dann werden 
wir in den kommenden Jahren große Schwierigkeiten haben, 
die Verhältnisse im Schienenpersonennahverkehr so zu ver-
bessern, wie wir das alle wünschen.

Frau Razavi hat angesprochen, dass Mittel etwa der Ökosteu-
er in die Rente fließen und nicht in die Verkehrsinfrastruktur. 
Da muss ich Ihnen sagen: Die CDU hat seit 2005 die Mög-
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lichkeit, dies per Mehrheit im Bundestag zu ändern. Das ist 
eine gesetzliche Regelung; die kann man ändern. Aber keine 
Regierungskoalition – übrigens auch nicht die FDP, die laut 
geschrien hat: „Rasen für die Rente“ – hat das geändert. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Denn dann müssten Sie ein Konzept entwickeln, woher Sie 
die 18 Milliarden € aus der Ökosteuer nehmen, wenn Sie die 
Rentenbeiträge nicht erhöhen wollen. Das haben auch Sie 
nicht gemacht. 

Insofern muss man einfach sagen. Das ist offensichtlich auch 
eine Konstruktion, die getragen hat. Deswegen haben wir auch 
immer gesagt: Wenn wir eine neue Finanzierung der Verkehrs-
infrastruktur brauchen, dann ist eine stabile gesetzliche Grund-
lage erforderlich, 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

die sicherstellt, dass Mehreinnahmen auch dort landen. 

Die Bodewig-Kommission hat klare Vorschläge gemacht, wie 
man finanzieren soll: 2,8 Milliarden € aus Haushaltsmitteln 
für die Sanierung, 2,3 Milliarden € aus der Lkw-Maut. Wir 
haben ein Konzept erstellt, wie man das schrittweise umsetzt 
und ausweitet. Das hätten Sie in der Großen Koalition alles 
tun können; das ist bisher aber nicht geschehen. 

Ich kann nur sagen: Wir auf Landesebene haben unsere Mög-
lichkeiten ausgeschöpft. Ich habe auf Bundesebene alles ge-
tan, damit sich dort die Verhältnisse verbessern. Jetzt liegt es 
an der Großen Koalition, endlich das umzusetzen, was eigent-
lich Konsens in der Republik ist: eine bessere, eine auskömm-
liche Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur, die vor allem 
auf der Ausweitung der Lkw-Maut, der Ausweitung auf klei-
ne Lkws und eben auch einer erhöhten Finanzierung aus Haus-
haltsmitteln basiert. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich Herrn Abg. Haußmann das Wort. 

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Ich will nur noch auf einige wenige Themen einge-
hen. Thema Schienenpersonennahverkehr: Das Verkehrsmi-
nisterium bzw. der Verkehrsminister hat jetzt begonnen, die 
Angebotskonzeption 2025 vorzustellen. Vor einigen Monaten 
hieß es noch: Konzeption 2020. Man sieht, wie die Zeit vor-
anschreitet. 

(Zuruf des Ministers Winfried Hermann – Gegenruf 
des Abg. Winfried Mack CDU: Keine Zwischenrufe 

von der Regierungsbank!)

Wir sind wirklich gespannt, was aus den hohen Zielen wird, 
ob das, was die Konzeption 2025 für den Schienenpersonen-
nahverkehr beinhaltet, tatsächlich so umgesetzt werden kann. 
Wir haben Zweifel, dass dies mit den betreffenden Mitteln 
möglich ist. Das wird man jetzt sehen. 

Fakt ist auf jeden Fall, dass in diesem Bereich ein extremer 
Zeitverzug besteht. Der große Verkehrsvertrag läuft 2016 aus, 

und wir brauchen Übergangsregelungen, weil wir vor 2018 
keinen neuen Vertrag hinbekommen. Sie sind im Moment da-
bei, zu liefern. Bisher ist noch nichts passiert, obwohl Sie im-
mer vorgeben, auf den ÖPNV einen großen Schwerpunkt zu 
legen. 

Ich will noch kurz auf das Thema Straßenfinanzierung einge-
hen. Wir sind der Meinung: Wenn man an den Bund Forde-
rungen stellt, sollte man mit gutem Beispiel vorangehen. Wir 
erwarten, dass man bei der nächsten Haushaltsberatung auch 
auf den Aus- und Neubau der Landesstraßen einen Akzent 
setzt. 

Was die Bundesstraßen angeht, sind wir der Meinung, dass 
man statt eines extremen Ausbaus der Lkw-Maut das Thema 
Vignettenlösung noch einmal auf das Tablett bringen sollte – 
nicht nur für die ausländischen Fahrer. Denn da reden wir viel-
leicht über 500 Millionen €. Da lohnt der Aufwand sicherlich 
nicht. 

Wir haben für die gesamten Fahrzeuge anhand von Modellen 
ein Volumen von etwa 5 bis 5,5 Milliarden € berechnet. Wenn 
Sie das Ganze für alle verlangen, haben wir in extremem Um-
fang Mittel, die man in einen eigenen Fonds einbringen soll-
te. Wir von der FDP/DVP-Landtagsfraktion haben diese Vor-
schläge auch schon vor zwei Jahren gemacht.

Deswegen sind das, glaube ich, Themen, bei denen man nicht 
nur auf die Lkw-Maut abheben sollte. Aber wir bringen hier 
auch konstruktive Vorschläge ein, die man in der Diskussion 
vielleicht noch einmal mit aufgreifen sollte. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Karl-Wil-
helm Röhm CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist 
die Große Anfrage besprochen und Punkt 8 der Tagesordnung 
erledigt. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Kultus, Jugend und Sport zu der Mitteilung der Landes-
regierung vom 6. Mai 2014 – Entwurf einer Verordnung 
über die Arbeitszeit der beamteten Lehrkräfte an öffent-
lichen Schulen in Baden-Württemberg (Lehrkräfte-Ar-
beitszeitVO) – Drucksachen 15/5183, 15/5270

Berichterstatter: Abg. Georg Wacker

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abg. Wa-
cker.

Abg. Georg Wacker CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Normalerweise würde es 
sich um eine Formsache handeln, wenn wir in diesem Haus 
über eine Rechtsverordnung zur Neuregelung der Lehrerar-
beitszeit beschließen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Eben!)
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– So einfach ist es nun einmal nicht. – Wir hatten allerdings 
im Bildungsausschuss durchaus einige sehr kritische Fragen 
erörtert. Diese kritischen Fragen sind es wert, dass wir im Ple-
num noch einmal darüber diskutieren.

Ich möchte mich nur auf wenige, aber wesentliche Punkte 
konzentrieren. Das Kultusministerium betont ja immer wie-
der das Ziel, an der Gemeinschaftsschule auch das gymnasi-
ale Niveau umzusetzen. Zur Umsetzung des gymnasialen Ni-
veaus wiederum sind natürlich auch Gymnasiallehrer vonnö-
ten. Wir haben bei verschiedenen Debatten hier erfahren, dass 
es für das Kultusministerium außerordentlich schwierig ist, 
für die einzelnen Fächer an den Gemeinschaftsschulen die ent-
sprechenden Gymnasiallehrer zu organisieren. 

Das ist auch vor dem Hintergrund sehr schwierig, dass die re-
gelmäßige Lehrerarbeitszeit der Gymnasiallehrer an den Gym-
nasien 25 Wochenstunden beträgt, an den Gemeinschaftsschu-
len allerdings, wenn diese Lehrer hauptsächlich dort unter-
richten, 27 Wochenstunden,

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Und jetzt?)

obwohl die Anforderungen aufgrund des Bildungsplans ei-
gentlich die gleichen sind. Herr Drexler, das ist nicht in Ord-
nung. Hier misst man im Grunde mit zweierlei Maß, und das 
ist eine Erhöhung der Lehrerarbeitszeit für die Gymnasialleh-
rer durch die Hintertür. Das können wir nicht akzeptieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. Dr. 
Timm Kern FDP/DVP)

Gleichzeitig betonen Sie, dass der Unterricht an der Gemein-
schaftsschule offensichtlich heterogener wird. 

Uns liegt eine aktuelle Stellungnahme des Kultusministeri-
ums zu einem Antrag vor, der das Thema „Erhöhung der Ar-
beitszeit für Gymnasiallehrer an Gemeinschaftsschulen“ be-
handelt. Ich darf aus der Stellungnahme des Kultusministeri-
ums zu diesem Antrag zitieren – sie ist sozusagen druck-
frisch –: 

Die Lehrkräfte an Gemeinschaftsschulen der Sekundar-
stufe  I unterrichten in leistungsheterogenen Gruppen. 
Deshalb unterscheiden sich der erforderliche Vor- und 
Nachbereitungsaufwand der wissenschaftlichen Lehrkräf-
te für den Unterricht wie auch die sonstigen dienstlichen 
Verpflichtungen nicht in Abhängigkeit von der Lehramts-
ausbildung. 

Das ist ein Widerspruch in sich. Ist nun der Unterricht an der 
Gemeinschaftsschule durch die heterogene Lerngruppe an-
spruchsvoller oder nicht? Wenn er angeblich anspruchsvoller 
ist als in einem differenzierten Schulwesen, darf man die Leh-
rerarbeitszeit doch nicht erhöhen. Hier stimmt also etwas 
nicht. Insofern ist dieser Punkt mit äußerster Kritik zu bewer-
ten. 

Zweitens: Zum Thema „Gesundheits- und Arbeitsschutz“ hat-
ten wir in den letzten Jahren Befunde, wonach ein beachtli-
cher Anteil der Lehrkräfte die ordentliche Ruhestandsgrenze 
aufgrund von Dienstunfähigkeit durch gesundheitliche Beein-
trächtigungen nicht erreicht. 

Deswegen gab es in der letzten Legislaturperiode einen au-
ßerordentlich breiten Konsens zum Thema „Gesundheits- und 

Arbeitsschutz“ – nicht nur ressortübergreifend, sondern auch 
über alle Lehrerverbände hinweg und unter Einbeziehung von 
Experten. Alle haben gesagt: Die Altersermäßigung für Lehr-
kräfte ist kein besonderes Privileg, sondern eine wichtige 
Maßnahme zur Aufrechterhaltung der Dienst- und der Arbeits-
fähigkeit der Lehrkräfte. Durch die Verschiebung – –

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Deswegen bleibt es ja!)

– Herr Kollege Schmiedel, eine Verschiebung ist eine Kür-
zung. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Ach was! Eine Ver-
schiebung ist eine Verschiebung und keine Kürzung!)

Denn die Lehrkräfte partizipieren ja später davon. Es ist eine 
Kürzung. Diese ist sachlich und fachlich nicht gerechtfertigt. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Wir reden über die 
Rente mit 67!) 

Eine Argumentation der Regierungsfraktionen ist nicht auf-
gegangen. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Auch Sie, Herr Kollege Schmiedel – dazu gibt es entsprechen-
de Pressestellungnahmen –, haben immer gesagt, die Verschie-
bung der Altersermäßigung sei dadurch zu begründen, dass 
man damit die Einsparung von 1 200 Lehrerdeputaten mitfi-
nanzieren müsse. Aber Sie fordern jetzt, die Einsparauflage 
von 1 200 Deputaten für 2014 zumindest zu reduzieren. Sa-
gen Sie bitte zu – – Wenn es Ihnen gelingen sollte, diese Ein-
sparauflage zu reduzieren,

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD)

müssen Sie die politische Entscheidung der Verschiebung der 
Altersermäßigung eigentlich ebenfalls wieder rückgängig ma-
chen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Das hängt doch mit 
dem späteren Pensionseintritt zusammen!)

Das wäre konsequent, aber das tun Sie nicht.

Insofern sagen wir, gerade weil es sich hier um einen sehr brei-
ten Konsens gehandelt hat: Diese Entscheidung war falsch. Das 
sage ich auch vor dem Hintergrund, dass uns verschiedene 
Stellungnahmen vorliegen – eine von der Gemeinde Bammen-
tal, Frau Kollegin Brunnemer, von wo es einen offenen Brief 
gibt, der von den Grünen mit unterzeichnet wurde, worin man 
sich über eine vermehrte Arbeitsbelastung an den Gemein-
schaftsschulen beschwert.

Wenn wir zudem die Studie der GEW zur Hand nehmen, die 
erst vor wenigen Wochen veröffentlicht wurde und in der klar 
wird, dass der Belastungsfaktor Zeit an unseren Schulen zu-
nimmt und damit die Belastungsfaktoren für die Lehrkräfte 
insgesamt zunehmen, muss man sagen: Diese Rechtsverord-
nung ist grundsätzlich gerechtfertigt, aber sie ist nicht zukunft-
weisend. Hier liegt noch ein Stück Arbeit vor Ihnen, was im 
Grunde die konkrete Formulierung der Lehrerarbeitszeit be-
trifft. Insofern sind diese konkreten Punkte, die ich eben an-
gesprochen habe, sehr kritisch zu bewerten. 
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(Abg. Claus Schmiedel SPD: Wieso haben Sie eigent-
lich die Arbeitszeit der Gymnasiallehrer von 23 auf 
25 Stunden erhöht, wenn Sie jetzt so jammern? Un-

glaublich!)

– Aufgrund Ihrer Zwischenrufe, Herr Kollege Schmiedel, 
müssten Sie jetzt die Lehrerarbeitszeit der Gymnasiallehrkräf-
te auf 23 reduzieren. Aber das tun Sie nicht.

(Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch CDU: Eigentor!)

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion GRÜ-
NE erteile ich das Wort Frau Abg. Boser.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! In der Rechtsverordnung 
sind nur wenige Neuerungen enthalten. Die Arbeitszeit der 
Lehrkräfte hat sich nicht verändert; wir haben keine Erhöhung 
der Arbeitszeit bei den Lehrkräften vorgenommen. Bei den 
Gymnasiallehrkräften, die an der Gemeinschaftsschule arbei-
ten, halte ich es für richtig, dass Lehrerinnen und Lehrer, die 
an der gleichen Schulart unterrichten, am Ende auch die glei-
che Arbeitszeit ableisten. Denn jeder, der an der Gemein-
schaftsschule arbeitet, hat die gleiche „Last“, hat den gleichen 
Arbeitsaufwand, und deshalb kann man nicht davon sprechen, 
dass Gymnasiallehrkräfte per se eine Arbeitszeiterhöhung ha-
ben, sondern es betrifft die Gemeinschaftsschulen. An den be-
ruflichen Schulen ist es ebenfalls so, dass alle Lehrkräfte das 
gleiche Deputat haben. Gleichzeitig ist es in jeder Schulart so, 
dass technische Lehrer und Fachlehrer eine andere Arbeitszeit 
haben als verbeamtete Lehrkräfte.

Wir haben beispielsweise Unterschiede zwischen Grundschu-
len und Realschulen; dies ist also immer auf die Schulart be-
zogen und nicht auf eine Lehrkraft. Daher halte ich es für rich-
tig, dass an der Gemeinschaftsschule einheitlich 27 Stunden 
gelten, und zwar für alle Lehrkräfte, die an der Gemeinschafts-
schule arbeiten. 

Der zweite Punkt, der die Lehrkräfteverordnung betrifft – das 
wurde schon angesprochen –, ist das Thema Altersermäßi-
gung. Da gab es schon in den vergangenen Jahren die Diskus-
sion, ob diese abgeschafft wird. Das war zu Zeiten der CDU-
geführten Landesregierung ebenfalls schon ein Thema. Das 
Ergebnis damals war beispielsweise, dass der Beginn der Al-
tersermäßigung von 55 auf 58 Jahre angehoben wurde. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Oh! Wer im Glashaus 
sitzt!)

Wir haben jetzt eine Verschiebung um zwei Jahre, die sich 
auch an dem neuen Pensionseintrittsalter orientiert. Das heißt, 
hier von einer Kürzung zu sprechen ist völlig falsch.

Sie haben wieder einmal mit dem Luftgewehr geschossen, 
Herr Wacker. Es ist keine Kürzung. Die Lehrkräfte haben die 
gleiche Bezugszeit bei der Altersermäßigung; sie wird ver-
schoben, sie wird nicht gekürzt. Ich halte es auch für richtig, 
dass wir die Altersermäßigung aufrechterhalten, dass wir mit 
einer Verschiebung vorangehen und den Lehrkräften ab dem 

60. Lebensjahr ihre Altersermäßigung zugestehen und damit 
respektieren, dass die Arbeitsbelastung im Alter an den Schu-
len zunimmt und damit eine verkürzte Lehrerarbeitszeit rich-
tig ist. 

Es gibt darüber hinaus aber auch andere Maßnahmen, die für 
die Lehrkräfte beim Thema Altersbelastung wichtig sein wer-
den. Die Altersermäßigung allein ist nicht das Allheilmittel, 
das die Lehrkräfte in diesem Zusammenhang schützt. Was da-
neben wichtig ist, sind Präventionsmaßnahmen, 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Wie z. B. kleinere 
Klassen! – Gegenruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm 

CDU: Ja! Klassenteiler senken!)

sind Gesundheitsmaßnahmen, die wir ausgebaut haben. Wich-
tig ist beispielsweise eine gute Arbeitsplatzsituation an den 
Schulen, dass Lehrkräfte an den Schulen einen anständigen 
Arbeitsplatz haben. Dem werden wir mit den neuen Schul
bauförderrichtlinien Rechnung tragen, damit Lehrkräfte in der 
Schule Gelegenheit für Vorbereitungen und Korrekturen ha-
ben. So schaffen wir es, dass Lehrkräfte an den Schulen eine 
bessere Ausstattung haben. 

Auch Unterstützungsmaßnahmen wie beispielsweise Schul-
sozialarbeit – deren Mitfinanzierung von der CDU-Fraktion 
nach wie vor abgelehnt wird – sind wichtig. Denn auch die 
Schulsozialarbeit bietet den Lehrkräften eine Unterstützung, 
um Belastungen im Alter entgegenwirken zu können.

Die grün-rote Landesregierung hat wichtige Akzente gesetzt. 
Wir versuchen, die Lehrkräfte im Unterricht zu unterstützen, 
damit es gar nicht erst zum Burn-out und zu einer starken Be-
lastung im Alter kommt. Dass die Altersermäßigung verscho-
ben wird, erklärt sich durch die Verschiebung des Pensions-
eintrittsalters. Es war daher eine gute Entscheidung, die Al-
tersermäßigung aufrechtzuerhalten. 

Dass wir hier noch einmal über die Arbeitszeitverordnung für 
Lehrkräfte reden, nachdem wir sie im Ausschuss ausführlich 
debattiert haben, halte ich nicht unbedingt für sinnvoll. Das 
hätten wir im Ausschuss auch machen können. Ich finde es im 
Augenblick nicht belastend, aber ich denke, dass wir mit die-
ser Arbeitszeitverordnung einen guten weiteren Weg gehen.

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Käppeler.

Abg. Klaus Käppeler SPD: Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Das Bundesverwaltungs-
gericht hat anlässlich einer Verwaltungsstreitsache entschie-
den, dass künftig Regelstundenmaße von verbeamteten Lehr-
kräften nicht mehr durch eine reine Verwaltungsvorschrift 
festgelegt werden können, sondern durch Rechtsverordnung 
geregelt werden müssen. Dies und nichts anderes ist der Grund, 
warum wir uns heute am Ende des Plenartags mit diesem The-
ma befassen und auf Wunsch der CDU darüber sprechen. Ge-
stattet sei zu Beginn der Hinweis, dass die CDU in ihrer Regie-
rungszeit hierüber nicht öffentlich diskutieren wollte. 

(Zuruf des Abg. Dieter Hillebrand CDU)
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Die neue Arbeitszeitverordnung schreibt im Wesentlichen die 
bereits bestehende Verwaltungsvorschrift fort. Demnach wer-
den auch zukünftig Lehrkräfte je nach Einsatzort eine unter-
schiedlich hohe Unterrichtsverpflichtung haben. Die Unter-
richtsverpflichtung an den einzelnen Schularten wurde gegen-
über den Vorjahren weder erhöht noch abgesenkt. 

Auf zwei Änderungen gegenüber früheren Regelungen möch-
te ich im Folgenden dennoch kurz eingehen. Mit der Gemein-
schaftsschule hat sich eine neue Schulart etabliert, die eine Er-
gänzung der Arbeitszeitverordnung erforderlich macht. Die 
nun vorgeschlagene Anpassung findet meine persönliche Un-
terstützung, denn diese sieht vor, dass Lehrkräfte an Gemein-
schaftsschulen unabhängig von ihrer Lehrbefähigung die glei-
che Anzahl von Unterrichtsstunden unterrichten. Diese Stan-
dardisierung auf eine einheitliche Unterrichtsverpflichtung ist 
konsequent und stärkt zugleich den Zusammenhalt im Kolle-
gium. Eine doppelte Privilegierung von Gymnasiallehrkräf-
ten ist nicht einzusehen. Sie verdienen deutlich mehr Geld als 
Hauptschullehrer, warum sollten sie dann auch noch weniger 
arbeiten? 

(Zuruf des Abg. Dieter Hillebrand CDU)

Damit verbunden ist das klare bildungspolitische Signal, dass 
Lernprozesse auf unterschiedlichen Lernniveaus in den Klas-
senstufen 5 bis 10 einen vergleichbaren Aufwand für Lehr-
kräfte bedeuten. 

Bemerkenswert finde ich in diesem Zusammenhang die Hal-
tung der CDU –

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Schlüssig!)

bemerkenswert! Diese sorgte sich in der Sitzung des Bildungs-
ausschusses um die Attraktivität der Gemeinschaftsschule und 
empfand die Neuregelung als Wettbewerbsnachteil. Ich neh-
me diesen Hinweis gern als wichtiges Signal entgegen, dass 
die CDU endlich von ihrem Mantra abrückt, die grün-rote Re-
gierung würde die Gemeinschaftsschule gegenüber anderen 
Schularten bevorzugen. 

(Zuruf des Abg. Georg Wacker CDU)

Im Übrigen, Herr Wacker: Das Abstimmungsergebnis der Op-
position in ebendieser Ausschusssitzung zum Verordnungs-
entwurf der Landesregierung über die Arbeitszeit verbeamte-
ter Lehrer erfolgte uneinheitlich mit zwei Enthaltungen und 
zwei Gegenstimmen. 

(Zurufe von der SPD: Oi! – Abg. Georg Wacker CDU: 
Nicht zugestimmt!)

Ich bin gespannt auf die heutige Abstimmung.

Es stellt sich nun die Frage, ob die Neuregelung für die Ge-
meinschaftsschule tatsächlich ein Wettbewerbsnachteil ist, 
geht es doch um die Anwerbung – Herr Wacker, Sie haben es 
angesprochen – von Gymnasiallehrern, die gegenüber den 
Kollegen am Gymnasium ein um zwei Stunden höheres De-
putat erwartet. Die aktuelle Einstellungspraxis zeigt, dass dem 
nicht so ist. Über zwei Drittel der für das kommende Schul-
jahr ausgeschriebenen Stellen konnten bereits durch Lehrkräf-
te mit Gymnasialbefähigung besetzt werden, noch offene Stel-
len werden bis zum Beginn des kommenden Schuljahrs im 
Rahmen des Nachrückverfahrens besetzt werden. Die aktuel-

le Bewerberlage zeigt also, dass die Gemeinschaftsschule 
auch für Gymnasiallehrkräfte hoch attraktiv ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen 
– Abg. Claus Schmiedel SPD: Sehr gut!)

Der zweite Punkt

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

der neuen Arbeitszeitverordnung, der in der Vergangenheit 
sehr intensiv diskutiert wurde, ist die Neuregelung der Alters-
ermäßigung für Lehrkräfte. Als unmittelbar Betroffener kann 
ich sagen, dass ich die Neuregelung mittrage. Denn die poli-
tische Botschaft ist unmissverständlich: Zum einen bleibt die 
Altersermäßigung als wichtiges Instrument der Gesundheits-
vorsorge für Lehrkräfte erhalten. Ebenfalls gleich bleiben Um-
fang und stufenweise Erhöhung. Einzig der Beginn der Al-
tersermäßigung wurde um zwei Jahre nach hinten verscho-
ben.

Aus meiner Sicht ist die gewählte Anpassung an das zukünf-
tige Pensionseintrittsalter ein tragfähiger Kompromiss, der das 
Instrument der Altersermäßigung absichert.

Die SPD-Fraktion wird der Verordnung über die Arbeitszeit 
der beamteten Lehrkräfte an öffentlichen Schulen in Baden-
Württemberg in der vorgelegten Fassung zustimmen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Kern.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Grundsätzlich ist es erfreulich, dass 
die Verwaltungsvorschrift zur Arbeitszeit der Lehrer nun in 
den Rang einer Verordnung gehoben wird, die der Zustim-
mung des Landtags bedarf. Zwar erfolgt diese Rangerhöhung 
offenbar nicht aus einem demokratischen Impuls heraus, son-
dern aus rechtlicher Notwendigkeit; aber geschenkt: Uns Li-
beralen geht es um Ergebnisse.

Doch leider enthält die Verordnung neben grundsätzlich zu-
stimmungsfähigen Teilen im Wesentlichen zwei Punkte, die 
die Fraktion der FDP/DVP nicht mittragen wird. Zum einen 
wird die Altersermäßigung für Lehrkräfte in einer problema-
tischen Weise neu geregelt. Wenn den Koalitionspartnern an 
einer ins System der Pensionsgrenze passenden und somit fai-
ren Neuregelung gelegen wäre, dürften sie nicht die Alterser-
mäßigung in einem Schritt um zwei Jahre verschieben, son-
dern müssten sie eine jährliche Verschiebung um jeweils ei-
nen Monat vorsehen, wie dies bei der Pensionsgrenze prakti-
ziert wird.

Auch ist insgesamt aus unserer Sicht besonders unerfreulich, 
dass die Koalition in kurzen Zeitabständen immer wieder mit 
neuen Belastungen für die Lehrer bzw. für das Bildungswe-
sen aufwartet. Nach den Einschnitten bei der Beamtenbesol-
dung und -versorgung folgten die Kürzungen bei den Entlas-
tungskontingenten und nun die Verschiebung der Altersermä-
ßigung mit Abschaffung der früheren Zurruhesetzung. Man 
fragt sich: Was kommt als Nächstes?

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)
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Die Fraktion der FDP/DVP hält es für dringend geboten, zu 
einer Politik zurückzukehren, die gemeinsam mit den Lehrern 
an Lösungen für annehmbare Arbeitsbedingungen arbeitet. 
Vom weiteren Ausbau der Gesundheitsprävention, von einer 
Verbesserung der Voraussetzungen für die Erhöhung des rea-
len Pensionierungszeitpunkts sowie von einem Werben für 
freiwillige Weiterarbeit über den amtlichen Pensionierungs-
zeitpunkt hinaus versprechen wir Liberalen uns deutlich mehr 
Einspareffekte als von fortlaufenden Einzelmaßnahmen zu-
lasten der Lehrer.

Die Arbeitszeitverordnung wäre auch Ihre Chance gewesen, 
eine offensichtliche Ungerechtigkeit bei den Deputaten der 
Fachlehrer zu beseitigen. Während Fachlehrkräfte und tech-
nische Lehrkräfte im Regelfall ein Deputat von 28 bzw. – je 
nach Fachrichtung – 27 Stunden haben, müssen ihre Kolle-
ginnen und Kollegen an den Sonderschulen 31 Stunden pro 
Woche unterrichten. Auf eine Anfrage von unserem Frakti-
onsvorsitzenden und mir antwortete das Kultusministerium, 
technische Lehrer und Fachlehrer seien viel im pflegerischen 
Bereich, das heißt, nicht hauptsächlich im Unterricht einge-
setzt, woraus ein geringerer Vor- und Nachbereitungsaufwand 
resultiere.

Das ist eine Einschätzung, die die GEW in einem Brief so 
nicht stehen lassen wollte – Zitat –:

Die Arbeit der Fach- und technischen Lehrkräfte zeigt 
sich heute ganz anders. Sowohl in der Verwaltungsvor-
schrift des Kultusministeriums vom August 2008 – Kin-
der und Jugendliche mit besonderem Förderbedarf und 
Behinderungen – als auch im Bildungsplan der Schule für 
geistig Behinderte von 2009 wird nicht mehr zwischen 
Fachlehrkräften und Sonderschullehrkräften unterschie-
den. Alle Aufgaben, die die Lehrkräfte an diesen Schulen 
übernehmen, sind Unterricht. Die pflegerischen Aufga-
ben werden von allen Lehrkräften dieser Schulen über-
nommen.

Wie steht es im entsprechenden Bildungsplan?

Im Hinblick auf das ganzheitliche Erleben der Kinder und 
Jugendlichen ist der Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Schule mit diesen Behandlungs-, pflegerischen und the-
rapeutischen Aufgaben eng verwoben.

Vermutlich ist die Gleichbehandlung der Sonderschulfachleh-
rer wie so vieles andere auch schlicht eine Frage der Prioritä-
ten im Umgang mit grundsätzlich begrenzten Ressourcen. 
Aber gerade die Finanzsituation ist für den Bildungsbereich 
so günstig wie schon lange nicht mehr. Das Land erhält in die-
sem Jahr 3 Milliarden € mehr an Steuereinnahmen, der Bund 
schüttet in erheblichem Umfang zusätzliches Geld für Bildung 
an die Länder aus, und durch die sinkenden Schülerzahlen 
werden Kapazitäten frei, die genutzt werden könnten. Für die 
Privilegierung der sehr teuren Gemeinschaftsschulen haben 
Sie ja auch Geld. Während die Gemeinschaftsschule als ein-
zige Schulart einen pauschalen Zuschlag für Inklusion erhält, 
obwohl die Landesregierung bis heute kein Inklusionskonzept 
vorgelegt hat, ist für das Schließen einer Gerechtigkeitslücke 
im Sonderschulbereich kein Geld übrig.

(Zuruf des Abg. Claus Schmiedel SPD)

Das wirft auch kein gutes Licht auf Ihre angekündigten Be-
mühungen um mehr Wahlmöglichkeiten durch Inklusionsan-

gebote; denn diese sollen ja die Angebote der Sonderschulen 
ergänzen und nicht ersetzen.

Abgesehen von diesen beiden Punkten, die uns an der Zustim-
mung hindern, bedauern wir, dass eine Frage in der Arbeits-
zeitverordnung offensichtlich keine Rolle gespielt hat, näm-
lich die Frage, ob jedes Detail zentral geregelt werden muss 
oder besser der Entscheidung der einzelnen Schule überlas-
sen werden sollte. Dazu hätte es aber vermutlich der Mitar-
beit von Liberalen bedurft – die leider wieder einmal nicht an-
gefragt wurden.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Für die Landesregierung 
erteile ich das Wort Herrn Minister Stoch.

Minister für Kultus, Jugend und Sport Andreas Stoch: 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich hof-
fe, dass die Mannschaften, die jetzt vor zwei Minuten auf das 
Fußballfeld gegangen sind, mehr Applaus ernten als Kollege 
Kern gerade.

(Unruhe)

Das hoffe ich sehr, Herr Kollege Kern. 

Da ich auch für den Sport Verantwortung trage, werde ich ver-
suchen, in aller Kürze auf die entsprechenden Ausführungen 
der Kollegen zu reagieren.

(Beifall bei den Grünen und der SPD sowie des Abg. 
Dieter Hillebrand CDU – Abg. Dr. Timm Kern FDP/

DVP: Was halten Sie von Fair Play?)

Meine sehr geehrten Damen und Herren – noch steht es 0 : 0 
–, Herr Kollege Käppeler hat zu Recht darauf hingewiesen: 
Auslöser und Grund dafür, dass wir heute über eine Rechts-
verordnung sprechen, ist ein Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts. Das ist letztlich auch Anlass gewesen, weil wir an-
dernfalls bereits zum neuen Schuljahr in einen rechtlosen Zu-
stand verfallen würden. Deswegen müssen wir diese Rege-
lungen jetzt treffen, und deswegen ist es auch richtig, diese 
Regelungen in der notwendigen Eile zu treffen.

Wir haben bereits im Ausschuss darüber gesprochen – auch 
Herr Kollege Wacker hatte diese Frage aufgeworfen –: Natür-
lich gibt es gerade, wenn es um die Lehrerarbeitszeit geht, be-
reits seit Jahren Diskussionsbedarf. Denn natürlich werden 
immer wieder Fragen gestellt, die auch die Systemgerechtig-
keit betreffen: zwischen den verschiedenen Schularten, zwi-
schen den Kolleginnen und Kollegen, die verschiedene Lehr-
amtsstudiengänge absolvieren, zum einen, was ihre Lehrerar-
beitszeit angeht, und natürlich zum anderen, was ihre Besol-
dung angeht. Wir werden uns alle in den nächsten Jahren die-
ses Themas annehmen müssen. Ich lade dazu ein, dass wir ge-
meinsam konstruktiv auf die Veränderungen an der Schule 
eingehen. Auch wenn es um Themen wie den Ausbau des 
Ganztagsangebots geht, müssen wir, glaube ich, im Hinblick 
auf die Lehrerarbeitszeit neu denken, und zwar gemeinsam 
mit den Vertreterinnen und Vertretern der Lehrerschaft.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich möchte kurz auf zwei Punkte eingehen, die 
auch von Ihnen angesprochen wurden: zum einen die einheit-
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liche Regelung des Deputats an Gemeinschaftsschulen und 
zum anderen die Neuregelung bei der Altersermäßigung.

Bei der Gemeinschaftsschule werden wir zukünftig mit einer 
Wochenstundenzahl von 27 arbeiten, und zwar für alle Lehr-
kräfte. Wir halten das in Abwägung aller Gesichtspunkte für 
einen gerechten Ausgleich, und wir gehen auch davon aus, 
dass sich die Kolleginnen und Kollegen aller Lehramtsstudi-
engänge, auch Gymnasiallehrer, bewusst für die Gemein-
schaftsschule entscheiden. Auch bei der bisherigen Einstel-
lung ist dies so gewesen. Die Lehrer haben sich bewusst da-
für entschieden, und wir haben auch die entsprechenden Rück-
meldungen, dass sie bereit sind, diese Wochenstundenzahl zu 
erfüllen.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Wir werden auch in Zukunft sehr genau hinschauen, wenn es 
um die Frage der Lehrerarbeitszeit geht.

Ich bitte Sie nur um eines – da gehört auch ein gewisses Er-
innerungsvermögen dazu –: Wenn, wie durch Sie, die Lehrer-
arbeitszeit z. B. im Gymnasialbereich für alle Lehrerinnen und 
Lehrer von 23 auf 25 Wochenstunden angehoben wurde,

(Zuruf des Abg. Georg Wacker CDU)

dann sage ich Ihnen: Für diese Landesregierung wäre es wahr-
scheinlich, was die Ressourcenseite angeht, einer der effek-
tivsten Schritte, die Lehrerarbeitszeit insgesamt anzuheben.

Wir haben das bewusst nicht getan. Deswegen ist es auch ein 
Stück weit heuchlerisch, wenn von Ihnen die Verschiebung 
der Altersermäßigung als eine unzumutbare Verschlechterung 
kritisiert wird. 

(Beifall bei den Grünen und der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, uns allen ist bewusst, dass wir auch im Bil-
dungsbereich – ich verweise auf 87 % Personalkostenanteil – 
zur Haushaltskonsolidierung beitragen müssen. Sie selbst sind 
immer wieder dabei zu fordern, die Schuldenbremse noch 
schneller einzuhalten. Wenn es konkret wird, wird das Ganze 
sehr flüchtig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir halten die Ver-
schiebung der Altersermäßigung für einen zumutbaren Schritt. 
Denn die Lebensarbeitszeit – das wissen wir alle, Thema 
„Rente mit 67“ – wird in den nächsten Jahren verlängert. Ich 
halte es auch für ein Gebot der Gerechtigkeit, hier eine Ver-
gleichbarkeit herzustellen. 

Auch trifft nicht zu, dass wir, was die gesundheitliche Belas-
tung der Lehrkräfte angeht, unverantwortlich handeln. Herr 
Kollege Wacker, ich darf Sie insoweit korrigieren, als in den 
letzten Jahren ein signifikanter Rückgang der Zahl der gesund-
heitlich begründeten vorzeitigen Pensionierungen von Lehre-
rinnen und Lehrern festzustellen ist. 

(Abg. Georg Wacker CDU: Abschläge! – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Das ist ja zum Einschlafen! 

Das weiß doch jeder! – Glocke der Präsidentin) 

Herr Kollege Wacker, die Zahlen sprechen eine eindeutige 
Sprache. Es geht hier nicht allein um die Altersermäßigung,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Schaffen Sie sie 
ab! Mal sehen, was passiert!)

wenn es um den Gesundheitsschutz geht, sondern um ein um-
fassendes Konzept, um dafür zu sorgen, dass die Lehrerinnen 
und Lehrer an den Schulen früher Hilfe bekommen, wenn sie 
Anzeichen von Überlastung zeigen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das stimmt in die-
ser Form nicht, was Sie da sagen!)

Wir müssen ein Konzept erstellen, mit dem die Lehrerinnen 
und Lehrer ihren Beruf möglichst in voller Leistungsfähigkeit 
ausüben können. 

Ich glaube, dass es ein richtiger Schritt ist – Frau Kollegin Bo-
ser hat es entsprechend ausgeführt –, jetzt die Lehrerarbeits-
zeitverordnung in Form einer Rechtsverordnung in dieser Wei-
se zu erlassen. Wir werden aber zum Thema „Arbeitszeit der 
Lehrkräfte“ auch in den nächsten Jahren noch intensive Ver-
handlungen führen müssen. Wir werden auch im Hinblick auf 
die Veränderungen in unserer Schullandschaft in Verantwor-
tung für die Lehrkräfte in diesem Land die richtigen Lösun-
gen finden. 

Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Bei einem Spielstand von 1 : 1 zwischen Argentinien und Ni-
geria kommen wir zur Abstimmung 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Wir lehnen sowie-
so ab!)

über die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Kultus, 
Jugend und Sport, Drucksache 15/5270. Der Bildungsaus-
schuss schlägt Ihnen vor, von der Mitteilung der Landesregie-
rung, Drucksache 15/5183, zustimmend Kenntnis zu nehmen. 

(Abg. Claus Schmiedel SPD: Sehr gut!)

Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Kultus, Jugend 
und Sport mehrheitlich zugestimmt. 

Meine Damen und Herren, damit ist Tagesordnungspunkt 9 
erledigt, und wir sind am Ende der heutigen Tagesordnung an-
gelangt. 

Die nächste Sitzung findet morgen, Donnerstag, 26. Juni 2014, 
um 9:30 Uhr statt. 

Ich danke Ihnen und schließe die Sitzung. 

Schluss: 18:08 Uhr 
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